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Beginn: 10:05 Uhr

Präsident Klaus Schlie:

Meine Damen und Herren! Ich eröffne die 25. Ta-
gung des Schleswig-Holsteinischen Landtages. Das
Haus ist ordnungsgemäß einberufen und beschluss-
fähig.

Erkrankt sind die Abgeordneten Hartmut Hamerich,
Kirsten Eickhoff-Weber und Regina Poersch. Wir
wünschen ihnen gute Genesung.

(Beifall)

Seitens der Landesregierung ist wegen auswärtiger
Verpflichtungen Dr. Sabine Sütterlin-Waack beur-
laubt. Die Abgeordnete Serpil Midyatli hat nach
§ 47 Absatz 2 unserer Geschäftsordnung mitgeteilt,
dass sie an der Teilnahme an der heutigen Sitzung
verhindert ist. Der Abgeordnete Kumbartzky hat
nach § 47 Absatz 2 unserer Geschäftsordnung mit-
geteilt, dass er an der Teilnahme an der heutigen
Sitzung ab 15 Uhr verhindert ist. Das Gleiche hat
uns der Abgeordnete Schnurrbusch mitgeteilt. Auch
er ist heute ab 15 Uhr verhindert.

Meine Damen und Herren, die Abgeordneten des
SSW haben folgenden Antrag vorgelegt:

Ablehnung der CCS-Technologie im Klimapaket

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten des SSW
Drucksache 19/1730

Das Wort zur Begründung wird, wie ich sehe, nicht
gewünscht.

Ich lasse über den Dringlichkeitsantrag Drucksache
19/1730 abstimmen. Sie wissen, es gilt das Erfor-
dernis der Zweidrittelmehrheit der abgegebenen
Stimmen. Wer also die Dringlichkeit bejaht, den
bitte ich um das Handzeichen. - Ich sehe, das ist
einstimmig der Fall. Ich bitte die Parlamentarischen
Geschäftsführungen, sich über die Redezeit zu ver-
ständigen und einen Vorschlag zum Zeitpunkt des
Aufrufs zu machen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich habe
Ihnen eine Aufstellung der im Ältestenrat verein-
barten Redezeiten übermittelt. Der Ältestenrat hat
sich verständigt, die Tagesordnung in der ausge-
druckten Reihenfolge mit folgenden Maßgaben zu
behandeln:

Zu den Tagesordnungspunkten 2, 5 bis 7, 16, 19, 32
bis 36, 40, 41, 43, 44, 48 und 49 ist eine Ausspra-
che nicht vorgesehen.

Von der Tagesordnung abgesetzt werden sollen die
Tagesordnungspunkte 8, 18, 21, 24, 26, 39 und 45.

Zur gemeinsamen Beratung vorgesehen sind die Ta-
gesordnungspunkte 9, 10, 12, 38 und 47, das ist der
gesamte Komplex der Haushaltsberatungen 2020,
sowie die Tagesordnungspunkte 11 und 42, Gesetz
über die Errichtung einer Friesenstiftung mit der
Ausführung des Ersten Staatsvertrags zum Glücks-
spielwesen in Deutschland und der Sprachencharta-
bericht 2019, die Tagesordnungspunkte 14 und 15,
Gesetzentwürfe zur Änderung des Gesetzes zum
Schutz vor den Gefahren des Passivrauchens, sowie
die Tagesordnungspunkte 27 und 31, Pflegesituati-
on verbessern - Kostenübernahme für Palliative
Care Fortbildung für Pflegekräfte und Grundlagen
zur Finanzierung einer generalistischen Pflegehel-
ferausbildung schaffen.

Anträge zu einer Fragestunde liegen nicht vor.

Wann die einzelnen Tagesordnungspunkte voraus-
sichtlich aufgerufen werden, ergibt sich aus der Ih-
nen vorliegenden Übersicht über die Reihenfolge
der Beratung der 25. Tagung.

Wir werden heute und morgen unter Einschluss ei-
ner zweistündigen Mittagspause längstens bis
18 Uhr und Freitag - ohne Mittagspause - bis circa
15:30 Uhr tagen. - Ich höre keinen Widerspruch;
dann werden wir so verfahren.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, begrüßen
Sie gemeinsam mit mir auf der Besuchertribüne des
Schleswig-Holsteinischen Landtages Schülerinnen
und Schüler der Ricarda-Huch-Schule aus Kiel. -
Seien Sie uns herzlich willkommen im Schleswig-
Holsteinischen Landtag!

(Beifall)

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 9, 10, 12, 38 und
47 auf:

Gemeinsame Beratung

a) Erste Lesung des Entwurfs eines Gesetzes
über die Feststellung eines Haushaltsplans
für das Haushaltsjahr 2020 (Haushaltsgesetz
2020)

Gesetzentwurf der Landesregierung
Drucksache 19/1600

b) Erste Lesung des Entwurfs eines Haushalts-
begleitgesetzes 2020

Gesetzentwurf der Landesregierung
Drucksache 19/1601
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c) Erste Lesung des Entwurfs eines Gesetzes
zum Staatsvertrag zwischen der Freien und
Hansestadt Hamburg und dem Land Schles-
wig-Holstein zur Änderung des Staatsvertra-
ges zwischen der Freien und Hansestadt
Hamburg und dem Land Schleswig-Holstein
über die Errichtung der „hsh finanzfonds
AöR“ als rechtsfähige Anstalt des öffentli-
chen Rechts sowie zum Staatsvertrag zwi-
schen der Freien und Hansestadt Hamburg
und dem Land Schleswig-Holstein zur Ände-
rung des Staatsvertrages zwischen der Freien
und Hansestadt Hamburg und dem Land
Schleswig-Holstein über die Errichtung der
„hsh portfoliomanagement AöR“ als rechtsfä-
hige Anstalt des öffentlichen Rechts nach
§ 8 b) des Finanzmarktstabilisierungsfonds-
gesetzes

Gesetzentwurf der Landesregierung
Drucksache 19/1695

d) Übertragung von Anteilen des Landes Schles-
wig-Holstein an der hsh beteiligungs manage-
ment GmbH auf die hsh finanzfonds AöR

Bericht der Landesregierung 
Drucksache 19/1604

e) Finanzplan des Landes Schleswig-Holstein
2019 bis 2023
Finanzplan Fortschreibung 2024 - 2028

Bericht der Landesregierung zum Abbau des
strukturellen Defizits gemäß Artikel 67 der Lan-
desverfassung
Drucksache 19/1705

Ich frage Sie: Wird das Wort zur Begründung ge-
wünscht? - Das ist nicht der Fall. Ich eröffne die
Grundsatzberatung und erteile der Finanzministerin
Monika Heinold. das Wort

Monika Heinold, Finanzministerin:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die
Landesregierung legt Ihnen heute den Haushalt
2020 und die Finanzplanung 2019 bis 2028 vor, und
ich will es diesmal ganz am Anfang meiner Rede
sagen: Frau Reese-Cloosters, herzlichen Dank an
die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen im Finanzmi-
nisterium und in der gesamten Landesverwaltung.
Sie haben wieder Großartiges geleistet.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU,
SPD, FDP, SSW und Volker Schnurrbusch
[AfD])

Der Haushaltsentwurf ist der dritte Jamaika-Haus-
halt, mit dem wir den Anspruch haben, die Zukunft
dieses Landes und unserer Gesellschaft und deren
Wandel aktiv zu gestalten. Wir übernehmen Verant-
wortung für die zukünftige Generation, wir schul-
tern die Vergangenheitskosten, wir stellen uns den
Herausforderungen der Zukunft: Klimawandel, di-
gitale Arbeitswelt, Fachkräftemangel, Vereinbarkeit
von Familie und Beruf, Gestaltung des ländlichen
Raums mit der demographischen Entwicklung.
Meine Damen und Herren, die To-do-Liste ist lang.

Sie wissen es, hinzu kommen - einschließlich der
HSH-Altverpflichtungen - rund 33 Milliarden € an
Schulden, die das Land schultern muss. Dazu
kommt ein über Jahrzehnte gewachsener Infrastruk-
tursanierungsstau, und wir haben milliardenschwere
Pensionsverpflichtungen. Diese Ausgaben in der
Vergangenheit sind schwere Steine im Gepäck; und
auch hinsichtlich der Einnahmen ist unser Land
nicht auf Rosen gebettet.

Laut Gutachten zum kommunalen Finanzausgleichs
- Sie haben es gelesen - fehlen dem Land jährlich
rund 930 Millionen €, um seine Aufgaben zu be-
wältigen. Den Kommunen fehlen rund 530 Millio-
nen €. Das ist dramatisch viel und schränkt unseren
Handlungsspielraum natürlich ein.

Hinzu kommt, dass das Land nach rund zehn Jahren
Haushaltskonsolidierung keinen Speck auf den Rip-
pen hat. Sie kennen die Konjunkturprognosen der
OECD; sie sind sehr gedämpft. Die dunklen Wol-
ken am Horizont sind zu sehen. Es gibt Handels-
konflikte und Zurückhaltung hinsichtlich von Inves-
titionen.

Herr Buchholz hat es heute noch einmal betont:
Auch wenn es der mittelständischen Wirtschaft in
Schleswig-Holstein gut geht, sehen wir, dass es na-
tional und international schwieriger wird. Darauf
müssen wir uns einstellen und stellen wir uns ein.

Jamaika hat mit den Kommunalverhandlungen, mit
der Kita-Reform, mit den Änderungen in der Besol-
dungsstruktur, mit Blick auf das UKSH viele He-
rausforderungen. Wir wissen, dass die Erwartungen
an diese Landesregierung sehr hoch sind. Wir ha-
ben aber den Mut und die Kraft, offen und ehrlich
zu sagen, die Verbesserungen können nur Schritt
für Schritt umgesetzt werden. Wir müssen priorisie-
ren. Wir müssen Schwerpunkte setzen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU
und FDP)

Meine Damen und Herren, wer regiert, muss sich
innerhalb des Finanzrahmens bewegen. Lassen Sie
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es mich in aller Deutlichkeit sagen: Wer mehr ver-
spricht, als Jamaika zusagt, der sollte die Finanzie-
rung offen und ehrlich benennen. Luftbuchungen
helfen uns nicht weiter.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU
und FDP)

Jamaika hat mit dem Koalitionsvertrag in gemein-
samer Verantwortung Schwerpunkte gesetzt. Diese
bilden sich in der Finanzplanung, im Haushalt, ab.
In Bildung, in Infrastruktursanierung, in Klima-
schutz werden wir zukünftig mehr investieren. Wir
werden genau hinschauen, dass unsere Programme
noch stärker mit Blick auf die Nachhaltigkeit aus-
gerichtet werden.

In IMPULS stehen 22 Millionen € für Elektromobi-
lität und zusätzlich 10 Millionen € für Radwege zur
Verfügung. 5 Millionen € stehen im Sondervermö-
gen für Bürgerenergieprojekte zur Verfügung. Wir
planen mit dem Haushalt 15 Millionen € für den
ökologischen Landbau ein. Für Naturschutz stehen
42 Millionen € bereit. Im Sonderklimaschutzpro-
gramm sind es 1 Million €.

Auch bei der energetischen Sanierung der Landes-
liegenschaften kommt das Land gut voran. Mit dem
damals noch in der Küstenkoalition 2013 auf den
Weg gebrachten Programm PROFI „Energetische
Sanierung der Liegenschaften“ werden wir Ende
des Jahres 31 Millionen € eingesetzt haben; 35 Mil-
lionen € hatten wir für Klimaschutz und energeti-
sche Sanierung eingeplant. Das ist gut, und das ist
richtig.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und FDP)

Meine Damen und Herren, den größten Schritt zur
CO2-Einsparung schaffen wir - darüber reden wir
zu wenig - mit unserem Sondervermögen MOIN.
Wir stellen 125 Millionen € für die Mobilitätswen-
de zur Verfügung. Wir schaffen 55 akku-betriebene
Triebwagen an. Die ersten sollen Ende 2022 rollen.
Wenn das Programm umgesetzt ist, schaffen wir es,
die CO2-Emissionen jährlich um 26.000 t zu min-
dern. Das ist gut. Das ist ein Erfolg. Das ist richtig.
Wir werden das Programm mit Dynamik weiterver-
folgen und umsetzen, Herr Buchholz.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU
und FDP)

Meine Damen und Herren, Sie wissen, dass ich be-
reits ein bisschen älter bin - auch wenn ich noch
nicht zum alten Eisen gehöre.

(Vereinzelt Heiterkeit)

Ich erinnere mich noch an die Zeiten, als mit den
Augen gerollt wurde, wenn es um Artenschutz oder
die Honigbiene ging.

(Christopher Vogt [FDP]: Wir hatten nie et-
was gegen Honig!)

Diese Zeiten sind glücklicherweise vorbei, aller-
dings auch nur, weil alle wissen, dass Handlungsbe-
darf besteht; das ist nicht so schön. Die Auswirkun-
gen des Klimawandels sind spürbar. Wir brauchen
ein Umdenken. Wir brauchen ein konkretes Han-
deln. Jamaika handelt.

Wir haben mehrere Initiativen für die Energiewende
in den Bundesrat eingebracht. Oft gab es Gegen-
wind. Jetzt sind zumindest Teile - auch wenn aus
meiner Sicht das Klimapaket der Bundesregierung
nicht ausreicht - unserer Forderungen aufgenom-
men. Wir, die Landesregierung, werden nicht lo-
ckerlassen, zu sagen: Wir brauchen Tempo, wir
brauchen Ehrgeiz. Es muss gelingen, die Pariser
Klimaziele zu erreichen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU
und FDP)

Meine Damen und Herren, das ist nicht nur ökolo-
gisch, sondern das ist auch ökonomisch geboten.
Die Energiewende ist ein Wachstumsmotor hier im
echten Norden.

(Thomas Hölck [SPD]: Mit Windenergie vor
allem!)

- Fragen Sie Ihre Brüder in Berlin doch, warum
1.000 m Mindestabstand festgesetzt werden.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU
und FDP - Dr. Ralf Stegner [SPD]: Genau!
Die sind alleine schuld daran!)

- Das gilt auch für Ihre Schwestern.

(Thomas Hölck [SPD]: Ehrlich bleiben!)

- Ich bleibe ehrlich.- Meine Damen und Herren, das
Nichthandeln kostet uns Geld. Sie sehen das bei der
Dürrehilfe oder beim Küstenschutz. Bis 2023 müs-
sen wir rund 280 Millionen € für den Küstenschutz
bereitstellen. Diese stellen wir auch bereit.

(Beifall CDU)

Als Land der Energiewende wissen wir doch: Es
braucht Innovation, Nachhaltigkeit, Digitalisierung,
die Vernetzung von Wirtschaft und Wissenschaft,
damit wir, Schleswig-Holstein, weiter attraktiv blei-
ben. Wir spielen diese Karte, genau hier zu investie-
ren, voll aus.
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(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP
und vereinzelt CDU)

Mit dem Haushaltsentwurf 2020 stärken wir
Schleswig-Holstein als optimalen Innovations- und
Wirtschaftsstandort. Wir fördern Existenzgründun-
gen, Start-ups. Wir haben passgenaue Finanzie-
rungsinstrumente. Es gibt ein Gründungsstipendi-
um. Wir haben den Seed- und StartUp-Fonds II mit
16 Millionen €. Sie wissen: Seit dem 1. Juni 2019
können Handwerksmeisterinnen und Handwerks-
meister für die erstmalige Gründung eines Unter-
nehmens, für die Übernahme oder Beteiligung an
einem Handwerksunternehmen eine Meistergrün-
dungsprämie von bis zu 10.000 € erhalten.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU
und FDP - Zuruf CDU: Sehr gut!)

Lassen Sie mich auch an dieser Stelle Klartext re-
den: Die Bewerbung des Landes für das Großpro-
jekt Batteriezellenforschung war nicht nur mutig,
sie war vor allem richtig; denn wir müssen doch die
klare Ansage an Berlin machen, dass wir erwarten,
dass für Forschung, für Innovation, für die Elektrifi-
zierung der Bahn, für Lärmschutz Geld nach
Schleswig-Holstein geht. Wir sind das Land der
Energiewende. Wir wollen und brauchen Unterstüt-
zung.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU
und FDP)

Investitionen in Innovation heißt Digitalisierung;
denn Digitalisierung ist ein wesentlicher Standort-
faktor für unsere Wirtschaft: Breitbandversorgung,
Onlinezugangsgesetz, digitalisierte Landesverwal-
tung - das alles muss Standard werden, und wir
wissen, er ist mit hohen, er ist mit wachsenden Kos-
ten verbunden.

Mit dem Haushalt 2020 planen wir für Informati-
ons- und Kommunikationstechnologie, für E-Go-
vernment, für Breitband und für Mobilfunk allein
für das Jahr 2020 rund 250 Millionen € ein. Wir
kommen mit großen Schritten voran. So können wir
unter anderem unser Erfolgsprogramm „Schulen
ans Netz“ mit weiteren 18 Millionen € umsetzen.

Aber der Gesamtbedarf - lassen Sie mich das klar
sagen - ist damit noch nicht gedeckt. In der Finanz-
planung fehlen uns noch rund 52 Millionen €, damit
wir tatsächlich die flächendeckende Breitbandver-
sorgung bis zum Jahr 2025 hinbekommen. Auch an
anderen Stellen wird uns die Digitalisierung zu-
künftig noch mehr Geld kosten, aber wir brauchen
sie.

Neben der Digitalisierung spielt natürlich die För-
derung von Forschung und Lehre, das greift hier
auch ineinander, eine ganz bedeutende Rolle für die
Zukunftsentwicklung unseres Landes. Auch hier
setzt Jamaika einen finanziellen Schwerpunkt.

Die Grundfinanzierung der Hochschulen steigt im
Jahr 2020 erneut um 5 Millionen €. Wir überneh-
men Tarif- und Besoldungserhöhungen in diesem
Bereich in Höhe von 7,6 Millionen €. Wir investie-
ren in die Forschungs- und Wissenschaftsstrategie
des Landes, in die Akademisierung der Gesund-
heitsberufe. Wir übernehmen Personalkostensteige-
rungen auch für die Hochschulmedizin. Wir speisen
das neue Sondervermögen „Künstliche Intelligenz“
- es ist hier diskutiert worden - noch mit 4,5 Millio-
nen € in diesem Jahr. Jamaika macht die Wissen-
schaft, die Hochschulen fit für die Zukunft. Wir
werden 2020 für Hochschulbau und medizinischen
Forschungsbau rund 117 Millionen € bereitstellen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU
und FDP)

Fit für die Zukunft machen wir auch das UKSH.
Das ÖPP-Projekt läuft erfolgreich und nach Plan,
und das Land nimmt auch beim UKSH seine Ver-
antwortung wahr.

(Zuruf Martin Habersaat [SPD])

- Bitte? Was haben Sie gesagt?

(Martin Habersaat [SPD]: Sie haben Ihre
Frauen aus dem Aufsichtsrat abgezogen!)

Präsident Klaus Schlie:

Frau Ministerin, Sie haben das Wort. Zwischenrufe
sind erlaubt, Diskussionen leider nicht.

Monika Heinold, Finanzministerin:

Schade.

(Heiterkeit BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
CDU und FDP)

Wir haben die ursprünglich geplante Beteiligung
des UKSH an den Forschungsbauten von 40 Millio-
nen € auf 30 Millionen € reduziert und damit das
UKSH um 10 Millionen € entlastet. Weitere
250 Millionen € sind in der Finanzplanung für Mo-
dernisierung und Sanierung eingeplant. Die Gesprä-
che mit dem Vorstand des UKSH laufen konstruk-
tiv, und wir wollen gemeinsam weitere Bedarfe pri-
orisieren und Finanzierungswege aufzeigen. Dies
werden wir Ihnen mit der Nachschiebeliste vorstel-
len.
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Auch hier finde ich gerne klare Worte. Das UKSH
ist keine zweite HSH Nordbank. Ein solcher Ver-
gleich ist völlig unangebracht. Das UKSH vernich-
tet keine Steuergelder, sondern rettet Leben.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU,
SPD, FDP und SSW)

Die Landesregierung - ich denke, wir alle; das zeigt
der Applaus - schätzen die medizinische Exzellenz
beim UKSH. Wir haben hohen Respekt vor der
Leistung, die dort in der Medizin, von der For-
schung, der Lehre und der Pflege, die dort von der
Mitarbeiterschaft erbracht wird. Vielen Dank an das
UKSH.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU,
SPD, FDP und SSW)

Gerade weil die nächsten Jahre nicht einfacher wer-
den, weil wir priorisieren müssen, weil wir Schwer-
punkte setzen müssen, müssen wir die Mittel sehr
klar fokussieren, und das machen wir in der Jamai-
ka-Regierung insbesondere und auch mit der Kita-
Reform. Wir klotzen für die Kleinen, damit jedes
Kind gute Startchancen hat. Wir verbessern die
Qualität, wir entlasten die Kommunen, und wir ent-
lasten die Familien. Wir werden die Kita-Mittel -
einen solchen finanziellen Kraftakt hat es in der Ge-
schichte des Landes noch nicht gegeben - in dieser
Legislaturperiode mehr als verdoppeln.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU
und FDP)

Optimale Bildungschancen stehen bei Jamaika auch
im Schulbereich ganz oben auf der Agenda. Für
Schulen mit besonderen Herausforderungen stellen
wir für das Jahr 2020 8 Millionen € zur Verfügung,
um die Anzahl der pädagogischen Kräfte von 70
auf 149 aufzustocken.

(Vereinzelter Beifall CDU)

Wir unterstützen mit passgenauen Konzepten dort,
wo der Bedarf am größten ist, weil wir allen Kin-
dern gute Bildungschancen und die Perspektive auf
einen Schulabschluss geben wollen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU
und FDP)

Deshalb bleibt die Anzahl der Lehrkräfte trotz sink-
ender Zahl der Schulkinder in etwa gleich. Integra-
tions- und Sprachfördermaßnahmen werden fortge-
führt. Unser Ziel, die hundertprozentige Unter-
richtsversorgung, kann fast überall erreicht werden.
Dort, wo dies noch nicht der Fall ist, bei den Be-
rufsschulen - wir sind zwar nahe dran, haben es
aber noch nicht umsetzen können - wollen wir es

bis Ende der Legislaturperiode schaffen. Kita,
Schule, Hochschule, das ist der Dreiklang der Ja-
maika-Bildungsoffensive.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU
und FDP)

Wir investieren kräftig in Bildung, in Digitalisie-
rung, in Nachhaltigkeit, und zugleich legen wir Ih-
nen einen verfassungskonformen und strukturell
ausgeglichenen Haushalt vor.

Wir bringen auf den Weg, was aus heutiger Sicht
dauerhaft finanzierbar ist, wir setzen um, was wir
uns im Koalitionsvertrag vorgenommen haben. Da-
zu gehört passend am heutigen bundesweiten Tag
der Steuergerechtigkeit unser Engagement auf Bun-
desebene gegen Steuerbetrug und Steuervermei-
dung. Ich kann Ihnen aus siebenjähriger Erfahrung
als Finanzministerin berichten, dass dies ein zähes
Geschäft ist und nur schleppend vorangeht.

Bereits im Jahr 2003 hat der Bundesrechnungshof
auf Steuerausfälle durch manipulierte Ladenkassen
hingewiesen. Das war bereits 2003! Jetzt, einein-
halb Jahrzehnte später, sind noch immer keine zerti-
fizierten technischen Sicherheitseinrichtungen im
Einsatz, um gegen diesen Steuerbetrug vorzugehen.
Das ist Geld, das uns täglich fehlt.

Auch für die Reform der Grunderwerbsteuer brau-
chen wir viel zu lange. Nach vierjähriger Beratung
hat das Bundeskabinett nun endlich einen Gesetz-
entwurf auf den Weg gebracht, um die Steuergestal-
tungsmöglichkeiten zu begrenzen. Jetzt heißt es,
nicht lockerlassen, sondern aufpassen, dass das Ge-
setz zügig beschlossen und vor allem im Verfahren
nicht verwässert wird.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU
und FDP)

Anschließend werden wir in der Koalition beraten,
wie wir die Vereinbarung im Koalitionsvertrag, den
Ersterwerb einer eigengenutzten Immobilie zu un-
terstützen, umsetzen.

Auch für unsere Kommunen setzen wir uns für
Steuergerechtigkeit und für die Bekämpfung von
Steuerbetrug ein. Denn auch sie sind auf verlässli-
che Steuereinnahmen angewiesen. Noch beraten
Bundestag und Bundesrat über die Grundsteuerre-
form einschließlich der Grundgesetzänderung. Das
ist bei der Grundsteuer eine schwere Geburt. Die
Vorstellungen der Parteien liegen weit auseinander.
Auch in der Jamaika-Koalition haben wir noch Be-
ratungsbedarf.
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Für die Kommunen ist aber genau diese Grundsteu-
er eine unverzichtbare, eine verlässliche Einnahme-
quelle. Sie können sie in der Höhe selbst gestalten.
Noch ist die Kuh nicht vom Eis, die Kommunen
können erst aufatmen, wenn das Gesetz beschlossen
ist. Ich werbe sehr dafür, dass das gelingt.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU
und FDP)

Neben den kommunalen Zuweisungen in Höhe von
2,3 Milliarden € ist der Finanzausgleich eine der
Haupteinnahmequellen unserer Kommunen. Er
steigt im Jahr 2020 um rund 89 Millionen € auf
dann rund 1,9 Milliarden € an und muss, so das
Landesverfassungsgericht - Sie wissen es -, ab dem
Jahr 2021 neu justiert sein. Grundlage dafür ist das
erstellte Gutachten.

Für die Landesregierung ist klar, dass die Bedarfe
von Kommunen und Land gleichwertig sind. Der
Symmetriefaktor 1 ist eine gute Grundlage für eine
Mittelverteilung. Aber die Basis für die Berechnung
muss fair sein. Orientieren wir uns an der Vergan-
genheit, müssen wir, anders als im Gutachten, alle
Bedarfe berücksichtigen, auch die höhere Zinsbe-
lastung des Landes und die Tatsache, dass die Kon-
solidierungshilfe keine strukturelle Einnahme ist.

Orientieren wir uns an der Zukunft, weil das Gut-
achten mit dem Zeitraum 2008 bis 2016 eine nicht
aktuelle Haushaltslage zugrunde legt, muss berück-
sichtigt werden, dass sich die Finanzströme ab 2020
durch die für die Kommunen reduzierte Gewerbe-
steuerumlage zugunsten der Kommunen und zulas-
ten des Landes um 130 Millionen € verändern, ei-
gentlich um 260 Millionen €, nämlich 130 Millio-
nen € mehr für die Kommunen und 130 Millionen €
weniger für uns.

Zudem muss das Land ab 2021 ohne Konsolidie-
rungshilfe des Bundes auskommen. Auf dieser
Grundlage wollen wir mit den Kommunen mit der
Perspektive einer Evaluation auf der Grundlage ak-
tualisierter Daten einen fairen Kompromiss finden
und auch über Übergangslösungen reden.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU
und FDP)

Das gilt auch für die notwendige Anpassung der
Sozialgesetzgebung. Das Land ist selbstverständ-
lich bereit, 100 % für seine Pflichtaufgaben zu zah-
len. Aber wir können den Kommunen nicht dauer-
haft mehr als 100 % erstatten.

Im Gespräch mit den Kommunen geht es auch um
die Integrationsmittel. Lassen Sie mich auch hier
Klartext reden: Dass sich Bundesfinanzminister

Scholz gerade den Bereich der Integration für Kürz-
ungen ausgesucht hat und uns statt 68 Millionen €
nur noch 24 Millionen € überweist, trifft uns als
Land hart.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU
und FDP - Zuruf Martin Habersaat [SPD])

- Herr Habersaat, Sie kennen aus den vielen Klei-
nen Anfragen die großen Summen, die wir für In-
tegration bereitstellen. Ich sage Ihnen, es ist noch
nicht so lange her, dass wir das gemeinsam gemacht
haben.

(Martin Habersaat [SPD]: Ja!)

- Ja! Sie wissen, dass wir noch immer rund
300 Millionen € für den ganzen Bereich Flucht und
Integration zur Verfügung stellen. Also: gemach,
gemach!

(Martin Habersaat [SPD]: Genau!)

Diese Kürzung des Bundes trifft das Land. Sie trifft
aber auch die Kommunen; denn Geld, was wir vom
Bund nicht erhalten, können wir schlecht weiterrei-
chen. Ich hoffe dennoch, dass auch die Kommunen,
so wie wir es mit dem Haushalt 2020 machen, so
viele Angebote wie möglich aufrechterhalten. In-
tegration ist keine Frage von zwei oder drei Jahren.
Es ist eine langfristig angelegte gesellschaftliche
Aufgabe. Deshalb werden wir mit der Nachschiebe-
liste noch einmal nachbessern, damit die ehrenamt-
lichen Strukturen im Flüchtlingsbereich auf kom-
munaler Ebene weitestgehend aufrechterhalten blei-
ben können.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU
und FDP)

Meine Damen und Herren, über diese drei Themen
- Finanzausgleich, Sozialgesetzgebung und Integra-
tion - hat die Landesregierung in den letzten Wo-
chen intensiv mit den Kommunen beraten. Ich wün-
sche mir, dass es gelingt, gemeinsam eine Lösung
zu finden.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU
und FDP)

Der Haushalt 2020 ist ein besonderer Haushalt, auf
den wir als Politik in den letzten zehn Jahren viel
geschaut haben. 2020 ist das Jahr, in dem das Land
gemäß Grundgesetz im Grundsatz ohne neue Schul-
den auskommen muss. Schleswig-Holstein wurde
für diese Haushaltskonsolidierung als Unterstüt-
zung 720 Millionen € zur Verfügung gestellt. Die
letzte Tranche in Höhe von 27 Millionen € erhalten
wir 2020.
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Lassen Sie mich nach zehn Jahren Haushaltskonso-
lidierung sagen: Es hat tatsächlich geklappt. Aus
der Selbstverständlichkeit, Haushalte mit Schulden
aufzustellen, ist die Selbstverständlichkeit gewor-
den, strukturell ausgeglichene Haushalte aufzustel-
len.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU
und FDP)

Seit 2015 nimmt das Land nur noch für die Finan-
zierung der Altverpflichtungen aus der alten HSH-
Beteiligung Kredite auf.

Lassen Sie mich im Zusammenhang mit der ehema-
ligen HSH auf zwei Drucksachen hinweisen, die
wir Ihnen zugeleitet haben und die heute Teil der
Debatte sind. Um ein späteres Auflösungsverfahren
der hsh beteiligungs management vorzubereiten,
sollen die Anteile des Landes auf die hsh AöR
übertragen werden. Die Geschäftsführung der hsh
finfo wird verschlankt, und die derzeitige Krediter-
mächtigung der hsh portfoliomanagement AöR soll
von 4,9 Milliarden € auf 3,4 Milliarden € - was für
gigantische Summen - abgesenkt werden. Sie sehen
also, die Bank wird uns auch nach dem Verkauf
noch über Jahre beschäftigen. Aber der Schluss-
strich ist gezogen.

Schauen wir nach vorn: Die Landesregierung legt
Ihnen heute einen solide aufgestellten Haushalt
2020 mit bereinigten Einnahmen in Höhe von
13,09 Milliarden € und bereinigten Ausgaben in
Höhe von 13,05 Milliarden €, mit einer Tilgung von
36 Millionen € sowie mit Zinsausgaben von
492 Millionen € vor. Darin enthalten sind 35 Milli-
onen € für Zinsänderungsrisiken. Dem Versor-
gungsfonds führen wir netto rund 70 Millionen €
zu, um die wachsenden Versorgungskosten abzufe-
dern. Darin enthalten sind 1,2 Millionen € für die
neu eingestellten Beamtinnen und Beamten; denn
wir haben uns verpflichtet, für jede Neueinstellung
ab 2020 monatlich zumindest 100 € - das ist ein
Anfang - in den Versorgungsfonds einzuzahlen.
Auch das ist im Sinne einer generationengerechten
Finanzplanung nachhaltig. Ich werbe noch einmal
dafür, den Versorgungsfonds in der Landesverfas-
sung abzusichern.

Nachhaltig ist es auch, die Infrastruktur zu sanieren.
Während der Bund noch die Notwendigkeit von In-
vestitionen diskutiert, packt Jamaika auch hier an.
Mit dem Haushalt 2020 nehmen wir dafür rund
1,3 Milliarden € in die Hand, davon 410 Millio-
nen € für IMPULS-Maßnahmen. Unsere Investiti-
onsquote liegt bei über 10 %. IMPULS ist eine Er-
folgsgeschichte. Wer im Land unterwegs ist, spürt

die Dynamik. Wir wollen diese Dynamik halten
und weiter mit Siebenmeilenschritten vorangehen.
Neben Schienen und Zügen, Straßen und Radwe-
gen, Hochschulen, Barrierefreiheit, Städte- und
Wohnungsbau, Küstenschutz, Digitalisierung profi-
tieren auch unsere Kommunen von dieser großen
Sanierungsoffensive. Für die Kommunen stehen in
den Jahren 2020 bis 2023 rund 74 Millionen € an
Baumitteln für Kitas und Schulen bereit, 44 Millio-
nen € für kommunale Sportstätten und 16 Millio-
nen € für kulturelle Einrichtungen. Hinzu kommen
rund 385 Millionen € für die Krankenhaussanie-
rung, die von Land und Kommunen gemeinsam
aufgebracht werden. Sie sehen also, wir lassen un-
sere Kommunen nicht im Regen stehen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU
und FDP)

Meine Damen und Herren, IMPULS ist ein stram-
mes Arbeitsprogramm auch für unsere Mitarbeiter-
innen und Mitarbeiter. Ich will betonen, dass ich
weiß, wie viel in der GMSH, in der Taskforce und
in der gesamten Landesverwaltung daran gearbeitet
wird, damit wir vorankommen. Auch für die Fi-
nanzplanung ist dieses große Infrastrukturpro-
gramm eine große Herausforderung. Um alle Maß-
nahmen wie bisher geplant auch umsetzen zu kön-
nen, haben wir bis 2023 noch Handlungsbedarf in
Höhe von rund 170 Millionen €. Es ist mir wichtig,
dieses hier zu sagen. Es ist in der Finanzplanung
transparent ausgewiesen. Wir müssen uns anstren-
gen, diese Lücke zu schließen. Wir wollen dafür
auch mögliche Haushaltsüberschüsse nutzen. An-
ders als 2018, als die Reduzierung der HSH-Altver-
pflichtung für uns im Vordergrund stand, werden
wir diesmal IMPULS aufstocken, sollte der Haus-
haltsvollzug 2019 besser laufen als geplant.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU
und FDP)

Das ist angesichts der anhaltenden Niedrigzinspha-
se eine kluge Entscheidung; denn auch der Verfall
der Infrastruktur ist ein nicht eingelöster Scheck auf
die Zukunft. Auch im Bund wäre es aus meiner
Sicht richtig, den innerhalb der Schuldenbremse
möglichen Spielraum für Investitionen zu nutzen.

(Beifall Marlies Fritzen [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])

Der Bericht der Landesregierung zum Schuldentil-
gungsplan zeigt auch, welch große Herausforde-
rung es ist, in der Haushaltspolitik Generationenge-
rechtigkeit zu definieren. Es wäre eine zu einfache
Antwort, einerseits den zügigen Abbau von Schul-
den anzugehen, wenn andererseits das Geld für die
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Modernisierung unseres Landes fehlt. Es braucht
einen ausgewogenen Mix aus Vergangenheitsbewäl-
tigung und Zukunftsgestaltung. Dafür sind mit der
Finanzplanung die Weichen gestellt.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU
und FDP)

Wir investieren in Zukunft, in Bildung, in Digitali-
sierung. Wir kümmern uns mit dem Versorgungs-
fonds, mit dem guten Zinsmanagement und mit der
Sanierung der Infrastruktur um die Vergangenheits-
bewältigung. Neben all diesem machen uns natür-
lich auch die bundespolitischen Entscheidungen zu
schaffen, ob Wohngelderhöhung, Unterhaltsvor-
schuss, Angehörigenentlastungsgesetz, Jahressteu-
ergesetz, Kindergelderhöhung, dynamisierte For-
schungsförderung. Viele dieser Reformen sind rich-
tig und notwendig, aber wir müssen wissen: Das
Land zahlt immer mit. Auch das Klimapaket der
Bundesregierung wird bei uns zu Steuerminderein-
nahmen führen. Wir müssen uns auf einen zweistel-
ligen Millionenbetrag einrichten.

Für ein Konsolidierungsland wie Schleswig-Hol-
stein - keinen Speck auf den Rippen - ist das eine
maximale Herausforderung. Wir werden auch künf-
tig im Bundesrat das Stoppschild aufstellen, wenn
sich der Bund wie beim Zensus komplett aus seiner
Finanzverantwortung stehlen will. Das haben wir in
den Vermittlungsausschuss gegeben. Es geht um
23 Millionen € für Schleswig-Holstein. Wir werden
kämpfen und nicht lockerlassen.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und FDP)

Für das Klimapaket heißt das aus meiner Sicht:
Messlatte muss die klimapolitische Wirkung sein.
Daran, so hoffe ich, orientieren wir uns im Bundes-
rat.

Unser föderales System führt dazu, dass wir unsere
Forderungen nicht nur gegenüber dem Bund konse-
quent vertreten, sondern auch im Wettbewerb mit
den anderen Bundesländern punkten und uns hier-
bei anstrengen müssen. Wir müssen den Wandel ak-
tiv gestalten, damit wir beim Tourismus weiter vorn
mitspielen. Wir müssen in die Kultur des Landes in-
vestieren; denn Kultur - Frau Fritzen sagt es mir
immer wieder - ist Teil der Lebensqualität und
macht den echten Norden zum attraktiven Standort.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU
und FDP - Marlies Fritzen [BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN]: So ist das!)

- Frau Prien und viele andere sagen es mir natürlich
auch.

Wir müssen ein attraktiver Arbeitgeber sein; denn
auch hier ist die Konkurrenz mit den anderen Län-
dern, mit unserem Nachbarland Hamburg, groß.
Der demografische Wandel ist spürbar. In den
nächsten zehn Jahren wird rund ein Viertel aller
Landesbediensteten altersbedingt ausscheiden.

Auch hier stellt sich die Landesregierung der He-
rausforderung. Im Jahr 2020 erhöhen wir erneut die
Stellen für Nachwuchskräfte auf dann 4.007, wir
übernehmen die Tarifsteigerung für unsere Beam-
tinnen und Beamten, und es kommt zu einer einpro-
zentigen weiteren Besoldungssteigerung, die wir
stufenweise bis 2024 umsetzen werden. Wir zahlen
künftig mehr beim Einstieg in den Landesdienst.
Die Vergütung der Grundschullehrkräfte wird in ei-
nem Stufenplan von A 12 auf A 13 angehoben. Die
Polizei erhält stufenweise 500 neue Stellen, und für
den Pakt für den Rechtsstaat planen wir allein im
Jahr 2020 weitere 20 Stellen im Justizhaushalt ein.

Damit handeln wir - auch dies in aller Deutlichkeit
- anders als vom Rechnungshof empfohlen, der vor-
schlägt, bei den Stellen für Lehrkräfte und Polizis-
ten den Rotstift anzusetzen. Mit unserem Personal-
und Besoldungspaket wollen wir gute Arbeitsbedin-
gungen für unsere Beschäftigten sichern, weil die
öffentliche Hand auf eine funktionierende Verwal-
tung angewiesen ist, weil wir in unseren Schulen,
bei der Polizei, in der Justiz, in den Finanzämtern
gut ausgebildete Fachkräfte brauchen. Wir nehmen
insgesamt rund 4,67 Milliarden €, rund 36 % unse-
rer bereinigten Ausgaben, für Personal in die Hand.
Darin enthalten sind 1,3 Milliarden € für Pensions-
ausgaben und rund 354 Millionen € für Beihilfe
und Heilfürsorge.

Schleswig-Holstein ist und bleibt ein moderner und
attraktiver Arbeitgeber. Wir bieten gute Arbeitsbe-
dingungen, Planungssicherheit und Lebensqualität
im echten Norden.

Damit komme ich langsam zum Schluss. Jamaika
hat schon viel auf den Weg gebracht. Nun starten
wir mit Volldampf in die zweite Halbzeit. Wir set-
zen klare Prioritäten. Wir finden Kompromisse, hin-
ter denen sich alle drei Koalitionspartner versam-
meln können. Das ist gelebte Demokratie im posi-
tivsten Sinne.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU
und FDP)

Für Jamaika ist solide Haushaltspolitik eine Ge-
samtverantwortung. Wir alle wissen und wollen:
Die Kasse muss am Ende stimmen. Wir kümmern
uns im Bundesrat nicht nur um die Ausgaben, son-
dern auch um die Einnahmen. Wir gestalten den

Schleswig-Holsteinischer Landtag (19. WP) - 68. Sitzung - Mittwoch, 25. September 2019 5167

(Ministerin Monika Heinold)



Wandel. Wir sind stolz auf das, was wir mit dem
Haushalt 2020 schaffen: ganz viel Bildung, ganz
viel Digitalisierung, ganz viel Infrastruktur, ganz
viel Zukunft. Jamaika klotzt für die Kleinen, Jamai-
ka saniert unser Land, Jamaika handelt nachhaltig,
Jamaika packt an, so wie Sie, Herr Ministerpräsi-
dent, es sich gewünscht haben. Unser Regierungs-
team steht zusammen. Wir haben die Kraft, wir ha-
ben den Mut, die kommenden Herausforderungen
zu meistern. Ich bedanke mich bei Herrn Minister-
präsidenten Daniel Günther, bei dem gesamten Re-
gierungsteam für die gute, kollegiale Zusammenar-
beit.

Die Landesregierung hat vorgelegt. Jetzt beginnen
die parlamentarischen Beratungen. Ich freue mich
auf die Debatte. - Vielen Dank.

(Lang anhaltender Beifall BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, CDU und FDP)

Präsident Klaus Schlie:

Meine Damen und Herren, die Landesregierung hat
die vereinbarte Redezeit um 5 Minuten überzogen.
Diese Zeit steht nun zusätzlich auch allen Abgeord-
neten zur Verfügung.

Für die CDU-Fraktion hat ihr Fraktionsvorsitzen-
der, der Herr Abgeordnete Tobias Koch, das Wort.

Tobias Koch [CDU]:

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Vielen Dank, Frau Ministerin, für das Ein-
bringen des Haushaltsplanentwurfs für das Jahr
2020. Es ist in der Tat der dritte Jamaika-Haushalt,
den wir heute beraten. Immer deutlicher wird dabei,
wie nachhaltig diese Koalition unser Land positiv
voranbringt. Wir zünden kein kurzfristiges Feuer-
werk, das sich darauf beschränkt, Gesetze der Vor-
gängerregierung rückgängig zu machen oder die ei-
ne oder andere Wohltat zu verteilen, sondern wir
verfolgen einen klaren Plan mit eindeutigen
Schwerpunkten, die wir uns im Jamaika-Koalitions-
vertrag vorgenommen haben und die wir konse-
quent umsetzen.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und FDP)

Lassen Sie mich das am Beispiel der Investitionstä-
tigkeit des Landes deutlich machen. Gleich mit dem
ersten Jamaika-Haushalt haben wir die Investitio-
nen gegenüber der letzten Wahlperiode auf knapp
1,2 Milliarden € fast verdoppelt, mit dem zweiten
Jamaika-Haushalt haben wir noch einmal 100 Mil-
lionen € draufgelegt, und im dritten Jamaika-Haus-

halt schreiben wir dieses Rekordniveau von jetzt
über 1,3 Milliarden € auch im kommenden Jahr
fort.

(Beifall CDU und vereinzelt FDP)

Das sind zusammen fast 4 Milliarden € für Investi-
tionen in nur drei Jahren. Um diese Dimension rich-
tig einordnen zu können, muss man sich vor Augen
führen, dass in dem allerersten Infrastrukturbericht
der Landesregierung aus dem Jahr 2014 der gesam-
te Sanierungs- und Investitionsbedarf für den Zeit-
raum von 2015 bis 2024 gerade einmal auf 4,8 Mil-
liarden € beziffert worden war. Diese Summe wer-
den wir nun bereits vier Jahre früher erreichen,
nämlich mit dem Haushalt 2020. Wir werden diese
Summe nicht nur erreichen, sondern wir werden sie
sogar deutlich übertreffen.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und FDP)

Damit noch nicht genug. Gemäß der gerade erst
von der Landesregierung beschlossenen Finanzpla-
nung kommen in den Jahren 2021 bis 2024 noch
einmal rund 4,8 Milliarden € an Investitionen hinzu.
Wir investieren also doppelt so viel, wie die Vor-
gängerregierung ursprünglich einmal vorgesehen
hatte, und das nicht nur in einem einzigen Jahr, son-
dern über ein gesamtes Jahrzehnt hinweg. Mit die-
sem Kraftakt beseitigen wir den Sanierungsstau in
unserem Land und machen Schleswig-Holstein fit
für die Zukunft. Gerade heute konnten wir lesen,
dass wir beim Wirtschaftswachstum gleichauf mit
Bayern liegen. Das ist auch die Folge der konse-
quenten Investitionspolitik, die wir hier im Land
betreiben.

(Lebhafter Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und FDP)

All das schaffen wir im Rahmen der Schuldenbrem-
se. Ich kann überhaupt nicht verstehen, weshalb in
letzter Zeit von verschiedenen Seiten die Errungen-
schaft der Schuldenbremse wieder infrage gestellt
und neuen Kreditaufnahmen das Wort geredet wird.

(Beifall CDU und FDP)

Nur dank der Schuldenbremse und der dadurch
zwingend notwendig gewordenen Haushaltskonso-
lidierung sind wir überhaupt erst in der Lage, uns
diese finanziellen Spielräume zu erarbeiten und
jetzt in diesem massiven Umfang zu investieren.

In den Jahrzehnten vor Inkrafttreten der Schulden-
bremse sah das ganz anders aus. Ohne Schulden-
bremse wurde von Ende der 80er-Jahre bis zum
Jahr 2005 die Investitionsquote deutlich reduziert,
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und auch in absoluten Zahlen sind die Investitionen
in der SPD-Regierungszeit kontinuierlich gesunken.
Die wenigen Investitionen wurden dann auch noch
mit Schulden finanziert, für die wir heute und für
alle Zeiten Zinsen zahlen müssen. Wer möchte
ernsthaft wieder dahin zurück? Wir können doch
heilfroh sein, dass wir es geschafft haben, das Ru-
der herumzureißen und diese Zeiten hinter uns zu
lassen.

(Beifall CDU, vereinzelt BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und FDP)

Heute investieren wir so viel, dass die Baupreise in
den Himmel schießen, dass kaum noch Handwerker
zu bekommen sind und dass die Umsetzung zusätz-
licher Investitionen oft an fehlenden Planungskapa-
zitäten scheitert. Statt jetzt noch weitere kreditfi-
nanzierte Investitionen oben draufzupacken, ist es
viel wichtiger, dass wir im Falle eines wirtschaftli-
chen Abschwungs nicht gleich wieder den Rotstift
ansetzen und die Investitionen zusammenstreichen,
wie das in der Vergangenheit allzu oft der Fall war.
Deshalb ist es gut, dass die Schuldenbremse im Fal-
le einer Rezession nach wie vor Möglichkeiten für
eine konjunkturell bedingte Kreditaufnahme zu-
lässt. Darüber brauchen wir uns überhaupt nicht
streiten. Noch besser ist es aber, wenn uns erneut
gelingt, was wir schon Ende 2017 richtig gut ge-
macht haben, nämlich einen Haushaltsabschluss zu
erzielen, der besser ausfällt als geplant, und diesen
dann dafür zu verwenden, um das Sondervermögen
IMPULS weiter aufzustocken.

Wenn wir das Ende 2019 hinbekommen - die Zah-
len aus dem ersten Halbjahr geben dafür durchaus
Anlass zur Hoffnung -, dann sichern wir damit
nicht nur die geplanten Investitionen in den nächs-
ten Jahren ab, sondern dann ergibt sich unter Um-
ständen sogar die Möglichkeit für weitere Investiti-
onen, zum Beispiel im Bereich Breitbandausbau
oder beim UKSH. Das würde ich mir wirklich wün-
schen.

(Beifall CDU, vereinzelt BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und FDP)

An dieser Stelle muss ich jetzt doch noch einmal
ein paar Sätze zur SPD verlieren, auch wenn das
angesichts des desolaten Zustands, den die größte
Oppositionsfraktion hier bietet, ein wenig zu viel
der Aufmerksamkeit ist.

(Martin Habersaat [SPD]: Ha, ha! - Birte
Pauls [SPD]: Brauchen Sie auch nicht! -
Wolfgang Baasch [SPD]: Ist auch nicht nö-
tig!)

Da kritisiert die stellvertretende SPD-Fraktionsvor-
sitzende mit Pressemitteilung vom 10. September
2019 das Sondervermögen IMPULS als Spar-
schwein, obwohl es ja von der SPD in der letzten
Wahlperiode selbst mit auf den Weg gebracht wur-
de,

(Christopher Vogt [FDP]: Sehr gut!)

und sie fordert uns auf, das Geld anstelle von Inves-
titionen lieber für eine Schuldentilgung einzuset-
zen. Schon das allein ist unvernünftig genug, denn
auf diese Investitionen sind unsere Landesstraßen,
unsere Hochschulen und unsere Krankenhäuser
dringend angewiesen.

Gleichzeitig fordert aber die SPD-Landesvorsitzen-
de mit Pressemitteilung ebenfalls vom 10. Septem-
ber 2019, also vom selben Tag, die Einführung kos-
tenfreier Kitas und spricht sich in Presseinterviews
dafür aus, dass wir das Geld aus IMPULS dafür
nehmen sollen, um kostenfreie Kitas zu ermögli-
chen.

(Zurufe SPD und Lars Harms [SSW])

Sagen Sie: Reden Sie in der SPD-Fraktion eigent-
lich noch miteinander? Liest bei Ihnen irgendje-
mand noch einmal die Pressemitteilungen quer, mit
denen Sie sich im Minutentakt widersprechen?

(Beifall CDU, FDP, vereinzelt BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und Beifall Lars Harms
[SSW])

Oder ist Ihnen das in der SPD mittlerweile voll-
kommen egal, weil Sie ohnehin jedem alles ver-
sprechen? Ich bin jedenfalls gespannt darauf, wie
Sie sich dazu heute hier einlassen werden.

(Zuruf Christopher Vogt [FDP] - Weitere Zu-
rufe)

Ich wäre noch gespannter gewesen, ob die SPD-
Landesvorsitzende heute hier in der Haushaltsde-
batte das Wort ergreift. Die Frage hat sich ja leider
schon erledigt.

(Martin Habersaat [SPD]: Sie traut sich
wahrscheinlich nicht! - Beate Raudies [SPD]:
Sie traut sich angesichts Ihrer fulminanten
Rede nicht!)

Meine Damen und Herren, ich will das Stichwort
Kita-Reform an dieser Stelle gern aufgreifen, denn
auch sie ist ein exzellentes Beispiel dafür, wie Ja-
maika konsequent die vereinbarten Schwerpunkte
umsetzt.

Bei meiner Haushaltsrede vor einem Jahr
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(Martin Habersaat [SPD]: Das war eine der
besten!)

konnte ich darauf hinweisen, dass unmittelbar zu-
vor der Halbzeitbericht für die Kita-Reform veröf-
fentlich worden war. Heute liegt nun der Gesetzent-
wurf der Landesregierung vor. Bei der nächsten
Haushaltsdebatte ist die Kita-Reform bereits in
Kraft. Dann wird die Qualität der Kinderbetreuung
besser sein als heute, die Elternbeiträge werden
niedriger sein als heute, und die Belastung für die
Gesamtheit der Kommunen wird geringer ausfallen,
als es ohne Reform der Fall wäre.

(Vereinzelter Beifall CDU, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und FDP - Wortmeldung
Birte Pauls [SPD])

Präsident Klaus Schlie:

Herr Abgeordneter Koch, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage oder -bemerkung?

Tobias Koch [CDU]:

Ich will meine Haushaltsrede heute gern erst einmal
in Gänze zu Ende halten.

(Birte Pauls [SPD]: Ach, wie schade!)

Wir haben hinterher Gelegenheit zur Diskussion.

(Zurufe)

Mit einem Volumen von rund 1 Milliarde € zusätz-
lich in dieser Wahlperiode gehen wir dieses Thema
genauso entschlossen an, wie ich es gerade im Be-
reich der Investitionen geschildert habe. Wenn man
dann als SPD - das beantwortet vielleicht schon Ih-
re Frage, Frau Pauls - darauf hinweist, dass bereits
heute die Qualität mancherorts oberhalb der zu-
künftigen Standards liegt

(Martin Habersaat [SPD]: Gott sei Dank!)

oder bereits heute die Elternbeiträge mancherorts
unterhalb des zukünftigen Beitragsdeckels liegen,
dann ändert das überhaupt nichts an der Richtigkeit
meiner gerade eben gemachten Aussage. Denn
überall dort, wo die Kommunen mit hohen Stan-
dards oder geringen Elternbeiträgen freiwillig in
Vorleistung gegangen sind, werden sie jetzt mit der
Kita-Reform dafür belohnt.

(Beifall CDU, vereinzelt FDP und Beifall
Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Sie erhalten nun vom Land die finanziellen Mittel,
die sie bislang aus eigener Tasche aufgewendet ha-
ben. Ich habe deshalb dem Kollegen Dolgner an

dieser Stelle schon einmal vorgerechnet, dass diese
Kommunen damit in der Lage sind, die Elternbei-
träge entweder noch weiter abzusenken oder die
Qualität noch weiter zu erhöhen, je nachdem, was
gewollt ist. Sofern die SPD-Landesvorsitzende da-
ran Zweifel hat, ob die Kommunen das auch umset-
zen werden, kann ich nur empfehlen, mit ihren
SPD-Bürgermeisterinnen und -Bürgermeistern zu
sprechen.

(Birte Pauls [SPD]: Reden Sie mal mit Ihren
Bürgermeistern! - Zuruf Martin Habersaat
[SPD])

Für uns jedenfalls gehört es zur kommunalen
Selbstverwaltung dazu, dass jede Kommune hier in
eigener Verantwortung entscheiden kann.

(Birte Pauls [SPD]: Ihre Leute schäumen
doch! - Zuruf Dr. Kai Dolgner [SPD])

Liebe Kolleginnen und Kollegen, viel wichtiger als
solche politischen Scheindebatten finde ich aber die
konkreten Inhalte des Kita-Reformgesetzes, die
sich gegenüber dem Referentenentwurf noch ein-
mal verbessert haben. Ich will exemplarisch die Ta-
gespflege nennen. Dort liegt der Anerkennungsbe-
trag nun bei über 5 € pro Kind und Stunde, da nun
sowohl Ausfallzeiten als auch erhöhte Qualifikatio-
nen in der Kalkulation berücksichtigt werden. Diese
Nachricht ist mindestens genauso gut wie die Tatsa-
che, dass der Beitragsdeckel für die Eltern noch
einmal um einige Euro abgesenkt werden konnte.

Wir werden in dieser Landtagssitzung noch aus-
führlich über das Kita-Reformgesetz diskutieren.
Insofern lassen Sie mich an dieser Stelle von der
Kita zur Schule übergehen. Die Bildungspolitik ist
nämlich der nächste große Bereich, in dem wir uns
als Jamaika viel vorgenommen haben und in dem
immer deutlicher wird, dass wir diese Ziele Schritt
für Schritt erreichen.

Mit den ersten beiden Jamaika-Haushalten haben
wir bereits über 1.700 Stellen im Bildungsbereich
entweder neu geschaffen oder gegenüber den frühe-
ren Planungen nicht gestrichen. Dadurch ist es ge-
lungen, mit diesem Schuljahr zum ersten Mal eine
rechnerische Unterrichtsversorgung von über 100 %
an Grundschulen, Gemeinschaftsschulen und
Gymnasien zu erreichen.

(Beifall Tim Brockmann [CDU])

- Ja, da kann man in der Tat klatschen.

(Beifall CDU und FDP)

Auch bei den beruflichen Schulen sind wir mittler-
weile mit 97 % Unterrichtsversorgung dicht davor.
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Das bedeutet allerdings noch nicht, dass nun kein
Unterricht mehr ausfällt. Aufgrund von Krankhei-
ten oder Klassenfahrten braucht es eine Unterrichts-
versorgung von deutlich über 100 %, um in diesen
Fällen eine Vertretung gewährleisten zu können.
Deshalb verzichten wir mit dem dritten Jamaika-
Haushalt erneut auf die Streichung von über 300
Lehrerstellen, die stattdessen im System verbleiben
und mit dem Haushalt dauerhaft finanziert werden.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, ver-
einzelt CDU und FDP)

Eine echte Unterrichtsversorgung von 100 % ist das
Ziel, das Jamaika konsequent verfolgt. Darüber hi-
naus schaffen wir mit dem Bildungsbonus über 70
neue Planstellen, um die ausgewählten Perspektiv-
Schulen zu stärken. Dabei war immer klar, dass das
Land die PerspektivSchulen in erster Linie mit zu-
sätzlichem Personal unterstützen würde.

(Zuruf Martin Habersaat [SPD])

Das Land schafft aber nicht nur zusätzliche Lehrer-
stellen, sondern sorgt auch für eine bessere Bezah-
lung: Mit dem Schuljahr 2020/2021 steigt die Be-
soldung der Schulleiter und deren Stellvertreter auf
A 14. Die entsprechenden Mittel sind im Haushalt
2020 eingeplant. Die zusätzliche Arbeitsbelastung,
die eine solche Leitungsfunktion mit sich bringt,
wird dann endlich angemessen entlohnt.

(Beifall Ines Strehlau [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])

Von da an dauert es nur noch ein Jahr, bis wir mit
der schrittweisen Anhebung aller Grundschullehre-
rinnen und -lehrer auf A 13 beginnen. Das mag der
Opposition zu lange dauern, aber auch hier gilt: Als
Jamaikaner setzen wir konsequent das um, was wir
uns vorgenommen haben,

(Christopher Vogt [FDP] in Richtung SPD:
Ihr hättet ja anfangen können!)

und wir machen das nur, wenn es haushalterisch
auch vertretbar ist.

(Beifall CDU und FDP)

Bildung ist im Übrigen mehr als nur Lehrerstellen
und Besoldung. Ich will deshalb beispielhaft erwäh-
nen, dass die Mittel für die MINT-Akademien von
200.000 € auf 500.000 € mehr als verdoppelt wer-
den, um hier ein flächendeckendes Netzwerk aufzu-
bauen. Außerdem stellen wir mit dem Haushalt
2020 erstmals über 1 Million € zur Förderung der
Berufseinstiegsorientierung an öffentlichen Schulen
zur Verfügung; denn nicht nur ein Studium, sondern
auch eine duale Berufsausbildung bieten exzellente

Karriereperspektiven. Das unterstützen wir außeror-
dentlich.

Erwähnen will ich außerdem, dass wir dem Projekt
„Schulen ans Netz“ im Haushalt 2020 mit 18 Milli-
onen € den bislang höchsten Jahresbetrag zur Ver-
fügung stellen, sodass die allermeisten Schulen bis
Ende des nächsten Jahres an das Netz angeschlos-
sen sind.

Lassen Sie mich noch einmal das Stichwort Besol-
dung aufgreifen. Mit der im Juni von der Koalition
vereinbarten Besoldungsstrukturreform verbessern
wir die Bezahlung nicht nur für die Grundschulleh-
rerinnen und Grundschullehrer, sondern für alle Be-
amtinnen und Beamten im Land. Wir schaffen da-
mit noch in dieser Wahlperiode den Einstieg, um
die Kürzung des Weihnachtsgeldes rückgängig zu
machen.

(Beate Raudies [SPD]: Wie das denn?)

Keine Frage: Die Gewerkschaften hätten sich in
diesem Punkt größere und schnellere Schritte ge-
wünscht. Strukturelle Mehrbelastungen von 35 Mil-
lionen € für den Landeshaushalt sind aber auch kein
Pappenstiel. Genau dieser Effekt, Frau Kollegin
Raudies, wird durch die einprozentige Besoldungs-
erhöhung in den Jahren 2021 bis 2024 am Ende
ausgelöst - immerhin fast ein Drittel dessen, was für
eine Rückkehr zum vollen Weihnachtsgeld erfor-
derlich wäre.

(Beate Raudies [SPD]: Was sowieso schon
verhandelt war, schlagen Sie jetzt nicht
drauf? - Martin Habersaat [SPD]: Das ist gar
nicht so dumm!)

- Das ist on top! Das ist 1 % on top,

(Beate Raudies [SPD]: Aha!)

und das Ganze nicht als Sonderzahlung, die sich je
nach Haushaltslage leicht wieder streichen ließe,
sondern als permanenter Aufschlag auf die Besol-
dungstabelle.

Wir machen keine Schönwetterpolitik nach Kassen-
lage, sondern beschließen nur das, was wir uns dau-
erhaft leisten können.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und FDP)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, genau das Gleiche
gilt für die Finanzbeziehungen zwischen Land und
Kommunen: Die exzellente Haushaltslage der ver-
gangenen beiden Jahre haben wir bereits genutzt,
um den Kommunen mit dem Kommunalpaket von
Anfang 2018 in dreistelliger Millionenhöhe unter

Schleswig-Holsteinischer Landtag (19. WP) - 68. Sitzung - Mittwoch, 25. September 2019 5171

(Tobias Koch)



die Arme zu greifen. Wir haben also Haushaltsüber-
schüsse verwendet, um einmalig Förderprogramme
für Schultoiletten, Schulbausanierung, Sportstätten,
Kita-Baumaßnahmen und - ganz aktuell - Barriere-
freiheit aufzulegen.

Mit der bedarfsgerechten Weiterentwicklung des
kommunalen Finanzausgleichs sorgen wir jetzt da-
für, dass die Finanzausstattung der Kommunen dau-
erhaft verbessert wird. Auch wenn im ersten Anlauf
noch keine Einigung mit den Kommunen gelungen
ist, so ist doch eines bereits jetzt klargeworden: Die
Landesregierung ist bereit, den Kommunen im Fi-
nanzausgleich mit einem signifikanten Millionenbe-
trag unter die Arme zu greifen. Das ist die positive
Nachricht, und sie ist im Übrigen nicht das Ergeb-
nis der Verfassungsklage der Kommunen, sondern
resultiert ausschließlich aus der Klage der Oppositi-
onsfraktionen in der letzten Legislaturperiode.

Die Aufstockung des kommunalen Finanzausg-
leichs wird den Landeshaushalt genauso strukturell
belasten, wie es beim Besoldungspaket, bei A 13
für Grundschullehrer, 2.000 Lehrerstellen über Plan
und der Kita-Reform der Fall ist. Den Kommunen
186 Millionen € jährlich zusätzlich zu versprechen,
gleichzeitig beitragsfreie Kitas zu fordern und das
Weihnachtsgeld wiedereinzuführen, das alles zu-
sammen schafft nur die SPD -

(Birte Pauls [SPD]: Ja!)

aber übrigens auch nur dann, wenn sie in der Oppo-
sition ist und das nicht umsetzen muss.

(Beifall CDU, FDP und Ines Strehlau
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Dass die Landesregierung weiterhin in guten Ge-
sprächen mit den Kommunen ist, zeigt die jetzt er-
reichte Einigung zum Digitalpakt. Bei dem Eigen-
anteil der Schulträger werden finanzstarke Kommu-
nen finanzschwache Kommunen unterstützen.
Herzlichen Glückwünsch dafür, dass diese Eini-
gung gelungen ist.

(Beifall CDU und vereinzelt FDP)

Jamaika betreibt eine sehr seriöse Haushaltspolitik.
Das unterscheidet uns von der Opposition. Auch
wir haben Verständnis für die Wünsche von Kom-
munen, unseren Beschäftigten, Schülern und Kita-
Eltern. Wir können aber bei strukturellen Belastun-
gen, die sich mit oder ohne Schuldenbremse nicht
durch Kredite finanzieren lassen, keineswegs über
unsere Verhältnisse leben. Alles andere würde unse-
ren Staat langfristig ruinieren und ist deshalb keine
Lösung.

Das gilt umso mehr, als wir neben den beschriebe-
nen Aufgaben noch weitere Herausforderungen zu
meistern haben. Selbstverständlich halten wir an
dem Ziel fest, zum Ende der Legislaturperiode 500
Polizistinnen und Polizisten zusätzlich auf der Stra-
ße zu haben; daran müssen die Gewerkschaften uns
nicht erinnern. Wir schaffen mit dem Haushalt 2020
erneut zusätzliche Anwärterstellen, um Jahr für Jahr
die maximale Ausbildungskapazität von 400 Plät-
zen an unserer Polizeischule auszuschöpfen. Für
diejenigen Anwärter, die mit ihrer Ausbildung fer-
tig sind, schaffen wir 200 neue, dauerhafte Planstel-
len bei der Polizei.

Am Ende dieser Entwicklung wird dann auch eine
zweite Einsatzhundertschaft stehen, wie wir es im
Jamaika-Koalitionsvertrag vereinbart haben. Zu-
nächst einmal aber haben die Präsenz in der Fläche,
der Aufbau der Kriminaldauerdienste und die Wie-
deraufstockung der Wasserschutzpolizei Vorrang.

(Vereinzelter Beifall FDP und Beifall Tim
Brockmann [CDU])

Auch hier wird mit dem dritten Jamaika-Haushalt
deutlich, dass wir unserer Polizei konsequent den
Rücken stärken. Wir setzen das um, was wir uns
vorgenommen haben. Das gilt im Übrigen nicht nur
für die Polizei, sondern genauso auch für die Justiz.
Dazu werden im Rahmen des Pakts für den Rechts-
staat neue Stellen für die Staatsanwaltschaften und
ebenso für Richterinnen und Richter geschaffen.

Gerade der Einzelplan des Innenministeriums ist
nach wie vor von hohen Ausgaben für Integrations-
und Flüchtlingsarbeit gekennzeichnet. Auch wenn
die Ansätze im kommenden Jahr aufgrund der redu-
zierten Bundesmittel leicht sinken, leistet unser
Bundesland mit 282 Millionen € über alle Einzel-
pläne hinweg nach wie vor Gewaltiges, um seiner
humanitären Verantwortung gerecht zu werden und
für eine gute Integration zu sorgen.

(Vereinzelter Beifall CDU und BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Zusätzlich zu all diesen Vorhaben könnte es uns tat-
sächlich gelingen, mit der Entlastung bei der Grun-
derwerbsteuer noch einen weiteren Punkt aus dem
Koalitionsvertrag umzusetzen und damit Woh-
nungsbau in Schleswig-Holstein zu erleichtern.

(Zuruf Jörg Nobis [AfD])

Wenn die Kollegen im Bundestag den vorliegenden
Gesetzentwurf beschließen, mit dem das Steuer-
schlupfloch Share Deals bei der Grunderwerbsteuer
geschlossen wird, dann haben wir in Jamaika eine
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zeit- und wirkungsgleiche Entlastung für den Woh-
nungsbau in Schleswig-Holstein vereinbart.

Bereits zum 1. Januar 2020 könnten so entweder
der Grunderwerbsteuersatz sinken oder - noch bes-
ser - eine Eigenheimzulage für die selbst genutzte
Immobilie eingeführt werden.

(Vereinzelter Beifall CDU, Beifall Kay Ri-
chert [FDP] und Lasse Petersdotter [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Unser Vorschlag zur Einführung eines Freibetrages
hat im Bundesrat zwar keine Mehrheit gefunden;
dennoch gilt auch an dieser Stelle: Wir setzen nach-
haltig das um, was wir uns gemeinsam vorgenom-
men haben.

All das gelingt uns, ohne dass wir dafür Schulden
machen müssen, wie es in früheren Jahrzehnten
gang und gäbe war. Gleichzeitig sorgen wir mit ho-
hen Beträgen für mehr Investitionen, eine Kita-Re-
form, bessere Bildung, eine kommunalfreundliche
Politik und eine attraktive Besoldung. Wir können
stolz darauf sein, dass es uns Jamaikanern gelingt,
all diese Ziele gleichzeitig umzusetzen und Schles-
wig-Holstein damit nachhaltig voranzubringen.

Natürlich gibt es immer noch weitere Ideen und
Projekte, für die es wünschenswert wäre, wenn
mehr Mittel oder überhaupt ein Ansatz im Landes-
haushalt vorhanden wären. Aus Sicht der CDU-
Landtagsfraktion würde ich mir nach dem erfolgrei-
chen Auftakt unseres Waldgipfels wünschen, dass
sich eine nennenswerte Summe für Aufforstungs-
maßnahmen im Haushalt verankern ließe. Vielleicht
gelingt es uns ja, das in den bevorstehenden Haus-
haltsberatungen noch in den Entwurf hineinzuver-
handeln.

(Beifall CDU - Zuruf Marlies Fritzen
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

In der Jamaika-Koalition haben wir es jedenfalls
bislang immer ausgesprochen gut hinbekommen,
klare politische Schwerpunkte zu setzen und gleich-
zeitig die verschiedenen Anliegen miteinander aus-
zubalancieren. Wenn wir so weitermachen, wie wir
es bisher hinbekommen haben, ist mir für die zwei-
te Hälfte der Legislaturperiode nicht bange.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und FDP)

Mein Dank gilt unserer Landesregierung und allen
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die an diesem
Haushaltsentwurf mitgewirkt haben. - Herzlichen
Dank.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und FDP)

Präsident Klaus Schlie:

Für die SPD-Fraktion hat der Herr Oppositionsfüh-
rer, der Abgeordnete Dr. Ralf Stegner, das Wort.

Dr. Ralf Stegner [SPD]:

Herr Präsident! Meine lieben Kolleginnen und Kol-
legen! Es gab lange Jahre, in denen Schleswig-Hol-
stein finanziell bedeutend schlechter dastand, als es
heute der Fall ist. Daran erinnere ich mich sehr gut.
Ich erinnere mich auch an die zahllosen Debatten
hier im Hause über Kürzungslisten, Sanierungsbei-
träge und bittere Einschnitte. Dieser Blick zurück
hilft bei der Einordnung der Haushaltsplanung in
diesem Jahr. Keine Frage: Die Einnahmen steigen
weniger stark als ursprünglich gehofft - nicht mehr
und nicht weniger. Es ist etwas weniger rosig als in
den vergangenen zwei Jahren. Dennoch ist die Fi-
nanzlage des Landes sehr ordentlich. Das sind -
ganz unabhängig vom Parteibuch - gute Nachrich-
ten für Schleswig-Holstein,

(Beifall SPD, SSW und Dennys Bornhöft
[FDP])

denn es gibt nach wie vor Spielraum für entschei-
dende politische Weichenstellungen in unserem
Land; aber um diesen Spielraum zu nutzen, müsste
die Landesregierung wissen, wohin sie will. Daran
haben wir auch im dritten Jahr der Koalition Zwei-
fel, und die Zweifel werden nicht kleiner, sondern
immer größer.

(Zuruf Christopher Vogt [FDP])

Kein Monat ohne Schlagzeilen über Zoff in Ihrer
Koalition: Polizeigesetz, Abschiebehaft, Burkas an
der Uni, Flächenverbrauch, der Wolf, Klimaschutz
in der Verfassung, paritätisches Wahlrecht, Canna-
bis-Legalisierung, Fehmarnbelt-Querung, Grund-
steuer. Darauf könnte ich noch ein paar Minuten
verwenden; das tue ich gar nicht. Das war übrigens
allein die Liste aus dem ersten Halbjahr 2019, die
ich Ihnen vorgetragen habe - nur das.

(Birte Pauls [SPD]: Ja!)

Das finde ich schon bemerkenswert. Insofern, Herr
Kollege Koch: Ich hatte gehofft - weil Sie gesagt
haben, man solle nicht über seine Verhältnisse le-
ben -, dass Sie wenigstens über Ihre Verhältnisse re-
den würden. Aber ich stelle fest, wenn ich mir an-
höre, was Sie zu bieten haben, dass da der alte
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Spruch gilt - da Sie über Waldpolitik gesprochen
haben -: Der Wald steht schwarz und schweiget.

(Beifall SPD)

Schon diese wenigen Beispiele zeigen: Die Unei-
nigkeit in dieser Koalition ist weder interessant
noch charmant, wie Sie uns das seit 2017 immer
wieder verkaufen wollen. Jeder darf, was er will,
und am Ende sind alle glücklich? Das klappt noch
nicht einmal bei den Themen richtig, die Sie im Ko-
alitionsvertrag festgeschrieben haben.

(Marlies Fritzen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist halt eine offene Beziehung!)

Bei allem anderen scheitern Sie mit der Strategie
vollkommen.

(Marlies Fritzen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN: Das muss man trennen!)

- Was hatten Sie sich alles an großen Entwürfen
vorgenommen, Frau Kollegin Fritzen? Versöhnung
von Ökonomie und Ökologie - auch im dritten
Haushalt dieser Regierung warten wir auf den gro-
ßen Wurf. Wo ist das eigentlich geblieben? Wo ver-
söhnen Sie das eigentlich? In der Windenergiebran-
che verschwinden die Arbeitsplätze; das passiert.
Da ist tote Hose - darauf komme ich noch einmal
zurück -, aber von Versöhnung von Ökonomie und
Ökologie kann überhaupt keine Rede sein.

Mittelstandfreundlichstes Bundesland heißt übri-
gens in Ihrer Übersetzung: arbeitnehmerfeindlichs-
tes Bundesland. Wir sind im Westen immer noch
der Lohnkeller der Republik. Sie tun alles, um das
zu verstärken, indem Sie die Tariftreue beseitigen
und vieles anderes mehr.

(Beifall SPD)

Die Uneinigkeit bei Ihnen lähmt die Koalition und
das Land. Immer dann, wenn Sie Probleme nicht
länger unter Geldbergen begraben können, schieben
Sie die Lösung in weite Ferne und hoffen, dass es
niemand merkt. Das ist der traurige Zwischenstand
zur Jamaika-Halbzeit.

Herr Fraktionsvorsitzender, ich hatte gehofft, man
könnte wenigstens ein bisschen etwas auf Ihre Rede
entgegnen - deswegen habe ich Ihnen auch den Vor-
tritt gelassen -, aber außer ein paar schlappen Be-
merkungen über angebliche Uneinigkeit in der Op-
position ist Ihnen nichts eingefallen. Das ist schade,
weil Sie doch eigentlich mitgestalten wollen und
hier einmal ein paar Beiträge bringen könnten, die
etwas mit Zukunft zu tun haben. Aber da herrschte
bei Ihnen leider ziemliche Flaute.

Was ist mit dem Ministerpräsidenten? Man könnte
ja meinen, in einer solchen Situation steht der Kapi-
tän an Deck, übernimmt Verantwortung und gibt
den Kurs vor. - Weit gefehlt! Den Ministerpräsiden-
ten sieht man bei Sonnenschein über das Promena-
dendeck flanieren, zuverlässig in Sichtweite der
Kameras, aber sobald die ersten Schleierwölkchen
auftauchen, ist er unter Garantie abgetaucht.

(Unruhe)

Chefsache ist in dieser Landesregierung bestenfalls
Schönwetter-PR. Die ist übrigens ein bisschen män-
nerlastig, Herr Regierungssprecher - er ist nicht
mehr da -; dafür haben die gestern von der Landes-
pressekonferenz die Ente bekommen. Wir haben
auch starke Frauen in Schleswig- Holstein; das ist
Ihnen entgangen.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und Anette Röttger [CDU] - Zurufe - Heiter-
keit)

- Ich habe schon drei, das reicht. Das erwirbt man
sich im Laufe der Zeit, Herr Kollege Vogt, Sie kom-
men auch noch dahin; Sie sind ja sehr talentiert,
wie ich immer wieder feststelle.

(Christopher Vogt [FDP]: Aber seriös!)

- Einen Unterschied zu Kubicki müssen Sie ja ha-
ben.

(Heiterkeit)

- Herr Bundesratspräsident, Herr Ministerpräsident,
ich will Ihnen eines zugutehalten. Die Menschen in
Schleswig-Holstein können heilfroh über den Tag
der Einheit und den Vorsitz im Bundesrat sein.
Sonst könnte man glatt vergessen, dass Schleswig-
Holstein überhaupt einen Regierungschef hat, wenn
man einmal fragt, wo die Initiativen sind.

Eines ist doch klar - das hat auch die Finanzminis-
terin wieder gesagt -: Im Zweifelsfall sind immer
die anderen schuld. Ich habe mit Erstaunen gelesen,
dass der Ministerpräsident eine „Ruck-Rede“ zur
Windkraft gehalten hat - so hat das der „sh:z“ bezo-
gen auf die Husum Wind geschildert. Bedauerli-
cherweise ist es immer wieder so: In die Pötte kom-
men sollen gefälligst die anderen. - Dazu passt her-
vorragend ein Zitat des Ministerpräsidenten in den
„Kieler Nachrichten“ vom Wochenende zum Kli-
mapaket der Bundesregierung:

„Wir werden allerdings darauf achten müs-
sen, dass die vorgesehenen neuen Regelun-
gen zur Windenergie nicht auf eine Begren-
zung des Ausbaus oder gar einen Rückbau
hinauslaufen.“
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Herr Ministerpräsident, das grenzt an Realsatire.
Bei der Begrenzung des Ausbaus der Windenergie
braucht die Landesregierung keine Hilfe, Sie schaf-
fen es ganz allein, hier herrscht nämlich absolut tote
Hose.

(Beifall SPD)

Dass Herr Habeck, der das mit ausgehandelt hat, al-
len Ernstes hingeht und nicht einmal weiß, dass Sie
sich auf die Verringerung der Abstände - jedenfalls
in kleinen Teilen - geeinigt haben, um Spurenele-
mente Ihrer Versprechungen einzuhalten, und das
dann auch noch bestreitet, obwohl er das mit ver-
handelt hat, finde ich ehrlich gesagt einen schlech-
ten Scherz - abgesehen davon, dass im Klimapaket
der Bundesregierung Öffnungsklauseln enthalten
sind, wo wir den Kommunen sogar Geld geben,
wenn sie davon abweichen, damit die Windenergie
vorankommt.

Herr Ministerpräsident, das auf den Bund zu schie-
ben und selbst nichts zu machen, ist ein bisschen
wenig, und das ist richtig bitter, wenn das in einem
Bereich geschieht, in dem die Wertschöpfung so
wichtig ist, in dem angeblichen Energiewendeland
Nummer 1, Frau Ministerin Heinold, das wir unter
SPD-Führung in der Tat gewesen sind, aber leider
nicht mehr sind, seitdem hier die Jamaika-Koalition
reagiert.

Sie schaffen es ganz allein, Ihre Hausaufgaben
sträflich zu vernachlässigen. Sie sind es, der die
Verantwortung dafür trägt, dass es keine gültigen
Regionalpläne gibt, weil Sie die alten Pläne im
Frühjahr 2017 als Wahlkampfmaterial verheizt ha-
ben. Das ist Fakt.

(Beifall SPD)

Da ändern die starken Sprüche gar nichts.

Das ist übrigens auch eine verheerende Nachricht
für die Jobs, die auf der Kippe stehen. Ich höre die
Sprüche des Wirtschaftsministers zu den dollen
neuen Jobs. Was ist eigentlich mit denen in der
Windkraftbranche?

Es ist übrigens auch eine verheerende Nachricht für
den Klimaschutz. Denn ich stimme Ministerin Hei-
nold ausdrücklich zu: Beim Klimaschutz geht es
um nicht weniger als um die Erhaltung unseres Pla-
neten, dass unsere Kinder und Enkel in Wohlstand
und Frieden leben können wie wir auch. Insofern
müssen wir alle etwas dafür tun, alles, was wir kön-
nen. Da ist es eine verheerende Nachricht, wenn die
Energiewende in diesem Land nicht vorankommt.

(Beifall SPD)

Wenn man in Ihren Haushaltsentwurf guckt, dann
findet man gar nichts, was bei Klimaschutz und
Nachhaltigkeit sichtbare Akzente setzt. Sie tragen
vor, was Sie fortgesetzt haben. Das finde ich prima.
Ich lobe Sie immer, wenn Sie fortsetzen, was wir
gemeinsam gut gemacht haben. Aber wo sind ei-
gentlich die starken, neuen Akzente bei diesem
Thema? Die kann ich nicht finden. Die haben Sie
nicht vorgetragen.

Herr Ministerpräsident, ich will bei dieser Gelegen-
heit ein anderes Thema ansprechen, das eine im-
mense Bedeutung hat und das nicht einmal Geld
kostet. Es geht um die Ermittlungsvorgänge, die in
der vergangenen Woche nach Enthüllung der Presse
recht hohe Wellen geschlagen haben. Wir müssen
ein gemeinsames Interesse daran haben, dass die
Statik unseres Rechtsstaats über jeden Zweifel er-
haben ist. Darum wünsche ich mir, dass Sie Ihrem
Innenminister bei der Aufklärung ungeheuerlicher
Vorgänge zumindest dieselbe Unterstützung zu-
kommen lassen, die er von der Opposition im Lan-
de bekommt.

(Beifall SPD)

Ich muss Ihnen ehrlich sagen: Sie mögen sich über
Zeitungsüberschriften ärgern - das gilt für Sie und
Ihre Justizministerin -, aber nicht die Veröffentli-
chung dieser Vorgänge ist das Problem, sondern,
dass es so etwas gibt. Wir müssen daran arbeiten,
dass so etwas in Schleswig-Holstein nicht vor-
kommt, dass sich die Menschen auf den Rechtsstaat
verlassen können.

(Beifall SPD)

Ich halte das für ein gravierendes Problem, das Sie
nicht schönreden sollten, weil es um die Statik un-
serer rechtsstaatlichen Ordnung im Lande geht.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, bei dieser
Koalition sind auch im dritten Jahr keine klaren Li-
nien zu erkennen. Bei den großen Themen geht es
keinen Schritt voran.

(Tobias Koch [CDU]: Sie haben nicht zuge-
hört!)

Das werden wir in dieser Tagung gleich zweimal zu
sehen kriegen. Ihre einzige Antwort auf die Woh-
nungsnot im Land bleibt der Hinweis auf den Erlö-
sung verheißenden Bauboom. Davon haben Mieter-
innen und Mieter hier und jetzt gar nichts. Um dem
Ganzen die Krone aufzusetzen, preschen Sie vor
und werfen den Mieterschutz über Bord. Die Volks-
initiative wird von Ihnen nicht nur nicht unterstützt,
sondern Sie bekämpfen sie; auch das werden wir in
dieser Tagung noch debattieren. Das ist Ihr Beitrag
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zum Thema Verbesserung für bezahlbares Wohnen
in Schleswig-Holstein. Das ist richtige Flaute, das
ist richtig schlecht, und das zeigt, dass Sie ein sozi-
ales Problem in Ihrer Regierung haben. Wenn es um
soziale Fragen geht, fehlt der Kompass in dieser
Landesregierung.

(Beifall SPD)

Auch Ihr Kita-Gesetz, das großartigste Kinderta-
gesstättengesetz aller Zeiten, legt gerade eine knall-
harte Bruchlandung hin. Herr Kollege Koch, wenn
Sie die Zwischenfrage der Kollegin Pauls zugelas-
sen hätten, hätte sie Ihnen vorlesen können, was Ih-
re eigenen Parteifreunde zu dem sagen, was Sie da
abliefern. Sie haben sich so schön mit der SPD be-
fasst; schauen Sie einmal in Ihren eigenen Laden!
Die sagen, dass die Versprechungen, die Sie ma-
chen, großspurige Ankündigungen sind. Alles wird
besser, allen wird es besser gehen, blühende Land-
schaften in jedem Bereich. Wenn man genauer hin-
guckt - natürlich investieren Sie mehr, das ist ja
wahr -, stellt man fest, dass es manchen Eltern in
keiner Weise besser gehen wird, sondern dass es
manchen schlechter gehen wird, dass manche sogar
mehr zahlen müssen. Das kommt am Ende dabei
heraus.

(Zuruf Tobias Koch [CDU])

Wenn man Ihnen das unter die Nase hält, dann ver-
weisen Sie auf SPD-Kommunalpolitiker. Sie zeigen
auch hier wieder mit dem Finger auf andere, statt
das zu lösen, was Sie lösen könnten.

(Beifall SPD)

Mit uns wäre das anders. Schleswig-Holstein ist das
einzige norddeutsche Bundesland, in dem es nicht
in Richtung Beitragsfreiheit geht. Beitragsfreiheit
ist die größte Hilfe, die Familien kriegen können;
da brauchen wir nicht über andere Dinge zu reden,
über Steuerreform oder sonst etwas.

(Annabell Krämer [FDP]: Das ist der Scher-
benhaufen, den Sie uns hinterlassen haben!)

Nur weil die SPD in Schleswig-Holstein nicht mit-
regiert, geht es nicht in Richtung Beitragsfreiheit.
Das unterscheidet Schleswig-Holstein von Nieder-
sachsen, von Hamburg, von Mecklenburg-Vorpom-
mern, von Bremen, von Rheinland-Pfalz, von vielen
anderen Ländern. Das ist der Unterschied zwischen
Ihnen und uns.

(Beifall SPD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, auch in anderen
Bereichen sieht es schlecht aus. Wenn man den
Blick über den Tellerrand wagt, kann man nur Bö-

ses für das Land ahnen. Nehmen Sie das Beispiel
Personal. Dazu haben auch Sie einiges gesagt. Es
sieht nicht gut aus bei denen, die dafür sorgen, dass
das Land am Laufen gehalten wird. Ich will nicht
auf alle Missstände eingehen, sondern drei Beispie-
le vortragen, die ich Ihnen nicht ersparen kann.

Die Steuergewerkschaft läutet die Alarmglocken,
weil schon jetzt bei den Finanzbeamtinnen und -be-
amten 400 Stellen nicht besetzt sind. Es muss dem
Land deutlich besser gehen, als wir bislang dachten,
wenn man sich so etwas erlauben kann, denn die
sorgen dafür, dass die Einnahmen reinkommen. Ei-
ne schwache Steuerverwaltung können sich nur rei-
che Leute leisten. Insofern verstehe ich nicht, wie
man sagen kann, man sei bestens aufgestellt, wenn
in diesem Bereich eine so schlechte Situation
herrscht.

Nicht besser sieht es beim Landesamt für Auslän-
derangelegenheiten aus. Sie haben sich zu dem
Thema so großartig geäußert, Herr Kollege Koch.
Sie kündigen groß den Ausbau zum Kompetenz-
zentrum an, obwohl eine von Ihnen selbst für
120.000 € in Auftrag gegebene Untersuchung fest-
stellt, dass nicht nur viel zu wenig Planstellen vor-
handen sind, sondern von denen, die da sind, noch
nicht einmal zwei Drittel besetzt sind. Schlimmer
noch, Ihr Stellenplan 2020 sieht eine Stellenredu-
zierung vor. Das ist Chaos, nichts anderes.

Dann kommen wir zum Abschiebeknast, der uns
noch teuer zu stehen kommen wird, wie wir wissen.
Sie haben versucht, das nicht öffentlich zu beraten.
Wir werden das öffentlich zu erörtern haben, wenn
es so weit ist.

(Unruhe)

Dann werden wir auch da feststellen, dass allein das
Schimpfen auf den Bund, was Integrationsfragen
angeht, nicht ausreicht. Ich will es in aller Deutlich-
keit sagen: Auch ich kritisiere den Kollegen Scholz
durchaus, wenn am Ende herauskommt, dass die
Kommunen nicht das kriegen, was sie brauchen.
Das sage ich in aller Öffentlichkeit, weil ich dafür
bin, dass die Kommunen und die Länder ihre Integ-
rationsarbeit fortsetzen können. Dann muss man
aber auch seine eigenen Hausaufgaben machen und
darf nicht, wie ich es gerade geschildert habe, im
eigenen Bereich versagen und immer mit dem Fin-
ger auf andere zeigen.

(Beifall SPD und SSW)

Das dritte Beispiel sind die Grundschulen. Die Ber-
telsmann-Studie von Anfang des Monats zeigt das
Problem für ganz Deutschland auf. Unser bildungs-
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politischer Sprecher hat es Ihnen vorgerechnet: Bis
2025 fehlen fast 400 Grundschullehrerinnen und
-lehrer. Diese Zahl wird noch weit größer, weil der
Lehrermangel bei den Grundschulen bereits durch-
schlägt, sodass wir insgesamt rund 1.000 zusätzli-
che Lehrkräfte brauchen werden.

Darauf bereitet die Regierung unsere Schulen nicht
nur nicht vor; im Gegenteil hat sie Hunderte von
Lehrerplanstellen für die Wiedereinführung von
G 9 an Gymnasien verplant. Die Lösung des Prob-
lems wird also kommende Landesregierungen vor
immense Probleme stellen. Hier geht es nicht nur
um die Finanzierung der Stellen, sondern ganz
handfest um Lehrkräfte, die man auf diese Stellen
setzen könnte. Ich weiß, dass die Legislaturperiode
nur bis 2022 geht, und der Horizont des einen oder
anderen reicht ja auch nicht weiter.

(Hans-Jörn Arp [CDU]: Ja, ja, ja!)

Verantwortungsvolle Politik sieht aber anders aus,
zumal wir wissen, dass Bildung gerade bei den
Kleinsten, über die Sie geredet haben, über Lebens-
chancen entscheidet. Wer will, dass die Kinder vo-
rankommen, muss alles tun, um diesen Mangel zu
beseitigen. Sie tun das nicht, meine sehr verehrten
Damen und Herren.

(Vereinzelter Beifall SPD)

Das sind nur drei Beispiele, die aber zeigen, dass
das Ausmaß des Problems von Ihnen weit unter-
schätzt wird. Der Kampf um die klügsten Köpfe hat
längst begonnen. Darum ist übrigens auch jeder Be-
schäftigte, der sich im Familien- oder Freundeskreis
negativ über seinen Job beim Land äußert, ein Prob-
lem. Sie hatten ja mit der Besoldungsstrukturreform
- das ist ein schönes technokratisches Wort, da
denkt man, hier käme etwas Besonderes dabei he-
raus - die Chance, ein Zeichen zu setzen, dass Ihnen
die Beschäftigten etwas wert sind. Aber auch diese
Chance haben Sie mit Ansage verstreichen lassen.

(Werner Kalinka [CDU]: Na, na, na! - Zuruf
Christopher Vogt [FDP])

Der Beamtenbund hat völlig Recht: Von Ihnen be-
kommen die Beschäftigten nicht mehr als eine Cur-
rywurst im Monat. Nichts getan zu haben wäre ehr-
licher gewesen,

(Beifall SPD und SSW)

als die Beschäftigten im Regen stehen zu lassen.

Gleichzeitig wischen Sie das Weihnachtsgeld vom
Tisch, obwohl es SPD und CDU gemeinsam waren,
für die ich damals, 2017, als Innenminister den Be-
schäftigten stellvertretend ein Versprechen gegeben

habe, nämlich: Das Weihnachts- und Urlaubsgeld
ist nicht für die Ewigkeit gestrichen, sondern das
gibt es zurück, wenn die finanzielle Lage des
Landes sich ändert. Die Lage hat sich geändert,

(Christopher Vogt [FDP]: Schon vor 2017!)

aber die CDU will im Gegensatz zu uns von dem
Versprechen nichts mehr wissen.

Nun habe ich in letzter Zeit beim PUA gelernt, dass
Amnesie in der Justiz ganze Berufsgruppen erfas-
sen kann. Das ist bedenklich. Ich finde es aber auch
schwierig, wenn das an der Spitze der Landesregie-
rung der Fall ist und es chronisch wird wie bei Ih-
nen, gleichzeitig aber die Zeiträume immer kürzer
werden.

Sich an Zusagen von 2007 nicht mehr erinnern, das
will ich Ihnen gerne nachsehen, Herr Ministerpräsi-
dent. Ihr Gedächtnis reicht aber offenbar nicht ein-
mal bis 2017, und das ist gerade einmal zwei Jahre
her. Sonst könnte man sich nicht erklären, was die
CDU-geführte Landesregierung rund um den Fi-
nanzausgleich mit den Kommunen veranstaltet. Wer
die Presseerklärungen der Kommunalvertreter aus
der vergangenen Woche gelesen hat, mag es kaum
glauben: Es war tatsächlich der heutige Minister-
präsident Daniel Günther, der als Oppositionsführer
- Sie wissen ja noch, wie das geht, Herr Minister-
präsident - große Töne gespuckt hat,

(Zuruf Christopher Vogt [FDP])

den bedarfsgerechten kommunalen Finanzausgleich
versprochen und die damalige Küstenkoalition in
den schärfsten Tönen kritisiert hat. Ich könnte Ih-
nen die Zitate vorlesen. Ich lasse das aber, weil wir
ja das Vergnügen haben werden, hier sozusagen
Work in Progress zu beobachten,

(Zuruf Annabell Krämer [FDP])

und zu gucken, was von Ihren Versprechungen
übrigbleibt.

Heute versuchen Sie sich an den billigsten Taschen-
spielertricks und wollen die Städte, Gemeinden und
Kreise mit Geld abspeisen, das Sie ihnen an anderer
Stelle wieder abnehmen. Das ist Fakt.

(Beifall SPD und SSW)

Es ist schon lustig: Der von Ihnen selbst bestellte
Gutachter sagt, dass den Kommunen für die be-
darfsgerechte Ausstattung, die Sie ihnen vor der
Wahl zugesagt hatten, 186 Millionen € fehlen, und
die kommunalen Landesverbände sind sogar noch
zurückhaltend. Die sind mit Ihnen netter, als sie es
teilweise mit uns gewesen sind.
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(Lachen Tobias Koch [CDU] und Christo-
pher Vogt [FDP])

Die wollen es nicht mal en bloc. Wenn jedes Zei-
chen des Entgegenkommens seitens der Landesre-
gierung fehlt, verstehe ich, dass man die Haushalts-
gespräche an diesem Punkt abbricht. Kurz vor die-
ser Landtagstagung ist das schon ziemlich peinlich
für Sie und für Ihre Regierung, Herr Ministerpräsi-
dent.

(Beifall SPD)

Dann kommt noch etwas anderes dazu: Der arme
Kollege Koch hat ja nicht nur - wie soll ich sagen -
chronisches Pech mit seinen Redeauftritten hier,
sondern er wird nicht einmal von Ihnen eingebun-
den. Die Landtagsfraktion scheint von Ihnen über
die Verhandlungen nicht ordentlich informiert wor-
den zu sein. Wenn Herr Kollege Koch es öffentlich
als Auftaktgespräche herunterspielt

(Lachen Birte Pauls [SPD])

und die Landesregierung dann unterschriftsreife Pa-
piere auf den Tisch legt, frage ich mich: Wer redet
da eigentlich mit wem? Herr Kollege Koch, Sie
sollten Ihr Manuskript einmal durchsehen, bevor
Sie solche Reden halten, die großer Unsinn sind.

(Beifall SPD)

Bei aller PR, die Sie nach außen immer machen, ist
also auch die interne Kommunikation bei Ihnen ver-
besserungswürdig. Wenn es stimmen sollte, was wir
der Presse entnommen haben - was hätte ich für
Gründe, daran zu zweifeln, denn die Presse berich-
tet ja fast immer wahrheitsgemäß -, 

(Lachen Minister Dr. Heiner Garg)

und vonseiten der Landesregierung in den Gesprä-
chen allen Ernstes darauf verwiesen wurde, dass es
den Kommunen ja gar nicht so schlecht gehe,
schließlich verzichteten sie ja sogar auf die Erhe-
bung der Straßenausbaubeiträge, muss ich sagen:
Das ist an Dreistigkeit nicht mehr zu überbieten,
wenn ich daran denke, was Sie dazu im Wahlkampf
gesagt haben.

(Beifall SPD)

Auch hier wieder, Herr Ministerpräsident, nicht
2007 oder 1997, sondern 2017 sagten Sie: Erstens.
Wir schaffen die Pflicht zur Erhebung von Straßen-
ausbaubeiträgen ab. Zweitens. Wir unterstützen die
Kommunen so, dass sie das Geld nicht von den
Bürgern zurückholen müssen. Dadurch, dass Sie
den ersten Teil umgesetzt haben, vom zweiten aber
nichts mehr wissen wollen, haben Sie den ehren-

amtlichen Gemeinde- und Stadtvertretern den
Schwarzen Peter hingeschoben. Das ist schwarze
Politik in Schleswig-Holstein. Das ist gegen die
Kommunen gerichtet. Das ist scheinheilig und
wirklich schwach, Herr Ministerpräsident.

(Beifall SPD und SSW)

Ich gönne Ihnen, dass viele Leute sagen: Mensch,
der Ministerpräsident ist wirklich ein netter Kerl.

(Hans-Jörn Arp [CDU]: Ist er auch!)

Auch ich finde, dass wir einen ordentlichen Um-
gang miteinander haben, und ich habe gar keinen
Grund, hier etwas anderes festzustellen. Wenn man
aber Dinge versprochen hat, mit denen man letzt-
lich auch das Amt erworben hat, das man jetzt inne-
hat, dann muss ein Mindestmaß sein, das einzuhal-
ten, was man versprochen hat.

Ich messe Sie gar nicht an dem, was wir hier wol-
len. Das kann man nicht verlangen. Wir sind Sozi-
aldemokraten, Sie sind in der Union. Dass Sie aber
mindestens das halten, was Sie selbst versprochen
haben - zumindest in Spurenelementen -, könnte
man schon verlangen. Das geht auseinander, und
das ist ein Beitrag zur mangelnden Glaubwürdig-
keit von Politik in diesem Land.

(Beifall SPD und SSW)

Jetzt sollen diese Kommunalpolitiker - das sind ja
alles Ehrenamtler - in Ihrem Ort erklären, warum
die reiche Nachbarkommune die Gebühren abge-
schafft hat, man es im eigenen Dorf aber nicht
kann.

(Christopher Vogt [FDP]: Welche Kommune
denn?)

Sie haben den Akzeptanzkampf für die Ausbaubei-
träge kaputtgemacht. Dies den Kommunen jetzt in
den Gesprächen auch noch zum Vorwurf zu ma-
chen, ist eine glatte Unverschämtheit. Das will ich
hier deutlich sagen.

(Beifall SPD)

Wir sind natürlich gespannt, womit Sie noch kom-
men. Auch da lässt die eigene Finanzplanung wenig
Gutes erwarten, Frau Finanzministerin, wenn wir
uns angucken, was Sie eingestellt haben.

Ihre Planlosigkeit findet übrigens noch eine Fortset-
zung, wenn es um die Sondervermögen geht. Wir
haben mitnichten die Sondervermögen kritisiert, im
Gegenteil: Die wurden damals von den heutigen
Regierungsfraktionen außer den Grünen kritisiert,
als wir sie eingeführt haben. Das war eine gute Sa-
che, dass wir das gemacht haben. Aber jetzt nutzen
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Sie das Instrument nicht nur selber, sondern ganz
im Gegenteil wandert immer mehr Geld in Töpfe,
von denen Sie vermutlich noch nicht einmal selbst
wissen, wofür sie eigentlich gedacht sind. So kann
man gute Instrumente, die wir eingeführt haben, ad
absurdum führen.

Keine der Pressemitteilungen der Koalitionsfraktio-
nen - wir gucken uns die immer sehr genau an, es
ist immer sehr spannend zu lesen, was Sie so von
sich geben - kommt ohne Hinweis auf die Investiti-
onen aus. Dabei wissen wir alle, wie wenig aussa-
gekräftig das ist. Die Baubranche boomt, und die
Kosten gehen durch die Decke. Dafür reicht übri-
gens ein Blick in den Baupreisindex des Statisti-
schen Bundesamtes. Das ist nicht Ihre Schuld.

(Christopher Vogt [FDP]: Auch!)

Es gehört aber zur Wahrheit dazu, dass wir ehrlich
über die Mittel sprechen, die das Land endlich in
Straßen, Gebäude oder Leitungen steckt. Insofern
sind dieses Schönreden und dieses Sagen, es sei ja
fast wie in Bayern - Herr Kollege Koch, wie soll ich
sagen? -

(Tobias Koch [CDU]: Na, was? - Annabell
Krämer [FDP]: Super ist das!)

etwas unter Ihren intellektuellen Möglichkeiten. Ich
wollte eigentlich etwas Nettes über Sie sagen, viel-
leicht ist das aber auch übertrieben; ich lasse das
lieber weg.

(Christopher Vogt [FDP]: Die Baukosten sind
auch in Bayern gestiegen!)

Jedenfalls muss man ehrlicherweise sagen, dass es
nicht so ist, wie Sie es darstellen. Der Kaiser hat
auch in dieser Frage keine Kleider an. Sie haben
hohe Phantomzahlen, und de facto passiert relativ
wenig.

Weitgehend leer geht übrigens das UKSH aus, über
das Sie gesprochen haben, bei dessen Betreuung
das Wissenschaftsministerium einen so miserablen
Job gemacht haben muss, dass sie in die Zuständig-
keit des Finanzministeriums gegangen ist. Wir hö-
ren übrigens auch von unseren Gesprächspartnern
beim UKSH: Wir wünschen uns doch, dass man
sich vernünftig um uns kümmert. - Das ist aber of-
fenkundig nicht der Fall. Wir sprechen häufiger mit
den Beschäftigten und der Leitung des Hauses dort
und hören immer nur, dass in dem zuständigen
Haus vergleichsweise wenig passiert. Jetzt die Not-
bremse zu ziehen, Frau Ministerin Heinold, spricht
wirklich für sich.

Der Maximalversorger des Landes hat vieles, aber
die maximale Aufmerksamkeit der Landesregierung
hat er nicht. Das ist ein Zustand, den wir im Interes-
se der Beschäftigten und der Tausende von Patien-
tinnen und Patienten beenden müssen. Hier wird
Medizin auf dem höchsten Niveau gemacht, das
man in Deutschland finden kann. Die haben mehr
verdient als das, was sie von Ihnen bekommen.

Herr Ministerpräsident, wenn man sich das alles so
anguckt, was Sie sagen, kann man nur feststellen:
Die Worte der Landesregierung zeigen, was Sie ger-
ne wären, Ihre Taten zeigen, was Sie wirklich sind.
Die Taten bleiben weit hinter den Worten zurück.
Die Öffentlichkeitsarbeit ist durch das, was Sie tun,
nicht gedeckt. Es gibt kaum ein Versprechen, das
mit dem dritten Haushalt zur Halbzeit dieser Koali-
tion noch Bestand hätte. Es gibt keinen einzigen
Hinweis im Haushaltsentwurf, dass von dieser Lan-
desregierung noch größere Dinge zu erwarten wä-
ren. Das ist gemessen an der immer noch günstigen
Finanzsituation des Landes eine ziemliche Armse-
ligkeit. Man würde doch erwarten, dass eine Regie-
rung, die sich bundesweit dafür loben lässt, wie in-
novativ alles sei, dann auch zeigt, wie es in der Sa-
che vorangeht. Das tun Sie alles nicht.

Stattdessen ist dies eine Koalition, bei der die Diffe-
renzen und Widersprüche mit jeder Woche größer
werden, die sich über Kleinigkeiten streitet und die
die großen Probleme gar nicht erst angeht. Ihr eige-
ner Anspruch war ein großer Aufbruch. Sie wollten
ein visionäres Bündnis sein. Wer Visionen hat, der
soll nicht zum Arzt gehen. Hier widerspreche ich
dem Altkanzler. Ich finde aber, es wäre schon wich-
tig für das Land, zumindest Teile davon in Ihrem
Haushalt wiederzufinden. Das wäre ganz schön.
Diese kommen allerdings allenfalls in den Presse-
mitteilungen der Landesregierung vor.

Sie sind, was das angeht, zur Halbzeit wirklich ge-
scheitert. Ihre Zwischenbilanz ist schwach und lässt
nichts Gutes für den Rest der Legislaturperiode ah-
nen. Die Methode, immer anderen die Schuld dafür
zu geben, dass man selbst nichts zustande kriegt,
ist, so finde ich, ein bisschen zu wenig.

Ich will deutlich sagen, und wir werden darüber
auch in der Aktuellen Stunde debattieren: Kritik
finde ich an manchen Stellen durchaus angebracht.
Ich äußere die auch. Ich bin mit manchem nicht zu-
frieden, was die Koalition in Berlin macht. Statt
aber - wie gesagt - gemeinsam daran zu arbeiten,
dass das besser wird, immer nur zu sagen, die sind
schuld, wenn etwas hier im Lande nicht läuft, ob-
wohl man in der letzten Legislaturperiode ganz an-
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ders argumentiert hat, als man noch in der Oppositi-
on gewesen ist, finde ich ein bisschen dürftig.

Das Land hätte mehr verdient. Wir wollen nicht das
Land in Deutschland bleiben, das der Lohnkeller
der Republik ist. Wir wollen auf Sicht nicht das ein-
zige Land bleiben, in dem es keine gebührenfreien
Kitas gibt. Wir wollen nicht das Land bleiben, in
dem die Beschäftigten sagen: Wir gehen lieber nach
Hamburg, nach Niedersachsen, nach Mecklenburg-
Vorpommern oder nach Bremen, weil wir es dort
besser haben. Wir wollen vielmehr ein Land der gu-
ten Zukunft mit guten Ideen sein, indem wir das
Leben der Menschen praktisch verbessern. Dafür
tritt die SPD ein, und darin unterscheiden wir uns
sehr deutlich von der Landesregierung hier. - Vielen
herzlichen Dank.

(Anhaltender Beifall SPD und SSW)

Präsident Klaus Schlie:

Meine Damen und Herren, begrüßen Sie gemein-
sam mit mir auf der Besuchertribüne des Schles-
wig-Holsteinischen Landtags eine weitere Gruppe
von Schülerinnen und Schülern des Ricarda-Huch-
Gymnasiums aus Kiel sowie Schülerinnen und
Schüler des Berufsbildungszentrums Rendsburg-
Eckernförde. - Herzlich willkommen im Schleswig-
Holsteinischen Landtag!

(Beifall)

Das Wort für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN hat deren Fraktionsvorsitzende, die Ab-
geordnete Eka von Kalben.

Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Dieser
Haushaltsentwurf macht wieder einmal deutlich,
wie sehr Politik ein Ausgleich von verschiedenen
Interessen in unserer Gesellschaft ist - ein Aus-
gleich zwischen denjenigen, die sich mehr staatli-
che Ausgaben wünschen, und denjenigen, die sich
eine Entlastung der Steuerzahlerinnen und -zahler
wünschen. Sie ist ein Ausgleich zwischen den Be-
darfen, die wir heute haben - die Wohnungsnot wur-
de als Beispiel genannt -, und denen, die zukünftige
Generationen haben, zum Beispiel den Klimawan-
del. Sie ist ein Ausgleich zwischen den Interessen
junger Menschen mit dem Anspruch auf Bildung
und dem Anspruch älterer Menschen, die unsere
Unterstützung bei der Pflege brauchen. Nicht zu-
letzt geht es um einen Ausgleich zwischen den Inte-
ressen der verschiedenen Regionen in Schleswig-
Holstein, also auch zwischen Land und Kommunen.

Lieber Herr Stegner, ja, es ist richtig: Wir sind in
der Jamaika-Koalition nicht eine Partei, sondern wir
sind drei. Genauso, wie es nicht die Bürgerin, den
Bürger oder die Bevölkerung gibt, so gibt es auch
in unserer Gesellschaft unterschiedliche Interessen,
die hier im Parlament auch von unterschiedlichen
Gruppierungen vertreten werden. Deshalb ist es
doch gut, wenn wir uns über diese Fragen auseinan-
dersetzen. Das tun wir nicht immer nur im ge-
schlossenen Kämmerlein, sondern das dringt auch
nach außen. So what!

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU
und FDP)

Wir in der Koalition suchen diesen Ausgleich, und
dieser gelingt genau deshalb, weil wir aus unter-
schiedlichen Richtungen auf die Dinge gucken und
weil wir unterschiedliche Blickwinkel auf die Bil-
dung, auf die Innenpolitik, auf den Naturschutz und
auf alle möglichen Bereiche haben. Dabei schaffen
wir es kaum, alles so zu regeln, dass alle vollkom-
men glücklich sind. Wie sollte das auch funktionie-
ren? Es ist doch logisch, dass dann, wenn man eine
Entscheidung trifft, nicht immer alle mit allem
glücklich sind.

Bei der Kita haben wir diesen Fall gehabt. Wenn
man etwas für die Eltern und die Kommunen und
für diejenigen, die in den Kitas arbeiten, tun will,
aber nur eine begrenzte Menge Geld hat, ist natür-
lich die Voraussetzung, dass man anerkennt, man
kann nicht alle gleichmäßig glücklich machen. Das
geht nicht. Deshalb glaube ich, dass unsere Politik
des Ausgleichs und unsere Politik, die unterschied-
lichen Interessen von drei Parteien in den Blick zu
nehmen, gut für dieses Land ist und uns voran-
bringt, und das spiegelt sich in diesem Haushalt ge-
nau wieder.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU
und FDP)

Es ist auch gut für dieses Land, dass wir unsere
Schwerpunkte Klimaschutz und Infrastruktur ge-
meinsam angehen. Wir haben schon viel erreicht
und noch viel mehr vor. Daher sage ich nicht nur
Dank an die Finanzministerin und an ihr Team für
diesen Haushalt, sondern ich sage auch Dank an un-
sere Regierung und an meine Koalitionspartner hier
im Haus für zweieinhalb Jahre Koalitionsarbeit.

Die Einhaltung der Klimaziele hat für uns Grüne
höchste Priorität. Der Klimawandel wartet nicht.
Die Zeit drängt. Auf die klimaschutzbezogenen
Maßnahmen dieses Haushalts möchte ich deshalb
besonders eingehen. Es ist nämlich mitnichten so,
dass dazu dort nichts steht, sondern man muss sich
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das genau anschauen und Klimaschutz nicht nur als
eine Maßnahme sehen, die in einem Sektor eine
Rolle spielt. Vielmehr spielt Klimaschutz im Grun-
de in allen Bereichen eine Rolle, und das ist etwas,
was wir uns als Koalition vorgenommen haben.

Zu nennen sind hier das Jahr für nachhaltige Ent-
wicklung, das für das nächste Jahr geplant ist, so-
wie der Moorschutz, der dabei auch eine Rolle
spielt, und natürlich spielen die Energiewende
ebenso wie die Elektromobilität unter Herrn Buch-
holz und die Sanierung von Radwegen eine extreme
Rolle.

Wir haben im kommenden Jahr 15 Millionen € für
den ökologischen Landbau vorgesehen. Wir haben
42 Millionen € für Naturschutz und 5,5 Millionen €
für den Ausbau der Elektromobilität sowie 1,5 Mil-
lionen € für die Sanierung der Radwege vorgese-
hen. Das sind Anfangsfinanzierungen, die über die
Legislatur noch aufsteigend sind. Wir geben fast
5 Millionen € für ein Sondervermögen für Bürger-
energieprojekte aus, und die Ministerin hat es be-
reits gesagt: Die größte Wirkung im Bereich von
CO2-Einsparungen im Verkehrssektor wird sicher-
lich durch die 125 Millionen € erreicht werden, die
wir für MOIN.SH vorgesehen haben.

Das sind große Investitionen, die wir auf den Weg
gebracht haben. Zum Teil sind sie auch vorher
schon auf den Weg gebracht worden, zum Teil
schon vor Jahren. Im Gegensatz zum Bund sind wir
hier in Schleswig-Holstein schon früher in die Hufe
gekommen, und das ist auch gut so.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
Hans-Jörn Arp [CDU])

Zusätzlich werden von 2020 bis 2022 rund 2,2 Mil-
lionen € für ein neues Förderprojekt Klimaschutz
für Bürgerinnen und Bürger aufgelegt. Die Idee da-
hinter ist, dass wir als Politiker Rahmenbedingun-
gen setzen und groß investieren müssen. Wichtig ist
aber auch, dass wir den Menschen im Land ermög-
lichen, auch einzeln etwas für den Klimaschutz zu
tun. Hier wird also gefördert, wenn man statt mit
dem Auto mit dem E-Bike zur Arbeit fahren will,
auf dem Balkon eine Solaranlage installiert oder ei-
ne alte Ölheizung ersetzt. Das sind Bereiche, in de-
nen man sehr unbürokratisch Mittel anfordern kann.

Das mag in der Summe nicht das sein, worüber
man sagt: Das macht den großen Unterschied. Herr
Arp, wir haben gestern Abend darüber gesprochen.
Das sind kleine Summen, aber die Idee dahinter ist,
dass dies zu einem Bürgerprojekt wird und dass das
eine Geschichte wird, die positiv erzählt wird. Wir
sagen also nicht: Oh, jetzt müssen wir alle Klima-

schutz machen, wir dürfen nicht mehr mit dem Au-
to fahren, alles wird ganz schrecklich, sondern wir
machen daraus eine positive Wendung und sagen:
Ja, das ist ein gemeinsames Projekt. Schleswig-
Holstein geht gemeinsam richtig voran und zeigt
dem Rest der Republik und damit auch dem Rest
Europas, dass man etwas tun kann, und das ist eine
richtig gute Geschichte. Das ist auch eine Jamaika-
Geschichte.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, ver-
einzelt CDU und FDP)

Meine Damen und Herren, genauso wichtig wie der
Beitrag des Einzelnen ist natürlich auch der Beitrag
der Kommunen, zum Beispiel durch Dörfer, in de-
nen in neuen Baugebieten auf Gründächer oder auf
Solardächer geachtet wird. Das gilt für Gemeinden,
in denen man Wärmenetzwerke aufbaut, und für
Städte, die ihren öffentlichen Raum so gestalten,
dass Menschen das Auto stehenlassen können und
auch wollen.

Ein guter Radverkehr ist grundlegend für die neue
Mobilität. Wir setzen einen Schwerpunkt darin, den
Kommunen bei der Planung der Infrastruktur zu
helfen. Daher ist auch zu erwähnen, dass wir im
Haushalt einen Titel für einen Wettbewerb zum So-
larenergieausbau haben. Wir haben im Land noch
erhebliches Potenzial im Bereich Photovoltaik und
Solarthermie. Um die Klimaziele erreichen zu kön-
nen, müssen wir dieses nutzen. Der Wettbewerb
setzt Impulse für die kommunale Ebene. Die Ge-
meinde mit dem größten Solarenergiezubau auf Ge-
bäuden gewinnt. Dabei wird gestaffelt nach Ein-
wohnerzahlen, sodass kleine Gemeinden die glei-
chen Chancen haben wie große Städte. Das meine
ich, wenn ich sage: Klimaschutz positiv gestalten
und dabei eine gute Geschichte erzählen.

Über das desaströse Ergebnis des sogenannten Kli-
makabinetts vom vergangenen Freitag will ich nicht
allzu viele Worte verlieren. Wir haben dazu morgen
eine Aktuelle Stunde. Es macht jedoch eines deut-
lich: Jetzt muss das Land, jetzt muss Schleswig-
Holstein erst recht ran.

Zumindest wurde in Aussicht gestellt, dass der
Bund die Bereiche Humuserhalt und Humusaufbau
im Ackerland, dauerhafte Grünlandnutzung, Schutz
von Moorböden und den Erhalt von Wäldern ver-
stärkt fördern will. Es versteht sich, dass wir, das
Land, alle verfügbaren Mittel nutzen müssen, um
das kozufinanzieren.

(Vereinzelter Beifall BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)
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So haben wir etwa im Bereich Moorschutz erhebli-
che ungenutzte Potenziale. Entwässerte Böden neh-
men in Schleswig-Holstein rund 80.000 ha ein und
entsprechen etwa 2,3 Millionen t CO2. Damit sind
sie ein erheblicher Faktor in der Klimabilanz. Hier
ist jeder Euro für den Klimaschutz effektiv ange-
legt.

(Vereinzelter Beifall BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Im Umweltbereich sind viele Haushaltstitel mit
EU-Geldern kofinanziert. Darum ist die Diskussion
über die Reform der EU-Agrarpolitik für uns im
Land äußerst haushaltsrelevant. Die EU-Agrargel-
der müssen endlich zielgerichtet für eine klima-
freundliche Landwirtschaft eingesetzt werden kön-
nen. Auch hier schlummern Klimaschutzpotenziale,
die endlich genutzt werden müssen.

(Vereinzelter Beifall BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Auch im Land können wir gemeinsam mit der EU
etwas tun. So setzt das Land bereits 40 % der EF-
RE-Mittel für Klima- und Energieschutzprojekte
ein. Bis zum Ende der Förderperiode werden wir
rund 92 Millionen € an EFRE-Mitteln sowie durch-
schnittlich 20 % Kofinanzierung des Landes in Kli-
maschutzvorhaben stecken. Das alles ist schon gut,
wird aber noch lange nicht ausreichen.

Es stimmt nicht, dass wir bisher nichts getan haben.
Ich sage es ausdrücklich: Wir alle - in den letzten
Jahren haben wir in verschiedenen Konstellationen
gearbeitet - haben das Thema Klimaschutz in
Schleswig-Holstein schon lange auf der Liste der
wirklich wichtigen Dinge. Das müssen wir immer
wieder betonen. Wir fangen nicht erst heute an, da-
rüber nachzudenken. Wir haben bereits etwas getan
und müssen unsere Anstrengungen noch verstärken.

(Vereinzelter Beifall CDU, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und FDP)

Klimaschutz kostet viel Geld. Auf die nächsten
zehn Jahre wird es entscheidend ankommen. Das
muss keine schlechte Nachricht sein. Viele Ökono-
men sagen, dass Klimaschutz ein Innovationstreiber
sei, der der Gesamtwirtschaft nicht schaden, son-
dern - im Gegenteil - sehr helfen werde, wenn man
es richtigmache. Diese Chance muss genutzt wer-
den. Das sollte in Zeiten von Handelskonflikten und
ökologischen Katastrophen allen einleuchten.

Im Übrigen haben wir in den jüngsten Haushalten
mit gewaltigen Kosten für Dürrehilfen und den
Deichausbau bereits einen kleinen Vorgeschmack

darauf bekommen, was versäumter Klimaschutz
kosten kann.

Meine Damen und Herren, natürlich birgt der Haus-
halt 2020 noch viel mehr. Ich möchte noch einen
weiteren Schwerpunkt benennen, und zwar die Bil-
dung. Wir werden am Freitag noch über die Kita-
Reform, den Bereich der frühkindlichen Bildung
sprechen. An diesem Haushalt wird bereits deut-
lich, was der Einstieg in die Reform für uns als
Land bedeutet. Die Kita-Reform wird 2020 in Kraft
treten. Erstmals beteiligt sich das Land mit einem
verlässlichen Finanzierungsanteil an den Kosten für
jedes betreute Kind. Das wird in der allgemeinen
Diskussion noch viel zu wenig betont: Wir stellen
nicht eine Summe X zur Verfügung, sondern wir
beteiligen uns prozentual an den Kosten. Wenn die
Zahl der Kita-Plätze steigt, steigen damit auch die
Kosten des Landes. Das ist endlich eine verlässliche
Zusage für die Kommunen, für die Träger und im
Grund auch für die Eltern, worauf wir uns in den
nächsten Jahren einstellen müssen. Das ist wirklich
ein großer Erfolg.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU
und vereinzelt FDP)

Die Reform entlastet die Eltern. Hier wird immer
auf die Geschichte der gebrochenen Versprechen
hingewiesen. Die Reform entlastet die Eltern, die
Kommunen und verbessert die Qualität. Das bezieht
sich auf Durchschnittswerte. Das ist logisch, wenn
man bedenkt, dass hier im Land die Beiträge zwi-
schen 700 € und fast beitragsfrei liegen. Natürlich
werden nicht alle Eltern entlastet, aber die Mehr-
heit, die Masse der Eltern. Die Mehrheit der Kom-
munen wird entlastet. In den meisten Kitas wird es
nun eine höhere Qualität geben. Es wäre unlogisch,
wenn dies nicht zuträfe. Wir geben eine halbe Milli-
arde Euro zusätzlich ins System, und zwar zur Sen-
kung der Beiträge, zur Erhöhung der Qualität und
zur Entlastung der Kommunen. Würde dann am En-
de niemand entlastet, wäre dies unlogisch. Aber
wenn man ein neues Modell aufsetzt, beziehen sich
die Erwartungen auf die Durchschnittwerte.

(Christopher Vogt [FDP]: So ist es!)

Die Mittel steigen also insgesamt aufgrund von
418 Millionen €. Bis zum Ende der Legislaturperio-
de werden wir sie mehr als verdoppelt haben. Die
frühkindliche Bildung ist der wichtigste Grundstein
für die Bildungschancen aller Kinder und damit für
die Bildungsgerechtigkeit.

Bildungsgerechtigkeit bedarf es auch im Schulsys-
tem. Wir, die Grünen, haben uns gemeinsam mit
unseren Koalitionspartnern dafür eingesetzt, dass

5182 Schleswig-Holsteinischer Landtag (19. WP) - 68. Sitzung - Mittwoch, 25. September 2019

(Eka von Kalben)



die Mittel für den Bildungsbonus erhöht wurden.
Der Bildungsbonus kann nun schon mit Beginn des
Schuljahres 2019/20 voll starten.

Unser Ziel ist es, dass alle Kinder eine gute Start-
chance bekommen. Im Rahmen des Bildungsbonus
beziehungsweise der PerspektivSchulen finanzieren
wir deshalb im Jahr 2020 circa 4 Millionen €. Das
entspricht 79 Stellen. Das Geld muss allerdings
nicht für die Schaffung von Stellen für Lehrerinnen
und Lehrer, sondern kann auch für andere Arbeit
ausgegeben werden. Es reicht nicht, den Schulen
und Kitas Geld zuzusprechen. Wir brauchen auch
gut ausgebildete Menschen; darauf hat Herr
Dr. Stegner hingewiesen.

Wir haben hier im Land einen riesigen Fachkräfte-
mangel. Aktuell werden in Schleswig-Holstein
1.698 Lehrkräfte ausgebildet. Das ist ein Plus von
96 Lehrkräften gegenüber dem Vorjahr. Das ist eine
sehr positive Entwicklung. Im Gegensatz zu Ihnen,
Herr Dr. Stegner, handelt die Regierung. Mir hat in
Ihrer Rede und bei Ihrem Hinweis auf das Problem
gefehlt, welche Alternativen es geben soll. Jeden-
falls müsste für jede Alternative noch zusätzlich
Geld bereitgestellt werden.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU
und FDP)

Wir haben klare Maßnahmen getroffen. Wir haben
mit Blick auf den Mangel an Lehrkräften und die
steigenden Schülerzahlen an den Grundschulen eine
stufenweise Erhöhung der Mittel für Grundschul-
lehrkräfte angeschoben. Wir haben zugesagt, dass
ab dem Schuljahr 2019/20 als Modellprojekt
30 Lehrkräfte für den gymnasialen Bereich an den
Grundschulen arbeiten können, natürlich mit einer
entsprechenden zusätzlichen Qualifizierung. Auch
an den beruflichen Schulen soll, um eine noch bes-
sere Versorgung zu ermöglichen, die Europa-Uni-
versität Flensburg ab September 2019 das Duale
Studium für das Lernen an beruflichen Schulen auf-
bauen. Außerdem finanzieren wir zukünftig junge
Menschen, die sich für ein Referendariat im ländli-
chen Raum entscheiden.

Es mag sein, dass diese Maßnahmen nicht ausrei-
chen und nicht alle greifen, sodass die Menschen
wieder in die Städte abwandern. Aber wir erproben
jetzt immerhin konkrete Maßnahmen.

Man kann nicht sagen, wir tun nichts. Deswegen
wünsche ich mir von einer konstruktiven Oppositi-
on, dass Sie sagen, was Sie stattdessen oder anders
machen würden. Wie schnitzen Sie sich die Men-
schen? Wir haben sie nicht.

(Beifall FDP und vereinzelt BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Wir stärken außerdem die berufliche Orientierung,
zum Beispiel mit dem Handlungskonzept „PLuS“.
Ich bin sehr dankbar, dass das verstetigt werden
kann. Mit dem Programm werden Schülerinnen und
Schüler ab der 8. Klasse unterstützt. Insgesamt flie-
ßen nun 1,3 Millionen € mehr. Dafür werden wir
mit jährlich 300.000 € Lehrkräfte und Coaching-
fachkräfte qualifizieren.

Dieses Konzept soll jungen Menschen helfen, den
Übergang von der Schule in das Berufsleben zu fin-
den. Wenn wir etwas machen wollen, um dem
Fachkräftemangel in diesem Land entgegenzutre-
ten, müssen wir gerade in der Schule ansetzen. Es
darf uns kein junger Mensch, der ausbildungsfähig
ist, verlorengehen.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und FDP)

Diesem Ansatz dient auch das produktive Lernen,
für das 250.000 € im Haushaltsentwurf eingestellt
sind. Damit bekommen Schülerinnen und Schüler
die Möglichkeit, Praxisstätten und Betriebe zu be-
suchen und sozusagen das wahre Leben kennenzu-
lernen, wodurch ihnen auch vermittelt wird, wofür
sie eigentlich lernen. Es ist natürlich viel motivier-
ender, wenn man weiß, wofür man die Schulbücher
aufschlagen muss, wenn man eine Ahnung davon
hat, wo man hinterher arbeiten will. Das ist, glaube
ich, ein sehr gutes Konzept, um wieder mehr Men-
schen in eine Ausbildung zu bekommen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU
und FDP)

Der dritte Punkt, für welchen wir uns starkmachen,
ist, dass Mittel für Deutsch als Zweitsprache in die
Berufseinstellungsorientierung fließen. Nachdem
die hier angekommenen Menschen Deutsch gelernt
haben - nicht alle, aber viele -, ist die Integration ins
Berufsleben das A und O. Ich freue mich sehr auf
den Bericht des Arbeitsministers zu diesem Thema
in dieser Tagung. Ich glaube, es wird oft unter-
schätzt, wie viel wir gerade in diesem Bereich für
Integration machen. Darüber werden wir wahr-
scheinlich Freitag sprechen.

Mehr fordern in allen Bereichen geht immer, aber
dass wir als Regierungskoalition in einem ständigen
Spagat zwischen Schulden, notwendigen Mehraus-
gaben und vielen weiteren, wirklich berechtigten
Bedarfen sind, sollten hier alle wissen. Sie mögen
vielleicht sagen, das Land habe Rekordeinnahmen,
unsere Kassen sprudelten, Sie mögen vielleicht sa-
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gen, dass wir zu wenig für unsere Beamtinnen und
Beamten täten, doch richtig ist, dass wir mit der
Übernahme des hohen Tarifabschlusses und den zu-
sätzlichen Verbesserungen der Besoldungsstruktur-
reform wirklich alles tun, was unser Haushalt im
Moment hergibt; denn wir haben in den kommen-
den Jahren große finanzielle Herausforderungen zu
bewältigen. Die Anpassungen unserer Finanzpla-
nung an den prognostizierten Konjunktureinbruch
um 700 Millionen €, die Übernahme der verbliebe-
nen HSH-Lasten in dem Haushalt, die steigenden
Versorgungskosten infolge des demografischen
Wandels, also wenn die Beschäftigten in Rente oder
Pension gehen, die Aufrechterhaltung unseres In-
vestitionsniveaus, um den Sanierungstau abzubau-
en. Frau Heinold hat zu Recht darauf hingewiesen,
dass auch Häuser, Krankenhäuser und Straßen, die
wir nicht sanieren, Schulden für zukünftige Genera-
tionen sind, und - ich betone es auch -, wenn wir
nicht in Klimaschutz investieren, auch Schulden für
künftige Generationen, und zwar sehr, sehr verhee-
rende.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Weil wir diese großen Aufgaben noch vor uns ha-
ben, bestätigt all das unseren haushaltspolitischen
Kurs der letzten Jahre. Statt manche Vorschläge,
wir sollten die Überschüsse verwenden, um struktu-
relle Ausgaben zu steigern, umzusetzen, um damit
beispielsweise eine Beitragsfreiheit zu finanzieren,
haben wir jeden dieser Euros in IMPULS gesteckt.
Das führt nun dazu, dass wir dringend notwendige
Investitionen in den kommenden Jahren weiter be-
treiben können, auch, wenn sich die wirtschaftliche
Situation weiter verschlechtert.

Sie mögen sagen, wir kürzen den Kommunen zu
viele Mittel für Integration, da wir die Mittel von
19,4 auf 7,4 Millionen € reduzieren. Doch richtig
ist, dass nicht wir diese Mittel gekürzt haben, son-
dern dass es die Koalition im Bund war, die diese
Kürzung zu verantworten hat, und dass das Land
diese nicht ohne Weiteres auffangen kann. Wir wer-
den versuchen, einen großen Teil zu refinanzieren,
aber wir können nicht von einem Jahr auf das ande-
re einfach 12 Millionen € aus der Tasche schütteln.
Insofern ist es mitnichten so, dass es eine Entschei-
dung dieser Regierung war, Integrationsmittel zu
kürzen, sondern es war eine Entscheidung des Bun-
des, bei der wir Schwierigkeiten haben, ihre Folgen
aufzufangen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, zur Wahrheit gehört
aber auch, dass die Kommunen ab dem Jahr 2020

durch die Änderung der Gewerbesteuerumlage mit
insgesamt 138 Millionen € bessergestellt werden,
was wiederum zulasten des Landeshaushalts geht.
Insofern appelliere ich an die Kommunen, auch aus
diesen Mitteln alle freiwerdenden und freiverfügba-
ren Beträge in Integrationsmaßnahmen zu stecken,
um diese weiter zu fördern. Aber natürlich gilt es
weiterhin, mit den Kommunen vieles zu bespre-
chen. Ich sage das ganz klar. Da gibt es keine unter-
schiedlichen Optionen - nur, weil eine Partei in der
Koalition das Finanzministerium innehat und die
anderen nicht: Wir Koalitionspartner, und zwar alle
drei, sind uns sehr einig, dass wir die Kommunen
unterstützen wollen, weil dort vor Ort die Arbeit
stattfindet, dort vor Ort die Bürgernähe stattfindet.
Das ist eine sehr wichtige Aufgabe. Insofern sind
wir uns einig. Wir sind uns zu Dritt aber genauso
einig, dass wir eine solide und dauerhafte Finanzie-
rung brauchen und keine Luftbuchungen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU
und FDP)

Ich komme zum Schluss. Dieser Haushalt ist ein
Meilenstein für die Halbzeit der Jamaika-Koalition.
Es lässt sich festhalten, dass das Land weiterhin
ökologisch, sozial und weltoffen ist. Wir alle ge-
meinsam haben Schleswig-Holstein in den vergan-
genen Jahren weiterentwickelt. Wir haben viel für
den Schutz unserer Natur, für den Schutz des Kli-
mas, für den sozialen Zusammenhalt und vor allem
für die Bildung getan. Nun gilt es, unsere Klima-
schutzaktivitäten zu verstärken, es gilt, dem Fach-
kräftemangel zu begegnen, und schlussendlich geht
es darum, mit unserer Politik viele Menschen anzu-
sprechen.

Unser politisches Handeln müssen wir so gestalten,
dass es die Gesellschaft zusammenhält und nicht
auseinanderdriften lässt. Es muss den Menschen,
die heute leben, gerecht werden, und genauso auch
denen der zukünftigen Generationen. Dafür gilt es,
gemeinsam in diesem Haus zu streiten. - Vielen
Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU
und FDP)

Präsident Klaus Schlie:

Das Wort für die FDP hat deren Fraktionsvorsitzen-
der, der Abgeordnete Christopher Vogt.

Christopher Vogt [FDP]:

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Mit dem dritten Jamaika-Haushaltsentwurf
setzen wir unseren Modernisierungskurs konse-
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quent fort. Wir stärken gezielt unser Bundesland,
vor allem die Bildung auf allen Ebenen, mit der Ki-
ta-Reform, mit mehr Lehrerstellen und auch mit
mehr Geld für unsere Hochschulen sowohl beim
Bau als auch bei der Finanzausstattung. Wir stärken
mit mehr Stellen die Polizei und die Justiz und da-
mit die Sicherheit und das Vertrauen in unseren
Rechtsstaat, was in diesen Tagen wichtiger ist als in
früheren Jahrzehnten.

Eine bessere Ausstattung hilft da übrigens viel
mehr als schärfere Gesetze. Es gibt auch neue He-
rausforderungen, zum Beispiel die Cyberkriminali-
tät, die wir bekämpfen und anpacken müssen. Wir
verbessern unsere Infrastrukturen in allen Berei-
chen: auf der Straße, auf der Schiene. Ganz beson-
ders gilt das für die digitale Infrastruktur und für
die Gesundheitsinfrastruktur, den Wohnungsbau
und den Sport.

Herr Dr. Stegner, jetzt haben Sie sich wieder einmal
bemüht, die Unterschiede der Koalitionsparteien
herauszuarbeiten, die wir wirklich zur Genüge ken-
nen. Wir haben ja jeden Tag damit zu tun. Ich finde
das schon wirklich interessant. Sie als Sozialdemo-
kraten kommen ja noch nicht einmal alleine mit
sich klar, insofern ist das eine bemerkenswerte Kri-
tik. Inhaltlich war das nach wie vor mau, rhetorisch
ein bisschen besser, die Übungen durch die Regio-
nalkonferenzen wirken. Der eine Gag war beson-
ders gut, aber ich fand es ein bisschen schade, dass
Sie nicht gemerkt haben, dass ich deutlich jünger
bin als mein Amtsvorgänger. Das fand ich ein biss-
chen schade, aber macht nichts.

(Zuruf SPD: Das sieht man aber gar nicht! -
Weitere Zurufe SPD)

- Altklug, ist ja klar. - Trotz hoher Investitionen in
Höhe von rund 1,3 Milliarden €, was wieder über
10 % Investitionsquote entspricht, die wir auch
dringend brauchen, um enorme Altlasten zu beseiti-
gen, arbeiten wir solide und generationengerecht.
Die Investitionen sind damit gegenüber dem Soll
aus dem Jahr 2017 um fast 50 % erhöht worden.
Höhere Investitionen sind aber kein Fetisch der
FDP-Fraktion, sondern schlichtweg notwendig, um
den Bestand an Gebäuden und Verkehrswegen zu
erhalten und zu erneuern. Diese weiterhin dem Ver-
fall preiszugeben, wäre auch finanzpolitischer Irr-
sinn. Deswegen haben wir hier einen absolut not-
wendigen Kurswechsel vollzogen, der auch weiter-
hin verfolgt werden muss.

(Beifall FDP und vereinzelt CDU)

Wenn wir in die Finanzplanung schauen, Frau Mi-
nisterin, wird deutlich, warum wir weiterhin dafür

plädieren, eine Mindestinvestitionsquote von 10 %
in der Landesverfassung festzuschreiben. Wir wol-
len trotzdem die Schuldenbremse beibehalten. Ich
sage es ausdrücklich - es wird ja viel über die
schwarze Null und neuerdings auch über die grüne
Null gesprochen -: Ich will, dass auch die gelbe
Null Beachtung findet. Es gibt in diesem Hohen
Haus auch andere Vorschläge für Verfassungsände-
rungen. Vielleicht kann man am Ende ein Paket ma-
chen, vielleicht wäre es sinnvoll, die Schulden-
bremse durch ein Mindestinvestitionsgebot zu er-
gänzen.

Dieser Haushalt ist ja fast schon eine Halbzeitbilanz
dieser immer noch recht ungewöhnlichen Koalition.
Wir haben uns im Jahr 2017 auf klare Schwerpunk-
te verständigt, um unsere verschiedenen Program-
me möglichst sinnvoll zusammenzubringen und un-
ser Land fit für die Zukunft zu machen, und nicht
zuletzt, um eine stabile politische Mehrheit in
Schleswig-Holstein aufzubauen. Das ist heutzutage
auch schon fast ein Wert an sich. Das erkennt man,
wenn man zum Beispiel nach London oder Rom
schaut. Auch wenn man nach Berlin schaut, Herr
Dr. Stegner, sieht man, dass nicht klar ist, wie lange
diese Bundesregierung durchhält, was auch mit Ih-
rer Partei zu tun hat.

(Birgit Herdejürgen [SPD]: Logischerweise,
denn sie ist ja auch Bestandteil der Koaliti-
on!)

- Das haben Sie richtig erkannt, Frau Herdejürgen,
aber vielleicht muss man irgendwann auch einmal
einen Diskussionsprozess zu Ende bringen wollen.
Wollen Sie der Bundesregierung weiter angehören
oder nicht? - Auch das wäre für unser Land eine
Nachricht. Vielleicht einigen Sie sich ja irgendwann
einmal.

(Zuruf Beate Raudies [SPD])

Bei aller Bescheidenheit, die uns zu eigen ist, kann
ich feststellen, dass uns die Umsetzung der Ziele,
die wir uns vorgenommen haben, bisher sehr gut
gelungen ist. Natürlich hat uns eine halbwegs
freundliche Haushaltslage dabei nicht geschadet,
das sage ich ganz offen. In der letzten Zeit ist es in-
ternational aber zunehmend ungemütlicher gewor-
den. Wir wissen, Wirtschaftspolitik ist mindestens
50 % Psychologie. Deswegen sollten wir jetzt keine
Rezession herbeireden. Wir müssen jedoch zur
Kenntnis nehmen, dass sich die Wirtschaftsdaten in
fast allen Bereichen deutlich verschlechtert haben.
Das macht natürlich einen Landeshaushalt nicht
einfacher.
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Wir sind mit unseren Großbaustellen noch lange
nicht fertig. Mit hohen Investitionen in unsere Inf-
rastruktur wollen wir das Leben der Menschen er-
leichtern, mehr Chancen für alle ermöglichen, na-
türlich auch eine strukturelle Wachstumsbremse lö-
sen, unter der unser Land seit Jahrzehnten leidet. Es
wird, so hoffe ich zumindest, niemand mehr be-
streiten, wie wichtig eine bessere wirtschaftliche
Entwicklung ist. Mehr Wirtschaftswachstum bedeu-
tet zugleich auch immer mehr Steuereinnahmen,
und das kommt allen Menschen direkt oder indirekt
zugute. Das sollten wir auch zur Kenntnis nehmen
und befördern.

(Beifall FDP und vereinzelt CDU)

Das marode Landesstraßennetz haben wir sehr kon-
sequent mit jährlich über 90 Millionen € und sehr
strategisch mit einem klaren Fahrplan für viele Jah-
re angepackt. Herr Dr. Stegner, Sie haben versucht,
sich herauszureden. Das war sehr einfach, als Sie
gesagt haben, ja, deutlich mehr Investitionen wären
schön, aber die Baukosten steigen ja. - Ja, natürlich
sind die gestiegen, aber was wäre denn Ihr Ansatz?
- Sie haben deutlich weniger investiert. Natürlich
steigen die Baukosten, und wir könnten für die Lan-
desstraßen 90 Millionen € mehr ausgeben. Die Fi-
nanzministerin guckt begeistert.

(Zuruf Beate Raudies [SPD]: Das wäre ein
Beitrag zum Klimaschutz!)

Natürlich steigen die Baukosten. Wenn wir deutlich
mehr investieren, fangen wir das größtenteils auf.
Wir sind natürlich daran mit schuld. Wenn das Land
investiert, steigen die Baukosten zusätzlich.

Ich ärgere mich, ehrlich gesagt, nicht über die vie-
len Baustellen und Umleitungen, die Bernd Buch-
holz uns tagtäglich beschert, sondern ich freue
mich, dass es von Woche zu Woche weniger
Schlaglochpisten gibt, die einen zwingen, mit
30 km/h oder 40 km/h über Landesstraßen zu gur-
ken. Das ist doch eine gute Nachricht.

(Beifall FDP und CDU)

Ich will auch einmal etwas Versöhnliches einstreu-
en. Schleswig-Holstein hat nicht erst mit dieser
Landesregierung sehr konsequent bei der digitalen
Infrastruktur auf Glasfaser gesetzt. Das haben wir
in Schleswig-Holstein schon seit vielen Jahren ge-
tan. Davon profitieren die Menschen jetzt in vielen
Regionen schon, auch dank regionaler Anbieter -
das gehört zur Wahrheit auch dazu -, die das Poten-
zial früh erkannt und auch angepackt haben. Da
sind wir bundesweit endlich einmal irgendwo ganz
weit vorn.

Aber da die Bundesregierung hier immer noch im
Tiefschlaf ist, investieren wir als Land weiterhin
massiv in den Breitbandausbau, um alle Orte
schnellstmöglich anzuschließen. Das ist kein Lu-
xus, sondern das muss selbstverständlich sein. Den-
noch sage ich ganz deutlich: Es ist überfällig, dass
die Bundesregierung endlich einmal vernünftige
Förderprogramme auf den Weg bringt und die Digi-
talisierung nicht weiter verschläft und auch das Mo-
bilfunknetz endlich einmal zumindest auf internati-
onalen Durchschnitt bringen würde. Dadurch würde
auch schon viel geholfen.

(Beifall FDP und SSW)

Vorher müssen wir uns selber helfen. Wir brauchen
- ich sage es ganz deutlich - Glasfaser in jeder Woh-
nung und zumindest erst einmal 4 G, auch LTE ge-
nannt, an jeder Milchkanne.

Wir wollen aber auch bei der Bildung weiter voran-
kommen. Wir wollen die Unterrichtsversorgung an
allen Schulen weiter verbessern und den Unterricht
qualitativ verbessern. Deshalb schaffen wir weitere
Lehrerstellen, die wir bestmöglich besetzen müs-
sen, was leichter gesagt als getan ist. Das wurde
schon angesprochen. Aber das nützt ja auch nichts.
Es leiden immer noch zu viele Schulen unter Unter-
richtsausfall. Deswegen steuern wir hier gegen. Na-
türlich ist es nicht so einfach, die Lehrer zu finden.
Aber Herr Dr. Stegner, es bringt ja auch nichts, kei-
ne Stellen auszuweisen und nicht zu versuchen,
dass man viele Lehrer findet.

Der Digitalpakt ist jetzt auf dem Weg; das freut uns
sehr. Wir halten es dennoch für notwendig, beim
Digitalpakt schon jetzt mit dem Bund noch einen
Schritt weiterzugehen, um auch Fortbildung und
Wartung dauerhaft zu gewährleisten und noch mehr
Mittel für Investitionen auf den Weg zu bringen.
Wir haben jetzt die Zahlen für die Kreise gesehen.
Das ist schon einmal ein großer Schritt nach vorn.
Aber wir sehen, es wird dauerhaft nicht reichen.
Deswegen müssen wir jetzt schon über einen Digi-
talpakt II mit dem Bund sprechen, durch den auch
Wartung und Fortbildung vernünftig gewährleistet
werden. Das wird eben nicht vom Bund finanziert,
und da müssen wir nachsteuern.

Ich glaube, wir müssen uns auch sehr viel mehr um
die Inklusion kümmern mit mehr Sonderpädagogik
und auch mit dem Erhalt der Förderzentren. Die
PerspektivSchulen wurden schon angesprochen.
Das ist, glaube ich, ein wichtiger Beitrag, um weni-
ger Schulabbrecher zu generieren. Es sind immer
noch 7 % in Schleswig-Holstein, die die Schule oh-
ne Schulabschluss verlassen. Das ist ein Drama.
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Was soll aus diesen jungen Menschen auf dem Ar-
beitsmarkt werden, der immer höhere Anforderun-
gen stellt? Da müssen wir unbedingt etwas tun, und
da packen wir an.

(Beifall FDP, CDU und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Bei allem, was wir hier fordern und beschließen,
gilt es, Vernunft und Augenmaß walten zu lassen.
Das gilt insbesondere bei dem Thema, das derzeit
viele Menschen umtreibt und auf die Straßen
bringt, dem Klimaschutz. Wir fordern eine markt-
wirtschaftliche, sektorenübergreifende CO2-Beprei-
sung. Das umzusetzen, ist auf Bundesebene leider
noch nicht gelungen.

(Lachen Sandra Redmann [SPD])

- Das ist tatsächlich nicht gelungen. Sie würde da-
für sorgen, dass die CO2-Einsparung dort stattfin-
den würde, wo die geringsten Kosten ausgelöst
werden. Das wäre ein wirklich intelligenter Innova-
tionstreiber, Frau Kollegin. Mit immer neuen Ver-
boten, Steuern und Verzichtpredigten werden wir
mit Sicherheit nicht zum weltweiten Vorbild wer-
den, was beim Klimaschutz notwendig ist; denn
wenn uns niemand folgt, ist das alles für die Katz.

(Beifall FDP)

Wir werden nur mit Verteuerungen und Verboten
auch nicht den benötigten Konsens erzielen, son-
dern die gesellschaftliche Spaltung im Zweifel wei-
ter vertiefen. Das gilt es, glaube ich, zu verhindern.
Das muss unser aller Ziel sein.

(Beifall FDP und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Ich finde das Klimapaket der Bundesregierung sehr
kleinteilig und wenig innovativ. Aber ich empfehle
allen ernst zu nehmenden Kräften im Land, sich das
genau anzuschauen und damit verantwortlich um-
zugehen. Einige Vorschläge gehen ja durchaus in
die richtige Richtung. Ich glaube, Blockaden wird
sich am Ende niemand leisten können. Das ist doch
auch völlig klar. Insofern empfehle ich allen eine
gewisse Zurückhaltung.

In finanzieller Hinsicht habe ich den Eindruck, dass
der Bund mit dem Klimapaket Einnahmen generie-
ren will, um seine zusätzlichen Ausgaben zu finan-
zieren.

(Volker Schnurrbusch [AfD]: Sehr guter Ein-
wand!)

- Mensch, die AfD ist auch aufgewacht! Der erste
Beitrag von Ihnen heute. Herzlichen Glückwunsch!

(Volker Schnurrbusch [AfD]: Zustimmung!)

Ich bin gespannt auf die Ideen, die Sie da haben.
Darauf bin ich wirklich gespannt, Herr Nobis. Das
wird sicherlich interessant.

Aber es ist leider wie immer: Die Länder sollen
kräftig draufzahlen, und das wird am Ende im Bun-
desrat schwierig werden.

(Volker Schnurrbusch [AfD]: So ist es!)

Ich finde es allerdings auch schwierig - das sage ich
an dieser Stelle auch ganz deutlich -, wenn man als
Erstes sagt, die Pendlerpauschale als eines der
wichtigsten Entlastungsinstrumente will man nicht.
Monika Heinold hat die Pendlerpauschale immer-
hin verstanden. Das hat sie einigen anderen Men-
schen voraus. Aber ich sage ganz deutlich, wir müs-
sen im Bundesrat sehr auf die Balance, auch auf die
soziale Balance, achten; auch darauf sollten wir
schauen. Wenn man die Pendlerpauschale verstan-
den hat, dann sollte man vielleicht auch gucken,
dass es Entlastungsinstrumente gibt und dass eine
vernünftige Steuerung da ist, damit sich Leistung
auch beim Klimaschutz lohnt und nicht diejenigen
bestraft werden, die sich als Pendler gar nicht an-
ders verhalten können.

(Beifall FDP, CDU und SSW - Zuruf Eka
von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

- Ja, Frau Kollegin. - Ich sage in Richtung der Grü-
nen - ich glaube, das sehen viele Grüne auch -, wir
müssen sehr schauen, dass die Pendler, die ihr Ver-
halten nicht ändern können, die sich eben kein neu-
es Elektroauto kaufen können, nicht einseitig belas-
tet werden und mit Euros, die am Monatsende
knapp sind, für den Klimaschutz bluten müssen, ob-
wohl es dem Klimaschutz nicht dient. Darauf müs-
sen wir sehr aufpassen; das sage ich sehr deutlich.

(Beifall FDP, CDU und SSW)

Jetzt gibt es wohl höhere Kaufprämien für Elektro-
autos. Es hat doch nicht an Kaufprämien geman-
gelt, dass die Leute sich keine Elektroautos zuge-
legt haben. Es liegt vor allen Dingen an der Lade-
infrastruktur und an der - sagen wir einmal - Praxis-
tauglichkeit. Da muss der Bund doch die Kommu-
nen unterstützen. Wie soll es denn funktionieren,
dass die Leute, die in einer Altbauwohnung woh-
nen, vor ihrer Haustür eine Ladestation haben? Das
ist doch sozusagen das Nadelöhr. Ich glaube, wir
sollten nicht nur auf Elektroautos setzen. Das ist ein
Baustein. Es muss dort mehr Infrastruktur geben
und weniger Kaufprämien, die eh nur den Falschen
helfen.

Schleswig-Holsteinischer Landtag (19. WP) - 68. Sitzung - Mittwoch, 25. September 2019 5187

(Christopher Vogt)



(Beifall FDP und SSW)

Ich finde auch die Ankündigung der Bundesregie-
rung großartig, deutlich mehr Geld in die Bahn zu
investieren. Damit die Menschen tatsächlich um-
steigen, wäre es aber schon sehr hilfreich, wenn der
Bund die Bahn erst einmal in die Lage versetzen
würde, die Nahverkehrsangebote, die das Land Jahr
für Jahr teuer bezahlt, tatsächlich liefern zu können.
Nicht nur auf der Marschbahn fallen regelmäßig
Züge aus, weil der Bahn noch immer das Personal
fehlt. Auch in anderen Regionen, in anderen Nah-
verkehrsnetzen ist das der Fall. Ich bin kein Freund
davon, dass großspurig irgendwelche Milliarden-
projekte angekündigt werden, wenn man schon die
Basics nicht hinbekommt. Das wäre schon mal ein
Punkt, um zu erreichen, dass mehr Menschen um-
steigen.

(Beifall FDP, SSW und vereinzelt BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Es gehört zur Ehrlichkeit natürlich auch dazu: Mas-
sive Investitionen in die Bahn sind wichtig. Wir se-
hen es bei der Marschbahn. Da haben wir dank
Bernd Buchholz schon die Zusagen vom Andi
Scheuer bekommen. Aber wir sehen, auch wenn
sonst in das Infrastrukturnetz der Bahn investiert
wird, geht es nicht sofort los, sondern es wird erst
einmal jahrelange Ausschreibungen und Baustellen
geben. Das gehört zur Ehrlichkeit auch dazu. Des-
wegen muss man erst einmal das Kerngeschäft ver-
nünftig hinbekommen. Damit wäre schon viel geh-
olfen.

Wir brauchen deshalb nicht nur für den Straßenbau,
sondern auch für die Bahnstrecken und die Strom-
trassen ein effizienteres Planungsrecht. Ich sage
ganz ausdrücklich, dass dies nicht zulasten von An-
wohnern oder Umwelt gehen darf und auch nicht
gehen sollte.

Das bringt mich zum Windkraftausbau, bei dem wir
immer betont haben, dass wir eine tragfähige Pla-
nung und mehr Akzeptanz bei den Anwohnern
brauchen. Die größeren Abstände zwischen Anla-
gen und Wohngebieten bei neuen Flächen sind uns
sehr wichtig. Ich fand es interessant, Herr Dr. Steg-
ner, dass die SPD Robert Habeck jetzt vorwirft,
dass er das hier mitgemacht und auf Bundesebene
kritisiert hat. Das kann man ja machen. Ich sage Ih-
nen nur, Herr Dr. Stegner: Sie haben das hier immer
verteufelt und tragen es selbst auf Bundesebene mit,
dass es größere Abstände gibt. Das ist schon inte-
ressant.

(Vereinzelter Beifall BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Einen letzten Satz möchte ich dazu sagen: Es
schafft nur diese Bundesregierung, zu sagen, wir er-
höhen bundesgesetzlich die Abstände auf 1.000 m
und geben denen Geld, die darunter bleiben. Das ist
wirklich GroKo-Logik, die man sich erst einmal er-
schließen muss.

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Zwischenfra-
ge des Herrn Abgeordneten Dr. Stegner?

Christopher Vogt [FDP]:

Na klar.

Dr. Ralf Stegner [SPD]: Ich bin sehr dank-
bar, Herr Kollege Vogt, dass ich noch einmal
Gelegenheit habe, das zu erläutern, was Sie
nicht verstanden haben. Wir haben hier kriti-
siert, dass Herr Günther und andere bezüg-
lich der Abstände Versprechungen gemacht
hat, die man nicht einhalten kann. Wir haben
solche Versprechungen nicht gemacht, weil
wir die Energieziele verfolgen und erreichen
müssen.

Was den Bund angeht, so haben wir dem in
der Koalition nur mit dem Hinweis zuge-
stimmt, dass man davon abweichen darf und
Kommunen sogar Geld dafür kriegen, wenn
sie das tun, weil wir es für sinnvoll halten,
das zu tun. Was ich kritisiert habe, ist, dass
Herr Habeck im Bund wahrheitswidrig be-
hauptet hat, dass das, was er kritisiert, in
Schleswig-Holstein nicht stattfindet. Er hat
aber einen Koalitionsvertrag unterschrieben,
in dem das drinsteht, was ja inzwischen he-
rausgekommen ist; denn solche Dinge wer-
den im Internet ja veröffentlicht. Das ist der
Punkt, um den es geht. Insofern rede und
handele ich an allen Stellen gleichermaßen
und sage nicht an der einen Stelle das eine
und an der anderen Stelle das andere.

(Beifall SPD)

- Herr Dr. Stegner, vielen Dank für den Beitrag. Sie
haben noch einmal unterstrichen, wie widersinnig
es ist. Warum erhöhen Sie die Abstände bundesweit
denn, wenn Sie den Menschen Geld dafür geben
wollen, dass sie drunter bleiben? Das ist schon eine
interessante politische Maßnahme.

Ich sage Ihnen noch eines: Wir haben es mit Herrn
Habeck gemeinsam hinbekommen, dass bei neuen
Flächen - da ist es ja sinnvoll - die Abstände auf
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1.000 m erhöht werden, und halten trotzdem die
Energieziele ein.

(Zurufe SPD)

- Entspannen Sie sich. Das ist der erste Punkt.

Herr Dr. Stegner, Sie haben jetzt 10 H in Bayern
akzeptiert, was auch interessant ist. Insofern: Rich-
tig konsistent ist die Haltung der Nord-SPD an der
Stelle nicht. Sie haben uns hier dafür verteufelt, Sie
haben sogar behauptet, dass die größeren Abstände
Ursache dafür sind, dass in der Windkraftbranche
Arbeitsplätze abgebaut werden müssen. Sie sehen
die Entwicklung des EEG seit 2017 gar nicht. Sie
sehen die bundesweite Entwicklung nicht. Sie er-
zählen an der Stelle schon Märchen. Ehrlich gesagt,
ich glaube, Sie sollten sich das noch einmal genauer
angucken; denn die SPD-Logik ist an der Stelle
wirklich widersinnig.

(Beifall FDP)

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine weitere Zwi-
schenfrage des Herrn Abgeordneten Dr. Stegner?

Christopher Vogt [FDP]:

Weil es gerade so nett ist.

Dr. Ralf Stegner [SPD]: Ich will gern auf
die Frage antworten, die Sie gestellt haben.
Sie haben gefragt, warum wir das im Bund
mitmachen. Ich will Ihnen sagen, warum wir
der Lösung zugestimmt und deswegen gesagt
haben, wir müssen eine Öffnungsklausel ha-
ben, damit die Kommunen motiviert werden:
Das Ziel der Union war etwas ganz anderes.
Sie wollte das, was Bayern macht, zum bun-
desweiten Standard machen. Das wäre der
Tod der Windenergie gewesen, kann ich Ih-
nen nur sagen. Deswegen konnte man sich
mit der Union nur verabreden, indem man
sagte: Dann schafft wenigstens eine Öff-
nungsklausel für die Kommunen. Die Bayern
denken immer, der Strom komme aus der
Steckdose, und man müsse nichts dafür tun.
Deshalb kann man die bayerische Lösung,
das, was die CSU will, nicht mittragen. Das
haben wir verhindert. Schlimm genug, dass
es Bayern nicht anders macht.

- Ich kannte es bisher eigentlich so, dass die Leute
vom Saalmikrofon aus Fragen stellen, aber vielen
Dank für die Antwort. - Daniel Günther sagt, das
stimmt nicht. Aber mir ist auch relativ egal, wer das
in der GroKo verhandelt hat. Ergebnis ist, Herr Dr.

Stegner, dass es niemanden so richtig voranbringt,
erst höhere Standards zu setzen und den Menschen
dann Geld dafür zu geben, dass sie darunter blei-
ben. Das ist schwer zu erklären. Das muss ich Ihnen
ganz ehrlich sagen.

Zur Windenergie kommen wir in diesem Tagungs-
abschnitt noch einmal. Vielleicht kommen wir ja ir-
gendwann einmal gemeinsam zu der Erkenntnis,
dass es Sinn ergibt, auf die berechtigten Interessen
der Anwohner mehr Rücksicht zu nehmen. Dabei
geht es darum, was lebenswert ist, es geht um das
Vermögen, darum, was die Häuser wert sind. Die
Menschen vertrauen darauf, dass sie sie im Zweifel
weiterverkaufen können.

(Zuruf Marlies Fritzen [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])

- Frau Fritzen, das sind berechtigte Interessen, auf
die wir Rücksicht nehmen wollen. Darum haben
wir in Schleswig-Holstein diesen klugen Kompro-
miss gefunden und uns entschieden, diesen Weg
weiterzugehen. Das war ja unser Jamaika-Kompro-
miss. Insofern freuen wir uns über die zusätzlichen
Mittel, die wir dank der SPD aus Berlin bekommen.
Wir werden sie entsprechend nutzen.

Die wirtschaftliche Entwicklung und deren Bedeu-
tung für den Staatshaushalt habe ich bereits kurz
angesprochen. Aber in Schleswig-Holstein besteht
ein strukturelles Problem, mit dem wir uns beschäf-
tigen müssen. Schleswig-Holstein hat eine sehr
stark mittelständisch geprägte Wirtschaftsstruktur.
Deshalb ist es für uns von besonderer Bedeutung,
eine sehr mittelstandsfreundliche Politik zu ma-
chen, also unnötige Bürokratie zu vermeiden, die
Ausbildung zu stärken und die Infrastruktur zu ver-
bessern.

Ich bin fest davon überzeugt, dass die Wirtschafts-
struktur in Schleswig-Holstein besonders anpas-
sungsfähig und krisenfest ist. Das haben wir in der
letzten Wirtschaftskrise erlebt. Aber es gibt zweifel-
los zunehmende Herausforderungen für die kleinen
Betriebe in Schleswig-Holstein. So ist die Unter-
nehmensnachfolge beziehungsweise -übernahme ei-
ne existenzielle Frage für unser Handwerk gewor-
den. Wir sind uns dieser Herausforderung bewusst
und möchten Meisterinnen und Meistern, die ein
Unternehmen gründen oder übernehmen wollen,
unter die Arme greifen. Seit Beginn des Jahres kann
die Meistergründungsprämie beantragt werden. Be-
reits die ersten Monate bestätigen uns in unserem
Handeln. Nahezu täglich flattern neue Anträge ins
Haus. Daher ist es richtig, dass wir die zur Verfü-
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gung stehenden Mittel für das kommende Jahr mehr
als verdoppeln.

(Beifall FDP und vereinzelt CDU)

Das Handwerk weiß uns hierbei an seiner Seite.
Das ist aber nur einer der vielen Bausteine, um den
Fachkräftemangel zu bekämpfen, der mittlerweile
eines der Hauptprobleme bei der wirtschaftlichen
Entwicklung geworden ist. Dieses Problem wird in
den nächsten Jahren noch deutlich größer werden.

Schleswig-Holsteins Wirtschaft ist zuletzt zum ers-
ten Halbjahr 2019 deutlich stärker gewachsen als
der Bundesdurchschnitt. Wir sind jetzt immerhin
mit Bayern auf Augenhöhe. Das ist schon eine
Nachricht an sich. Herr Stegner, auch das haben Sie
wieder relativiert. Ich kann mich noch daran erin-
nern, wie Sie sich in den letzten Jahren gefeiert ha-
ben, wenn Sie beim Wirtschaftswachstum einmal
nicht die rote Laterne hatten. Das lag dann meistens
daran, dass gegenüber gerade ein U-Boot ausgelie-
fert wurde.

(Zuruf Beate Raudies [SPD])

- Frau Kollegin, insofern ist es merkwürdig, wenn
Sie sagen, dies sei alles zufällig und habe keine
Aussagekraft.

(Beifall FDP)

Insbesondere die Cluster im Land strahlen über die
Landesgrenzen hinaus. Dennoch wollen wir beim
Standortmarketing und beim Tourismusmarketing
deutlich mehr tun, damit unsere Attraktivität bun-
desweit und auch international besser zur Geltung
kommt. Wir wollen unseren Wirtschaftsstandort zu-
dem mit einer besseren Ansiedlungsstrategie weiter
voranbringen, werden uns bei der Gründungsförde-
rung nicht ausruhen und zeitnah eine neue Indust-
riestrategie vorlegen. Wir müssen auch den Techno-
logie- und Wissenstransfer weiter verbessern, wenn
wir dauerhaft zu den erfolgreicheren Regionen auf-
schließen wollen.

Hier leben ja seit Jahren die glücklichsten Deut-
schen. Aus meiner Sicht dürfen sie nicht nur glück-
lich, sondern dabei gern auch ein bisschen wohlha-
bender sein. In der Tat müssen wir daran arbeiten,
den Braindrain zu stoppen, unter dem Schleswig-
Holstein schon seit Jahrzehnten leidet. Wir müssen
es also schaffen, dass nicht mehr so viele Menschen
dauerhaft den Norden verlassen, sondern dass mehr
Menschen hierherziehen.

Wir wurden von Herrn Dr. Stegner belehrt, dank der
Jamaika-Koalition hauten die Leute nach Mecklen-
burg-Vorpommern und Bremen ab. Herr Dr. Steg-

ner, das mag in der SPD-Welt so sein. In der Reali-
tät sieht es anders aus. Sie gehen eher in den Süden
und Westen der Republik, kommen aber zu selten
wieder. Aber ich kenne auch viele Menschen gerade
in meiner Altersgruppe, die sagen, jetzt, da sie Fa-
milie haben, kommen sie gern nach Schleswig-Hol-
stein, weil es ein lebenswertes und familienfreund-
liches Land ist. Das sollten wir weiter stärken, da-
mit können wir wuchern.

(Beifall FDP und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Mit der neu gegründeten Autobahn GmbH des Bun-
des stehen im Straßenverkehr große Veränderungen
an. Das haben viele noch gar nicht richtig realisiert.
Als Freie Demokraten haben wir uns immer gegen
diese neue Infrastrukturgesellschaft ausgesprochen,
weil wir sie für schwierig halten. Wir haben immer
die Sorge gehabt, dass es der Bund nicht besser hin-
bekommt als die Länder. Aber jetzt arrangieren wir
uns mit der Wirklichkeit und machen eben das Bes-
te daraus.

Einige Autobahnen geben wir schon im nächsten
Jahr komplett an den Bund ab. Bei vielen Großpro-
jekten haben wir die Planungsgesellschaft DEGES
ins Boot geholt, nicht nur, weil hierdurch Kapazitä-
ten im Landesbetrieb frei werden und weil die DE-
GES bei Großprojekten sehr kompetent ist, sondern
auch, weil die DEGES in die Autobahn GmbH
überführt wird. Das ist ein ganz wichtiger Punkt.
Die SPD hat uns vorgeworfen, es sei falsch, dies an
die DEGES abzugeben. Damit wäre der Übergang
in die Autobahngesellschaft komplizierter. Das ist
eben nicht der Fall. Herr Vogel, es wird einen rei-
bungslosen Übergang geben. Insofern ist dies dop-
pelt gut, und ich glaube, wir sollte es auch entspre-
chend unterstützen.

(Beifall FDP und vereinzelt CDU)

Es ist also wichtig, dass Planung und Bauen durch
diese Maßnahme nicht unnötig verzögert werden.
Dennoch brauchen wir ein effizienteres Planungs-
recht. Dieses ist mittlerweile wirklich so absurd,
dass in diesem Land bald gar nichts mehr voran-
geht. Das sehen wir in allen Bereichen, auch beim
Schienenverkehr und bei den Stromtrassen, die wir
dringend brauchen.

(Beifall Stephan Holowaty [FDP])

Meine Damen und Herren, die große Reform der
frühkindlichen Bildungslandschaft ist nicht nur ein
zentrales Projekt für mehr Chancengerechtigkeit,
sondern auch ein finanzpolitisches Schwergewicht.
In dieser Wahlperiode wird das Land rund 1 Milli-
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arde € mehr für Kindergärten und Krippen ausge-
ben, wenn man alles einrechnet. Das ist ein echter
Kraftakt für unser Bundesland. Wenn ausgerechnet
jene Partei, die uns die bundesweit höchsten Kin-
dergartenbeiträge hinterlassen hat, jetzt die soforti-
ge Beitragsfreiheit fordert, so kommt das den Eltern
wohl wie blanker Hohn vor.

Herr Dr. Stegner, es ist natürlich Quatsch, was Sie
an der Stelle erzählen. Sie sagen, wir seien in Nord-
deutschland allein. Ich empfehle Ihnen einmal zu
schauen, welche finanziellen Voraussetzungen in
anderen Ländern bestehen, woher sie kommen und
was sie tatsächlich tun. In Mecklenburg-Vorpom-
mern bestehen, soweit ich weiß, Durchschnittsbei-
träge von 60 €. Im Hamburger Umland von 750 €
auf null zu kommen, ist vielleicht eine größere Auf-
gabe, als von 60 € auf null zu kommen. In Hamburg
ist der Halbtag beitragsfrei, der Nachmittag kostet
richtig Knete. In Niedersachsen ist auch nur ein Teil
der frühkindlichen Bildung beitragsfrei. Schauen
wir uns in den nächsten Jahren, wenn es ein biss-
chen enger wird, einmal an, wie seriös das finan-
ziert war. Lassen wir also solche unnützen Verglei-
che, bauen wir keine Luftschlösser, sondern stellen
wir das intransparente und ineffiziente Kita-System,
das Sie uns hinterlassen haben, vom Kopf auf die
Füße.

(Beifall FDP und CDU)

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Herr Abgeordneter Vogt, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Herrn Abgeordneten Dr. Stegner?

Christopher Vogt [FDP]:

Ja.

Dr. Ralf Stegner [SPD]: Sie haben vorhin
darauf hingewiesen, dass Sie etwas jünger
sind als der Kollege Kubicki, aber jedenfalls
alt genug, um sich zu erinnern, dass das bei-
tragsfreie Kita-Jahr, das wir ja schon einmal
hatten,

(Anita Klahn [FDP]: Wie lange war das?)

- von Schwarz-Gelb abgeschafft wurde. Wäre
das so, dann würden Sie hier nicht solche Re-
den halten.

- Es war ein Jahr, Herr Dr. Stegner. Hätten Sie eine
seriöse Finanzierung hinterlassen, hätten wir es
gern beibehalten und ausgeweitet. Der Zusammen-
hang zwischen Geld und Beitragsfreiheit ist Ihnen
sicherlich klar, oder?

(Zuruf Birte Pauls [SPD])

- Frau Pauls, da Sie hier so kompetent sind: Ihr Vor-
schlag, die Beitragsfreiheit aus dem Sondervermö-
gen IMPULS finanzieren zu wollen, ist lächerlich.
Aus einem Infrastrukturprogramm wollen Sie dau-
erhaft Beitragsfreiheit garantieren.

(Beate Raudies [SPD]: Das haben wir nicht
gesagt!)

- Doch, das haben Sie gesagt. Wir müssen doch da-
mit unsere Infrastruktur sanieren und ausbauen. Sie
sollten die Veröffentlichungen Ihrer Fraktion und
Ihrer Partei schon lesen, Frau Raudies.

Frau Raudies, da wir gerade dabei sind: Noch un-
sinniger finde ich es, dass die SPD - die Partei in
dem Fall; Sie sehen es wahrscheinlich wieder an-
ders - vorschlägt, für die sofortige Beitragsfreiheit
die Schuldenbremse abzuschaffen. Das hat Ihre
Landesvorsitzende kürzlich in einem Interview ge-
macht. Das habe ich mit Interesse gelesen. Die Kin-
der würden dann ihre Beitragsfreiheit selbst finan-
zieren müssen, ohne gefragt zu werden. Das ist
auch ein interessantes Modell.

Neue Schulden für konsumtive Ausgaben haben
uns genau in diese hohe Verschuldung getrieben,
unter der unser Land bis heute leidet. Sie wollen
jetzt wieder an die 80er- und 90er-Jahre anschlie-
ßen. Herzlichen Glückwunsch! Die SPD dokumen-
tiert damit, dass sie alles ist, nur nicht regierungsfä-
hig.

(Beifall CDU, FDP und Eka von Kalben
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Es reicht eben nicht aus, wenn man als größte Op-
positionsfraktion beim Haushalt nichts anderes hin-
bekommt als albernes Trockenschwimmen, ohne ei-
nen einzigen Finanzierungsvorschlag vorzulegen.
Das ist unterirdisch. Mich könnte das wirklich auf-
regen. Aber das nützt auch nichts. Sie werden ja
lange in der Opposition bleiben.

(Beate Raudies [SPD]: Das ist schlecht für
Ihre Gesundheit!)

- Ja, genau, Frau Raudies, das ist schlecht für meine
Gesundheit.

(Beate Raudies [SPD]: Ich bin echt fürsorg-
lich!)

- Ja, vielen Dank. - Meine Damen und Herren, wir
werden in einem ersten Schritt die Kitas für alle be-
zahlbar machen, aber nicht bei der Qualität und
auch nicht bei den Kommunen kürzen. Das ist auch
ein ganz wichtiger Punkt. Wenn man als Priorität
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die sofortige Beitragsfreiheit hat, müsste man eines
von beiden machen, würde man ernsthaft handeln.

Den Kommunen verspricht die SPD beim kommu-
nalen Finanzausgleich im Vorbeigehen auch noch
einmal dreistellige Millionenbeträge, so wie auch
den Beamten beim Weihnachtsgeld.

Nun noch zu den Redebeiträgen, die zeigen sollten,
welche negativen Folgen die Kitareform angeblich
hat. Ich sage es jetzt deutlich - am Freitag wird es
noch einmal klarwerden -: Im Jahr 2017 haben wir
2.000 € pro Kind ausgeben, und im Jahr 2020 wer-
den es 4.400 € pro Kind und Jahr sein. Wer dabei
ernsthaft der Meinung ist, es werde für viele
schlechter, hat entweder in Mathematik nicht aufge-
passt oder erzählt hier wirklich Blödsinn.

(Beifall FDP, CDU und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Wir werden uns die Auswirkungen auf jede einzel-
ne unserer vielen Kommunen genau anschauen. Ich
sage Ihnen voraus: Dann wird es wirklich interes-
sant, wie Sie in den Kommunen handeln. Ganz vie-
le Kommunen werden dann deutlich machen, dass
sie die Beiträge weiter absenken müssen. Dabei
werden wir die SPD-Kommunalpolitiker ganz be-
sonders in die Pflicht nehmen, Herr Dr. Stegner.

(Beifall FDP und CDU - Zurufe SPD)

Frau Raudies, ich hoffe wirklich, dass Sie all das,
was Sie zu dem Thema erzählen, nicht selbst glau-
ben. Das wäre sonst wirklich bedenklich.

Wir werden weiterhin fair mit den Kommunen um-
gehen. Das erwarten wir andersherum allerdings
auch. Alle Beteiligten sollten an einer fairen und
bedarfsgerechten Verteilung der Finanzmittel ein
großes Interesse haben. Land und Kommunen sit-
zen finanziell logischerweise in einem Boot. Ich
setze deshalb darauf, dass man zügig gemeinsam zu
einem fairen Paket kommen wird. Es gibt aber auch
klare Schmerzgrenzen für das Land, und man muss
auch alle Fakten berücksichtigen, zum Beispiel die
Gewerbesteuerumlage - einmal eben 140 Millio-
nen € zugunsten der Kommunen -: Wer so etwas bei
der Diskussion völlig ausblendet, kann dann auch
nicht so richtig ernst genommen werden.

Wer meint, dass Integrationskosten sofort sinken,
weil die Flüchtlingszahlen zurückgehen, begibt sich
auf einen historischen Irrweg und handelt verant-
wortungslos. Es ist ein großer Streitpunkt zwischen
uns und den Kommunen, den uns die Bundesregie-
rung eingebrockt hat, Herr Dr. Stegner. Ich finde es
ganz toll, dass Sie Herrn Scholz in dieser Frage kri-
tisieren, ich erwarte aber von Ihnen als stellvertre-

tendem Parteivorsitzenden, dass Sie ihn umstim-
men. Das ist doch der entscheidende Punkt. Sie sol-
len ihn nicht kritisieren, Sie sollen einmal zu ande-
rem Handeln kommen. Das wäre doch entschei-
dend.

(Beifall FDP und vereinzelt BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Das ist wirklich wichtig: Integration ist eine lang-
wierige, viele Jahre währende Aufgabe. Sie ist teu-
er, aber günstig im Vergleich zu den Folgen nicht
erfolgter oder missglückter Integration. Wir mah-
nen schon seit Beginn der Flüchtlingskrise, die
langfristigen Auswirkungen im Blick zu behalten.
Hierzu gehört auch eine seriöse Antwort auf die
Frage, wie wir mit Menschen umgehen, die am En-
de kein Bleiberecht in Deutschland haben werden.
Herr Dr. Stegner, dieser Frage muss man sich auch
stellen. Als allerletztes Mittel muss der Staat die
Ausreisepflicht durchsetzen. Die geplante Abschie-
behafteinrichtung in Glückstadt findet niemand toll,
aber sie ist notwendig, und deswegen wird sie das
in Zukunft ermöglichen. Ich will noch einmal da-
rauf verweisen, dass dort zwei SPD-regierte Länder
mitmachen: Mecklenburg-Vorpommern und Ham-
burg.

(Zuruf Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])

In der Tat, Herr Dr. Stegner, Sie haben das sogar als
Drohung in den Raum gestellt. Wir schauen uns
insgesamt gemeinsam an, wie das läuft. Ich muss
ganz ehrlich sagen, dass sich Hamburg und Meck-
lenburg-Vorpommern - Herr Meyer ist jetzt Finanz-
minister in Mecklenburg-Vorpommern - jetzt einen
schlanken Fuß machen. Aber wir schauen uns am
Ende an, wie das laufen wird, Herr Dr. Stegner. Da-
rauf freue ich mich sehr.

(Vereinzelter Beifall FDP, CDU und Beifall
Lasse Petersdotter [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Es war in Schleswig-Holstein nicht immer selbst-
verständlich, dass der Tarifabschluss eins zu eins
auf unsere Beamten übertragen wurde. Auch daran
möchte ich an dieser Stelle erinnern. Wir gehen die-
sen Weg und werden zusätzlich eine Reihe von wei-
teren Verbesserungen auf den Weg bringen. Wir er-
füllen nicht alle Erwartungen, das ist uns auch klar,
doch eine schnelle Rückkehr zur alten Weihnachts-
geldregelung, auch wenn Sie die damals verspro-
chen haben sollten, ist für das Land leider nicht so
leicht zu schultern, wie einige hier meinen. Sie wür-
de den Haushalt mit mindestens 140 Millionen €
pro Jahr belasten. Die muss man erst einmal dauer-
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haft erwirtschaften. Deswegen müssen wir schritt-
weise dazu kommen, als öffentlicher Arbeitgeber
attraktiver zu werden. Dazu gehören für uns übri-
gens auch andere Rahmenbedingungen wie zum
Beispiel ein besseres Gesundheitsmanagement, at-
traktivere Büroräume oder auch moderne Arbeits-
zeitmodelle, wo natürlich der Staat einen Vorteil ge-
genüber vielen Unternehmen in der privaten Wirt-
schaft hat.

Am Ende gilt: Der Haushalt ist strukturell ausgegli-
chen, und er wird es bleiben. An der Schulden-
bremse werden wir nicht rütteln. Wir haben gezeigt,
dass die Einhaltung der Schuldenbremse und eine
hohe Investitionstätigkeit kein Widerspruch sein
müssen. Dank einer seriösen Haushaltspolitik und
klarer Prioritätensetzungen schaffen wir den Spa-
gat. Es wird dabei bleiben, dass wir nicht alles
Wünschenswerte leisten können. Die beginnende
Rezession, die hoffentlich nur ein kurzes Zwischen-
tief sein wird, mahnt uns dazu, weiter Vernunft und
Augenmaß walten zu lassen hinsichtlich der Ausga-
benpolitik, aber auch hinsichtlich der Belastung der
Steuerzahler. Auch das sollte am heutigen Tage
deutlich herausgearbeitet werden. Das sage ich
auch mit Blick auf die anstehende Grundsteuerre-
form, wo wir in der Tat noch nicht so hundertpro-
zentig beisammen sind, und auf die Diskussion im
Bund über Soli und Vermögensteuer. Wir als Land
müssen die Bürgerinnen und Bürger sinnvoll entlas-
ten, wo es möglich ist: bezahlbare Kita-Plätze, aber
auch bei den Ausnahmen bei der Grunderwerbsteu-
er für die Vermögensbildung oder auch durch die
Abschaffung der unsinnigen Straßenausbaubeiträge.
Das Thema ist auch nicht in den letzten zwei Jahren
vom Himmel gefallen. Es treibt viele Menschen
um. Ich glaube, auch da müssen wir zu guten Lö-
sungen kommen.

Abschließend möchte ich sagen: Unser Land wird
lebenswert bleiben, lebenswerter werden. Durch In-
novationen und eine starke Wirtschaft kann es uns
gelingen, unseren Wohlstand zu sichern und damit
auch unsere Gesellschaft zusammenzuhalten. Ich
glaube, das ist extrem wichtig. Wir sollten auch bei
der Digitalisierung und der Künstlichen Intelligenz
nicht wie das Kaninchen vor der Schlange sitzen,
sondern uns die Vorteile zunutze machen und die
Nachteile abmildern.

Schleswig-Holstein hatte in der Vergangenheit
kaum Wachstum, aber hohe Schulden. Wir wollen
das jetzt drehen. Wir wollen kaum Schulden haben,
aber hohes Wachstum. Das ist der deutlich bessere
Weg für alle Bürger. Ich danke der Landesregierung
an dieser Stelle schon einmal ganz besonders, ins-

besondere Monika Heinold und ihrem Team, aber
auch den Fraktionen von CDU und BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN für die gute Zusammenarbeit.
Der Haushalt wird sich noch etwas ändern. Jamaika
packt an und schnackt nur selten rum, Herr Minis-
terpräsident. Ich freue mich auf die weiteren Bera-
tungen und auf die zweite Lesung, dann werden wir
wieder große Erfolge verkünden können. - Vielen
Dank.

(Beifall FDP, CDU und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Für die AfD hat der Fraktionsvorsitzende Jörg No-
bis das Wort.

Jörg Nobis [AfD]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr
Ministerpräsident! Sehr geehrte Frau Finanzminis-
terin! Liebe Steuerzahler und zukünftige Steuerzah-
ler! Deutschland steht am Rande einer Rezession.
Die jahrelange wirtschaftliche Schönwetterperiode
neigt sich dem Ende entgegen. Sie tun hier aber so,
als wäre alles beim Alten, als würden die Einnah-
men ewig weiter sprudeln. Einhellig warnen alle
Wirtschaftsforschungsinstitute vor dem Abrutschen
in die Rezession.

(Martin Habersaat [SPD]: Hören Sie beim
Klimaschutz doch auch einmal auf die Ex-
perten!)

Ich zitiere:

„Die Schwäche der Industrie breitet sich wie
ein Ölfleck nach und nach in andere Wirt-
schaftszweige aus.“

Das sagte vor wenigen Tagen noch der ifo-Kon-
junkturchef Timo Wollmershäuser. Meine Damen
und Herren, die Stimmung hat sich bereits massiv
eingetrübt. Die Krise steht vor der Tür. Sie hat be-
reits geklingelt. Nein, Herr Vogt, wir müssen die
Krise nicht herbeireden, sie begehrt bereits Einlass.

Das geht auch an uns hier in Schleswig-Holstein
nicht vorbei: Ertragsprobleme beim größten Indust-
riearbeitgeber des Landes, bei Dräger in Lübeck,
führen zu Stellenabbau. Die Pleite von Senvion ist
hochaktuell. Nein, auch hier in Schleswig-Holstein
sind die Anzeichen für jedermann, der sie denn
auch sehen will, Herr Harms, erkennbar. Das Land
taumelt der Rezession plan- und ziellos entgegen.
Was macht die Landesregierung? Was machen Sie,
Frau Heinold? - Sie legen uns für das kommende
Jahr einen Haushaltsentwurf vor, bei dem die Mehr-
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ausgaben über den Mehreinnahmen liegen, wenn
wir richtigerweise die Ausgaben um die jetzt weg-
fallenden HSH-Finanzfondsmittel bereinigen. Ein
Wille zum Sparen ist da überhaupt nicht erkennbar.

Frau Heinold, im März hieß es bei Ihnen noch: Je-
den Euro zweimal umdrehen war gestern. - Heute
heißt es, jeden Euro dreimal umzudrehen.

(Lasse Petersdotter [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Sie drehen die Mark immer noch
um!)

Frau Heinold, Sie können den Euro in Ihrem Minis-
terium so häufig umdrehen, wie Sie möchten, aber
auch Sie können jeden Euro nur einmal ausgeben.

(Beifall AfD - Beate Raudies [SPD]: Aber sie
gibt Euro aus!)

Ich kann leider nicht erkennen, dass Sie irgendet-
was unternehmen, um unser Land krisenfest für die
kommende Rezession zu machen. Im Gegenteil:
Ohne die HSH-Effekte übersteigen Ihre geplanten
Mehrausgaben sogar noch die erwarteten Mehrein-
nahmen. Nur was machen Sie, wenn im kommen-
den Jahr die erwarteten Mehreinnahmen wie Eis in
der Sonne dahinschmelzen? - Dann wird aus der
geplanten Minitilgung von 36 Millionen € am Ende
doch noch ein Schuldenzuwachs. Ihre hohen Ein-
nahmeerwartungen treffen im kommenden Jahr auf
die sich wie Öl auf der Wasseroberfläche ausbrei-
tende Rezession.

Wenn noch nicht im nächsten Jahr, dann wird sich
diese jamaikanische Ausgabenpolitik, die nicht vor-
handene Haushaltsdisziplin dieser Landesregierung
spätestens - spätestens! - ab dem übernächsten Jahr
bitter rächen. Uns droht schlechtes Wetter, Frau
Heinold! Zeit, die Segel zu reffen und nicht noch
weitere zu setzen, während die dunkleren Sturm-
wolken bereits am Horizont aufziehen.

(Beifall AfD)

Diese Landesregierung ist auf das, was kommt,
nicht vorbereitet. Schleswig-Holstein bleibt im Län-
dervergleich Vorreiter bei den Ausgabensteigerun-
gen.

Liebe Steuerzahler, von einem verdienten Euro
bleiben Ihnen 46,3 ct zur freien Verfügung. Das hat
der Bund der Steuerzahler errechnet. In diesem Jahr
zahlt ein durchschnittlicher Arbeitnehmerhaushalt
53,7 % seines Einkommens als Steuern und Abga-
ben an den nimmersatten Staat. Damit fiel der dies-
jährige Steuerzahler-Gedenktag auf den 15. Juli
2019. Damit ist der deutsche Steuerzahler die beste
Melkkuh schlechthin. In 34 von 36 OECD-Staaten

ist die Belastung der Arbeitnehmer geringer als bei
uns. Aber damit nicht genug. Sie wollen mit einer
Bepreisung von CO2 - mit der Einführung einer
CO2-Steuer - die von Hunderttausenden Sozialleis-
tungsmigranten verursachten Haushaltslöcher stop-
fen und damit die Armutsspirale im Land weiter be-
feuern.

(Beifall AfD)

Während Millionen Stromkunden bundesweit die
Abschaltung droht, weil sie ihre Stromrechnung
nicht mehr bezahlen können, weil die Strompreise
die höchsten der Welt sind, denken Sie von den
Konsensparteien darüber nach, den Landstrom für
Kreuzfahrtschiffe von der EEG-Umlage zu befrei-
en.

(Christopher Vogt [FDP]: Und Sie sind die
Aggro-Partei!)

Meine Damen und Herren, da fällt mir nur eines
ein: Das ist zynisch. Oma Erna sitzt im Dunkeln
und friert, weil sie sich zukünftig weder Strom noch
Heizung leisten kann, und Sie wollen die Kreuz-
fahrtindustrie von der EEG-Umlage befreien.

(Ole-Christopher Plambeck [CDU]: Wo ist
das?)

Dabei könnten doch die Kreuzfahrttouristen am
ehesten einen kleinen Landstromobolus bezahlen.
Das ist unsoziale Politik, meine Damen und Herren.

(Ole-Christopher Plambeck [CDU]: In wel-
cher Welt leben Sie denn?)

Die ehemalige Partei der kleinen Leute, die alte
Tante SPD, mischt bei diesen Vorschlägen immer
kräftig mit. Sie wollen mit Ihrer CO2-Steuer - also
unter anderem mit diesen umgerechnet 3 ct oder
4 ct, die auf das Benzin noch einmal oben drauf-
kommen - den deutschen Steuermichel noch weiter
melken. Dabei ist der Euter schon leer; nur Sie mer-
ken es nicht.

(Beate Raudies [SPD]: Der hat vor allen Din-
gen keinen Euter!)

Genau deshalb fabulieren die Ersten in diesem
Haus auch schon von der Abschaffung der Schul-
denbremse - das konnten wir der Presse entnehmen.
Sie wollen Hand an die Verfassung unseres Landes
legen, um neue Schulden machen zu können. Ich
hoffe, dass wenigstens Sie in dieser Frage letztlich
standhaft bleiben, Frau Heinold.

(Zuruf Christopher Vogt [FDP])

Denn es wäre tatsächlich ein Treppenwitz sonder-
gleichen, wenn Sie die Schuldenbremse ausgerech-

5194 Schleswig-Holsteinischer Landtag (19. WP) - 68. Sitzung - Mittwoch, 25. September 2019

(Jörg Nobis)



net dann abschaffen, wenn sie das erste Mal eine
geringe Bremswirkung entfalten soll. Ein Jahr vor
dem Inkrafttreten würden Sie dann die Bremslei-
tung kappen. So ein verantwortungsloses Gebaren
werden wir sicherlich nicht mitmachen -

(Beifall AfD)

auch nicht für den vermeintlichen Klimaschutz,
Herr Petersdotter.

Wenn Generationengerechtigkeit für Sie nicht nur
eine Floskel ist, muss es Ihr Bestreben sein, die ho-
he Pro-Kopf-Verschuldung dieses Landes langfris-
tig zu senken. Ein weiterer wesentlicher Aspekt bei
der Frage der Generationengerechtigkeit, mithin der
Nachhaltigkeit der Landesfinanzen, sind die stetig
steigenden Personalkosten. Im vergangenen Jahr
hat das Land rund 4,2 Milliarden € für Personal
ausgegeben. Das entspricht ungefähr einem Drittel
der Gesamtausgaben. In den letzten acht Jahren
sind die Personalkosten des Landes um fast 30 %
gestiegen. Diese Steigerung beinhaltet zum einen
natürlich gerechtfertigte Tariferhöhungen für die
Landesbediensteten. Das sind notwendige und für
die Attraktivität Schleswig-Holsteins als Arbeitge-
ber wichtige Ausgaben, denn die Zukunftsfähigkeit
unseres Landes hängt maßgeblich von einer wettbe-
werbsfähigen Verwaltung mit motivierten Mitarbei-
tern ab. Dafür ist nicht nur Geld notwendig, aber
eben auch.

Zur Wahrheit gehört aber auch, dass die Personal-
ausgaben seit 2016 deutlich überdurchschnittlich
angestiegen sind, und zwar ganz konkret durch zu-
sätzliche Stellen, die „im Wesentlichen aufgrund
der Integration und Versorgung von Flüchtlingen“
geschaffen wurden.

(Lars Harms [SSW]: Das sind Polizisten!)

- Ja, Herr Harms, der allgemeinen Unruhe entneh-
me ich, dass Sie das aus einer unverdächtigen Quel-
le nachlesen wollen und mir da vielleicht keinen
Glauben schenken.

(Zurufe)

Diese richtige Feststellung findet sich eins zu eins
in den Bemerkungen 2019 des Landesrechnungs-
hofs, wer es nachlesen möchte: Seite 175.

(Dr. Frank Brodehl [AfD]: Der böse Rech-
nungshof!)

Zum anderen müssen wir uns mit den immer weiter
ansteigenden Versorgungsbezügen beschäftigen.
Mittlerweile machen diese rund 30 % der gesamten
Personalausgaben aus - Tendenz: stetig steigend. Es
gilt deshalb, zukünftige Verpflichtungen gegenüber

unseren Pensionären realistisch abzubilden und
echte Vorsorge zu treffen. Denn nur so kann ge-
währleistet werden, dass wir uns auch in 20 Jahren
noch eine Verwaltung leisten können, die unserem
Land gerecht wird.

Dabei muss das Ziel nachhaltigen Regierungshan-
delns erstens sein, zukünftig die Personalausgaben
auf ein sinnvolles Maß zu beschränken, und zwei-
tens müssen wir Vorsorge bilden und die tatsächli-
chen Verpflichtungen realistisch abbilden. Sie tun
weder das eine noch das andere, Frau Heinold. Sie
legen zukünftig 100 € je Landesbeamten und Monat
zurück. Das ist wirklich nicht mehr als der berühm-
te Tropfen auf den heißen Stein. Von einer Abbil-
dung der zukünftigen Versorgungsverpflichtungen
kann schon gar keine Rede sein.

Jedes Unternehmen muss Pensionsrückstellungen
bilden, wenn es entsprechende Zusagen macht, oder
etwa die zukünftigen Zahlungen vertraglich absi-
chern. In einer Bilanz stünde eine Rückstellung auf
der Passivseite. In einer Bilanz des Landes Schles-
wig-Holsteins würde Ihnen mit Blick auf diese Zah-
len angst und bange.

Zu der expliziten Verschuldung, also insbesondere
der im Kernhaushalt inklusive der HSH-Verbind-
lichkeiten in Höhe von rund 30,9 Milliarden €,
kommt bei kaufmännisch vorsichtiger Betrachtung
je nach Schätzung und Ermittlungsverfahren eine
ähnlich hohe Summe für Pensionsrückstellungen
obendrauf.

(Wortmeldung Christopher Vogt [FDP])

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Zwischenfra-
ge des Herrn Abgeordneten Vogt?

Jörg Nobis [AfD]:

Herr Vogt hat noch Redezeit übrig; da kann er gern
auf meine Rede reagieren. Ich lasse keine Zwi-
schenfrage zu. - Danke.

(Christopher Vogt [FDP]: Das ist traurig!)

Mindestens 34 Milliarden € dürften die Pensions-
lasten mittlerweile erreicht haben - 34 Milliarden €.
Die gehören nämlich als implizite Schulden mit zur
Staatsverschuldung. Sie kommen damit insgesamt
auf 65 Milliarden €, wobei Verbindlichkeiten aus
Lieferungen und Leistungen oder auch Leasingver-
trägen sowie weitere Eventualverbindlichkeiten aus
Bürgschaften noch nicht einmal berücksichtigt sind.

(Zuruf Beate Raudies [SPD])
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Das bedeutet: Die wahre Pro-Kopf-Verschuldung ist
mehr als doppelt so hoch, als uns die Schuldenuhr
hier im Landeshaus weismachen möchte. Deshalb,
Frau Heinold: Seien Sie ehrlich! Schenken Sie den
Bürgern reinen Wein ein! Ihr Haushaltsentwurf hin-
gegen ist eine doppelte Null: null Tilgung und null
Wille zum Sparen.

Das Land Schleswig-Holstein hat bis heute den
Vollzug aufenthaltsbeendender Maßnahmen für
ausreisepflichtige Asylbewerber größtenteils unter-
lassen.

(Zurufe: Ah!)

Die geplante Abschiebehaftanstalt wird am generel-
len Kurs dieser Landesregierung auch nichts ändern
- leider, muss ich sagen. Denn wenn dieses Voll-
zugsdefizit gestoppt würde, könnten erhebliche Fi-
nanzmittel, welche derzeit den illegalen Aufenthalt
aufrechterhalten, gesenkt oder sogar komplett ge-
strichen werden. Da sind wir wieder bei dem, was
ich eben schon gesagt habe: Sie können jeden ein-
zelnen Euro zwar hundertfach umdrehen, aber eben
nur einmal ausgeben.

Meine Damen und Herren, wir können in einem
Rechtsstaat erwarten, dass abgelehnte Asylbewer-
ber nach Abschluss eines rechtsstaatlichen Verfah-
rens, nach dem letztinstanzlich durch ein Gericht
festgestellt wird, dass es keinen Asylgrund gibt, das
Land dann auch verlassen, und zwar entweder frei-
willig oder aber durch konsequenten Vollzug von
aufenthaltsbeendenden Maßnahmen. Das wäre
rechtsstaatlich, nichts anderes.

(Beifall AfD)

Was Sie aber betreiben, ist politisch gewolltes und
gefördertes Staatsversagen auf ganzer Linie zulas-
ten der deutschen Steuerzahler. Der deutsche Steu-
erzahler weiß mittlerweile ziemlich genau, was ihn
dieses Staatsversagen kostet, unter anderem auch,
weil wir von der AfD die Kosten der Flüchtlingspo-
litik regelmäßig thematisieren.

Herr Habersaat, ich merke an Ihrer Begeisterung:
Sie möchten Beispiele hören. Die gebe ich gern.

(Christopher Vogt [FDP]: Wir wollen mal Ihr
Finanzkonzept sehen!)

Die asylbedingten Gesamtkosten für das Jahr 2018
haben wir im Frühjahr abgefragt. Die Landesregie-
rung gab sie mit rund 255 Millionen € an. Da waren
wir schon etwas skeptisch. Tatsächlich hieß es dann
in der Sommerpause: Hoppla, da haben wir noch et-
was gefunden. - Auf einmal liegt die aktuelle Zahl

bei 305 Millionen €, doch selbst das ist noch un-
vollständiges Stückwerk.

Asylbedingte Personalkosten ließen sich in vielen
Bereichen nicht separat ausweisen. Das bedauern
Sie. Weiterhin weist die Landesregierung - ich zitie-
re aus der Antwort der Landesregierung auf meine
Kleine Anfrage -:

„darauf hin, dass durch die Herausforderun-
gen im Bereich ‚Asyl/Flüchtlinge‘ auch in
anderen Bereichen (z. B. innere Sicherheit/
Schule/Kindergärten) weitere Kosten, bei-
spielsweise im Personalbereich, entstanden
sein können, bei denen eine direkte Zuord-
nung nicht möglich ist.“

(Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja, Gott sei Dank!)

„Eine weitere Differenzierung bildet der
Haushalt nicht ab.“

Doch ist das wirklich so? Da die Landesregierung
offensichtlich die Frage nach den Gesamtkosten
entweder nicht beantworten kann oder nicht beant-
worten möchte, fragen wir doch einmal die Perso-
nen, die sich berufsmäßig mit den Folgen der Asyl-
und Migrationswelle nach Deutschland beschäfti-
gen. Bereits im Januar 2018 haben der Präsident
des Schleswig-Holsteinischen Verwaltungsgerichts
und die Präsidentin des Schleswig-Holsteinischen
Oberverwaltungsgerichts eine Presseinformation
herausgegeben,

(Zuruf: Nein!)

die auch die Landesregierung auf den landeseige-
nen Servern hätte abrufen können.

(Jette Waldinger-Thiering [SSW]: Eijeijei!)

Darin werden in aller Ausführlichkeit die mittler-
weile vier eigens für die Vielzahl der Asylverfahren
eingerichteten Kammern und ihre Ausstattung mit
Richterstellen beschrieben: Im Jahr

„2015: 4 R-1-Stellen Richterinnen und Rich-
ter … zum 01.12. Konzentration auch der Si-
cherer-Drittstaat-Verfahren und Neugrün-
dung der 10. Kammer als weiterer Kammer
mit Asylschwerpunkt.“

(Zuruf Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN] - Weitere Zurufe)

Im Jahr 2016: drei Stellen R 1 und eine Stelle R 2,
die „zur Verstärkung bestehender Asylschwer-
punktzuständigkeiten verwendet wurden.“

5196 Schleswig-Holsteinischer Landtag (19. WP) - 68. Sitzung - Mittwoch, 25. September 2019

(Jörg Nobis)



(Zuruf Burkhard Peters [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])

„2017: 8 zusätzliche Stellen … Richter (6 x
R 1 und 2 x R 2) und entsprechende Verstär-
kung im Servicebereich; ...“

(Zuruf Burkhard Peters [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])

Zum 1. Januar „Gründung der 13.“ und zum 1. Mai
der „14. Kammer als weitere Asylkammern“. Zu
den Richterstellen wurden jeweils auch die Service-
bereiche personell verstärkt.

Ja, da wissen wir doch, wo das Geld bleibt. Das ist
doch klar, das liegt doch auf der Hand.

(Zurufe)

Der Haushalt der Landesregierung mag bestimmte
Differenzierungen vielleicht nicht abbilden, dass
die Landesregierung den Blick in die Stellenpläne
aber derart verweigert und offensichtlich noch nicht
einmal die entsprechenden Pressemitteilungen der
Gerichte zur Kenntnis nimmt, ist schon ein starkes
Stück.

(Wortmeldung Lars Harms [SSW])

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Zwischenfra-
ge des Herrn Abgeordneten Harms?

Jörg Nobis [AfD]:

Nein, ich lasse keine Zwischenfragen zu.

(Unruhe)

Vielleicht können Sie es nicht, oder Sie wollen es
nicht. Frau Heinold, da ich Ihrem Haus bislang eine
recht hohe Sachkompetenz zugebilligt habe, muss
ich jetzt leider davon ausgehen: Sie haben die Infor-
mation, wollen sie uns aber nicht geben. Sie rücken
die Informationen nur stückchenweise heraus. Das
ist die klassische Salamitaktik, die Sie hier fahren.
Die Grenze von der Salamitaktik zur unwahren Be-
antwortung parlamentarischer Anfragen ist flie-
ßend. Wie halten Sie es dem Parlament gegenüber
mit der Wahrheit?

Ich fasse kurz zusammen: Es fehlen in wichtigen
Bereichen, die eindeutig dem Komplex asylbeding-
te Kosten zuzuordnen sind, ganze Kostenblöcke,
insbesondere im Bereich Personal. Die gerade ge-
nannten Beispiele im Asylbereich an den Verwal-
tungsgerichten in Schleswig sind nur das prominen-
teste Beispiel.

Im Bildungsbereich weisen Sie - allerdings auch
erst seit 2019 - erfreulicherweise die für die Siche-
rung der Unterhaltsversorgung aufgrund gestiege-
ner Schülerzahlen wegen schulpflichtiger Flüchtlin-
ge notwendigen Ausgaben aus. Für das Haushalts-
jahr 2020 veranschlagen Sie allein über 62,5 Millio-
nen €.

(Zuruf Dr. Ralf Stegner [SPD])

Warum haben Sie uns die korrespondierende Zahl
für 2018 nicht mitgeteilt? Wir haben explizit da-
nach gefragt.

Weiter führen Sie aus, es hätte im Schuljahr
2018/19 insgesamt 779 Stellen für Deutsch als
Zweitsprache gegeben, allerdings sei eine direkte
Zuordnung zum Bereich Asyl/Flüchtlinge nicht
möglich. - Okay, fünf Diplomatenkinder werden si-
cherlich auch DaZ-Unterricht bekommen, aber wir
können davon ausgehen, dass der größte Teil wohl
schulpflichtige Flüchtlingskinder ist.

(Beate Raudies [SPD]: Europäische Arbeit-
nehmer! - Weitere Zurufe)

- Dann sagen Sie mir einmal, wie viel Prozent das
wohl ausmacht.

(Zurufe)

- Wenn Sie das nicht wissen - ich glaube, Sie haben
einen sehr genauen Überblick über die Zahl der
Kinder, die dort beschult werden -, dann wollen Sie
es wohl nicht wissen.

Auch ansonsten sind die Antworten dieser Landes-
regierung auf unsere Anfragen reichlich befremd-
lich. Alle in unserer Kleinen Anfrage zum Thema
asylbedingte Gesamtkosten 2018 aufgezählten Kos-
ten dienten der Integration, sagt die Landesregie-
rung. Da staunt der Fachmann, und der Laie wun-
dert sich, sind doch auch etwa 100.000 € für die
Bekämpfung von Fluchtursachen mit aufgeführt,
außerdem Mehrbedarfe in der IT in Höhe von
786.000 € oder der Bau von Erstaufnahmeeinrich-
tungen sowie Personalkosten im Landesamt für
Ausländerangelegenheiten. Da sind doch wohl hof-
fentlich nicht alle Mitarbeiter mit der Integration
beschäftigt! Diese ganzen Positionen hält diese Re-
gierung für Kosten der Integration. Das ist natürlich
mitnichten so, und das wissen Sie auch.

Ich fordere Sie auf, parlamentarische Anfragen zu-
künftig transparent, vollständig und korrekt zu be-
antworten. Versuchen Sie bitte nicht, uns für dumm
zu verkaufen.

(Zuruf Dr. Ralf Stegner [SPD])
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Darüber hinaus gelingt die Integration nicht, die Sie
sich auf die Fahnen geschrieben haben, wie sich am
Beispiel der Integration in den Arbeitsmarkt zeigt.
Die ständigen Behauptungen, wonach die Integrati-
on von Asylbewerbern in den Arbeitsmarkt von
Schleswig-Holstein Fortschritte mache, lassen sich
nach den von der Landesregierung aktuell vorgeleg-
ten Zahlen nicht bestätigen. Maßstab für eine posi-
tive Entwicklung am Arbeitsmarkt sind nicht allein
die absoluten Zahlen aufgenommener Beschäfti-
gungsverhältnisse, sondern vor allem die berufliche
Qualifizierung der aus dem Kreis registrierter
Flüchtlinge stammenden Arbeitnehmer. Der Groß-
teil der Arbeitnehmer unter den Asylbewerbern ist
jedoch entweder gänzlich ohne Berufsabschluss
oder macht zu diesem Thema keine Angaben. Unter
den Flüchtlingen aus den Herkunftsländern Afgha-
nistan und Syrien betrug der Anteil der beschäftig-
ten männlichen Arbeitnehmer ohne Berufsab-
schluss im Jahr 2018 sogar 51 % beziehungsweise
42 %. Ohne Angaben blieben 35 % beziehungswei-
se 38 %. - Dies alles können Sie in den Antworten
der Landesregierung auf unsere Kleine Anfrage,
Drucksache 19/1406, direkt nachlesen.

Darüber hinaus stagniert der Migrantenanteil be-
rufstätiger Frauen unverändert auf äußerst niedrig-
em Niveau.

(Beate Raudies [SPD]: Gleichstellungsbeauf-
tragte! - Dr. Frank Brodehl [AfD]: Sie küm-
mern sich schon!)

Man muss wahrlich kein Prophet sein, um vorher-
zusagen, dass sich daran auch in Zukunft nichts än-
dern wird. Denn das in den meisten Flüchtlingsfa-
milien verankerte traditionelle Frauenbild sieht eine
Berufstätigkeit von Frauen nicht vor.

(Zurufe SPD)

- Frau Raudies, dagegen werden Sie auch mit 50
Gleichstellungsbeauftragten pro Gemeinde nicht
ankommen.

(Beate Raudies [SPD]: Doch!)

- Nein, das werden Sie nicht. - Die aktuellen Statis-
tiken der Bundesagentur für Arbeit belegen eindeu-
tig: Bei weiblichen Flüchtlingen stieg die Quote
derjenigen, die eine Erwerbstätigkeit ausüben oder
eine Ausbildung beginnen, bis zum Frühjahr 2019
um sage und schreibe lediglich 1,4 %.

(Beifall AfD)

Auch diese Zahlen beziehen sich auf die acht wich-
tigsten Asylherkunftsländer.

Bei der Integration heißt es also: außer Spesen
nichts gewesen. Es bleibt dabei: Die Flüchtlings-
kosten sind Ihnen unangenehm - das merke ich
auch hier an Ihrem Raunen -,

(Zurufe)

weil Sie genau wissen, dass die Bürger in diesem
Land immer weniger Verständnis dafür haben, dass
bei weiter steigenden Steuern und Abgaben in
Schleswig-Holstein für den Flüchtlingsbereich dau-
erhaft dreistellige Millionenbeträge aufgewendet
werden.

(Beifall AfD)

Die Bürger haben unter anderem auch deshalb im-
mer weniger Verständnis dafür, weil bekannt wird,
was wir von der AfD schon seit Jahren sagen: Ein
großer Teil derjenigen, die ins Land gekommen
sind, haben nicht nur bereits bei der Einreise gegen
geltendes Recht verstoßen - das haben ja fast alle -,
viele haben auch bei ihren Asylanträgen getrickst,
getäuscht und gelogen. Rund 40 % - das konnten
wir der aktuellen Presse entnehmen - der überprüf-
ten Altersfeststellungen bei vermeintlich minderjäh-
rigen unbegleiteten Flüchtlingen ergeben ein signi-
fikant höheres Alter als das im Asylverfahren ange-
gebene. Das prominenteste Beispiel dafür ist mut-
maßlich der HSV-Profi Bakery Jatta,

(Zurufe)

der bei seiner Einreise 2015 angeblich gerade
17 Jahre alt war. Zwei ehemalige Trainer haben ihn,
den zweieinhalb Jahre Älteren, als Bakary Daffeh
wiedererkannt. Der rote Verwaltungsfilz in Ham-
burg sah gleichwohl keine Notwendigkeit, weiter zu
ermitteln.

(Zuruf Dr. Ralf Stegner [SPD])

Jetzt ermittelt eben die Polizei in Bremen, weil Jatta
nach seiner Einreise bei der Behörde eine E-Mail-
Adresse mit dem Namen Daffeh verwendete.

(Zuruf FDP: Immerhin hat er keine Anzüge
geklaut!)

Ganz im Ernst, wenn Jatta Jatta ist, wo ist dann
Daffeh? Der wurde seit Jattas illegaler Einreise mit
wundersamer Verjüngungskur nämlich nicht mehr
gesehen.

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Was reden Sie hier
für einen Müll! - Weitere Zurufe)

Das betrifft Schleswig-Holstein über Holstein Kiel
zwar nur sportlich, aber es muss doch die Frage er-
laubt sein: Wie viele ähnlich gelagerte Fälle gibt es
bei uns?
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(Zurufe)

Wie viele Flüchtlinge leben bei uns mit gefälschten
Daten? Wie viele haben sich bei uns Leistungen
und bessere Betreuung durch Tricks gesichert?

(Anhaltende Unruhe - Glocke Präsidentin)

Wie viele haben sich durch Täuschung bessere
Chancen auf einen längerfristigen Aufenthaltstitel
erschlichen?

(Zurufe)

Wie stark belasten den Haushalt Schleswig-Holst-
eins durch den Jungbrunnen gewanderte, vermeint-
lich minderjährige unbegleitete Flüchtlinge?

Meine Damen und Herren, die Kosten des anhalten-
den Migrationsstroms aus Afrika und Nahost betra-
gen selbst nach den reichlich zurückhaltenden Zah-
len dieser Landesregierung mittlerweile deutlich
über 1 Milliarde €. Nach wie vor geben Sie dabei
viel mehr für Sozialleistungen für Migranten aus,
als es rechtlich notwendig wäre. Sie gehen in vielen
Bereichen über das gesetzlich notwendige Mindest-
maß hinaus. Genau das wird den Bürgern jeden Tag
bewusster. Die Migrationskrise kostet Steuergeld
und belastet den Haushalt Schleswig-Holsteins auf
Jahrzehnte hinaus. Haushalterische Spielräume ver-
engen sich durch diese immensen Kosten.

Doch nicht nur hier wird das Geld der Steuerzahler
zweifelhaft eingesetzt. Auch an anderen Stellen fin-
den sich in Ihrem Haushaltsentwurf Ausgabepositi-
onen, bei denen kaum von einem sinnvollen Mittel-
einsatz gesprochen werden kann. Ich greife einmal
exemplarisch ein Thema heraus, das sogenannte
Wolfsmanagement. 2.090.000 Millionen € stehen in
Ihrem Haushaltsentwurf für das Wolfsmanagement
bereit - über 2 Millionen € für, soweit bekannt, vier
residente Wölfe im Land. Ich will gar nicht wissen,
wie diese Kosten zukünftig steigen, wenn es erst
zur Rudelbildung in Schleswig-Holstein kommt.

(Zuruf Dr. Ralf Stegner [SPD] - Weitere Zu-
rufe)

Um es vorweg zu sagen, Herr Dr. Stegner: Ich habe
gar nichts gegen den einen oder anderen unauffälli-
gen Wolf, der durch die wenigen Waldgebiete im
Osten und Südosten unseres Landes streift. Doch
die Westküste mit ihrer intensiven Weidetierhaltung
ist für den Wolf eher ein All-you-can-eat-Buffet.
Wir brauchen daher dringend eine ehrliche Diskus-
sion darüber, welche Räume wir der Ausbreitung
des Wolfes zubilligen wollen.

(Beifall AfD)

Die Westküste unseres Landes ist definitiv nicht für
die Ausbreitung des Wolfes geeignet.

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Das Einzige, das
sich hier ausbreitet, ist Ihre Dummheit! - Zu-
ruf Martin Habersaat [SPD])

Meine Damen und Herren, Sie wollen rein rechne-
risch für jeden Wolf in diesem Land über eine halbe
Million Euro ausgeben. Das kann man machen,
muss man aber nicht, Herr Dr. Stegner. Sie sollten
dem Bürger aber ehrlich sagen: Die ideologisch ge-
prägte Willkommenskultur für Wölfe kostet Geld.

Im Gesamthaushalt ist das sicherlich eher ein klei-
nerer Posten. Wir von der AfD schauen uns aber
auch die kleinen Haushaltsposten und deren Sinn-
haftigkeit an. Auch das Wolfsmanagement von ge-
rade einmal vier Tieren muss einer Überprüfung
durch den gesunden Menschenverstand standhalten.
Das tut es eben nicht.

(Beifall AfD)

Eine Durchschnittsfamilie zahlt in Deutschland
knapp 30.000 € Steuern im Jahr - also insgesamt
betrachtet, nicht nur die Einkommenssteuer, Frau
Raudies.

(Sandra Redmann [SPD]: Ja? - Beate Rau-
dies [SPD]: Er hat gelernt, alles gut!)

- Sie hatten beim letzten Mal dazu nachgefragt, des-
wegen erwähne ich das noch einmal. Rein rechne-
risch müssen 17 Durchschnittsfamilien ein Jahr
lang Steuern und Abgaben zahlen, um die Koexis-
tenz mit einem einzigen Wolf sicherzustellen. Ins-
gesamt wollen Sie die kompletten Jahressteuerein-
nahmen von sage und schreibe 68 Durchschnittsfa-
milien dafür aufwenden, um die friedliche Koexis-
tenz von vier Wölfen mit dem Menschen zu ge-
währleisten.

In diesem Jahr, 2019, sind es sogar 100 Familien.
Meine Damen und Herren, die Zahlen zeigen es:
Diese irrwitzig hohen Ausgaben halten einer Über-
prüfung durch den gesunden Menschenverstand
nicht stand.

(Birgit Herdejürgen [SPD]: Die logische
Konsequenz ist: Wir brauchen mehr Wölfe in
Schleswig-Holstein! - Heiterkeit SPD)

Der gesunde Menschenverstand ist dieser Landesre-
gierung vermutlich schon lange abhandengekom-
men. In meiner Rede zum Nachtragshaushalt - ich
erwähnte es eben schon - sprach ich im Juni von
25 t feinstem Rinderfilet, das man kaufen könne. Es
ist aber viel schlimmer: In der Rubrik „Feines für
den Hund“ gibt es Delikatessen für Vierbeiner für
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1,56 €/kg. Rechnerisch könnten wir von den im
Haushalt veranschlagten 2,09 Millionen € für die
Wölfe also 1.340 t bestes Hundefutter kaufen -
Mengenrabatte nicht eingerechnet.

(Zuruf Lars Harms [SSW])

Das wären mindestens 67 Lkw-Ladungen voll. Da-
mit ließen sich die vier Wölfe bis ans Ende aller Ta-
ge durchfüttern.

(Zuruf Klaus Schlie [CDU])

Wir von der AfD lassen uns den gesunden Men-
schenverstand nicht durch den Wolf drehen!

(Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Was mache ich mit den leeren Dosen?
- Weitere Zurufe)

Auch in anderen Bereichen möchte ich Ihren Nach-
holbedarf noch vor Augen führen. Das letzte Win-
ternotprogramm des Diakonischen Werkes wurde
mit Landesmitteln in Höhe von 20.000 € gefördert.
Für das kommende Jahr haben Sie erneut 20.000 €
hierfür vorgesehen. Meine Damen und Herren, die
Zahl der wohnungslosen und von Wohnungslosig-
keit bedrohten Menschen im Land Schleswig-Hol-
stein steigt von Jahr zu Jahr. Rund 8.000 Menschen
nehmen die Angebote der diakonischen Wohnungs-
losenhilfe in Anspruch. In Ihrem Haushaltsentwurf
stellen Sie für die Beratungsstellen der Wohnungs-
losen- und Straffälligenhilfe 1 Million € bereit.
1 Million € für 8.000 hilfesuchende Menschen, und
im Gegensatz dazu 2,09 Millionen € für vier Wölfe.
20.000 € Landesmittelzuschüsse für ein Winternot-
programm für Hunderte Obdachlose im Land und
2,09 Millionen € für vier Wölfe! Dieses Ungleich-
gewicht bemerken Sie doch selbst, oder nicht?

(Zuruf Dr. Ralf Stegner [SPD])

Da können Herr Vogt und Frau von Kalben hier
noch so lang von sozialer Balance sprechen.
20.000 € Zuschuss für das Winternotprogramm für
Obdachlose im Vergleich zu 2,09 Millionen € für
vier Wölfe: Das ist keine Politik des Ausgleichs,
wie Sie es eben genannt haben. Das ist völlig ver-
fehlte, unsoziale Politik, meine Damen und Herren.

(Beifall AfD - Zuruf Eka von Kalben
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Dieser Landesregierung ist jeglicher soziale Kom-
pass abhandengekommen.

(Zuruf CDU: Das sagt der Richtige!)

Eine Willkommenskultur für Wölfe und Flüchtlinge
ist dieser Landesregierung ganz offensichtlich
wichtiger als die Schwächsten unserer Gesellschaft,

(Unruhe - Dr. Ralf Stegner [SPD]: Was Sie
für einen Müll reden!)

wichtiger als die eigenen Staatsbürger.

(Peer Knöfler [CDU]: Hast du fertig?)

Im übertragenen Sinn durch den Wolf gedreht ha-
ben Sie unser Bildungssystem. Über alle Bereiche
stehen wir im Bildungsmonitor 2019 nach wie vor
höchst mittelmäßig da. Platz 11 im Bildungsver-
gleich der Länder - das klingt noch besser, als es in
Wahrheit ist. Auf einer Skala von 0 bis 100 haben
wir gerade einmal 47,3 Punkte erreicht. Nach oben
ist noch ganz viel Luft. Der Spitzenreiter Sachsen
hat übrigens immerhin 68,0 Punkte geschafft. Der
Abstand zur roten Laterne ist hingegen denkbar ge-
ring, gerade einmal 4,3 Punkte trennen uns vom
Schlusslicht Berlin, dem ewigen Pleiteland. Das ist
das eigentliche Trauerspiel.

Noch schlimmer ist es nach wie vor in den Natur-
wissenschaften. Trotz minimaler Verbesserungen
belegt Schleswig-Holstein beim Bildungsmonitor
2019 nach dem letzten Platz jetzt immerhin den
vorletzten Platz im Bereich Hochschule und MINT.
Nur Brandenburg schneidet schlechter ab. Es gab
zwar eine Verbesserung, ja, in der Tat, aber wahr-
lich keinen Grund zur ausufernden Freude.

In Schleswig-Holstein gibt es mit die wenigsten
Hochschulabsolventen in den MINT-Fächern. Der
MINT-Anteil am wissenschaftlichen Hochschulper-
sonal ist sogar der niedrigste von allen Bundeslän-
dern. Wir reden hier über die Fächer, die einerseits
einen guten Job geradezu garantieren und anderer-
seits auch für die Zukunftsfähigkeit unseres Wirt-
schaftsstandortes Schleswig-Holstein von größter
Bedeutung sind. Ohne qualifizierte Nachwuchskräf-
te gehen Unternehmen in andere Länder oder sie-
deln sich erst gar nicht bei uns an.

Wenn Schleswig-Holstein diese Missstände wenigs-
tens in anderen Bereichen wieder ausgleichen wür-
de! Das ist aber leider auch nicht der Fall. Ganz im
Gegenteil: Die Quote der Schulabbrecher ist in
Schleswig-Holstein auf 8,3 % gestiegen. Der Bun-
desschnitt liegt bei 6,9 %. Dieser Wert ist erschre-
ckend. Das liegt nicht nur, aber auch an der Mittel-
ausstattung, die wir bereitstellen. Ich nenne nur die
Stichwörter Unterrichtsausfall, fehlende Klassen-
räume und so weiter. Da hilft uns eine theoretische
101-%-Unterrichtsversorgung auch nicht weiter,
denn die Stunden fallen trotzdem weiterhin aus.

Im Bereich der inneren Sicherheit wiederum liegt
der Kern des Problems nicht primär in der finanz-
iellen Ausstattung. Es geht in der Betrachtung viel-
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mehr darum, dass insbesondere die Arbeit der Poli-
zei auch in einen tatsächlichen Erfolg mündet. Es
geht natürlich darum, die Polizei auch personell
spürbar zu entlasten. Zu Beginn der Legislatur
wollten Sie einmal 500 Stellen im Polizeidienst
schaffen. Dieses selbstgesteckte Ziel werden Sie,
wie ich vermute, nicht erreichen. Lieber Herr Gün-
ther, das wird ein Wahlversprechen bleiben. Sie ha-
ben ein veritables Nachwuchsproblem und müssten
dringend an der Attraktivität des Polizeiberufes ar-
beiten. Wie gesagt: Finanzen, angemessene Besol-
dung, Karriereaussichten und Zulagen sind nur eini-
ge Bausteine. Es geht um viel mehr, vor allem um
Anerkennung und Wertschätzung im Alltag.

Seit der Haushaltsdebatte des letzten Jahres hat sich
an unserer Einschätzung nichts geändert: Sie ver-
spielen die Zukunft unseres Landes, Sie riskieren
die Zukunftsfähigkeit Schleswig-Holsteins und ma-
chen Politik auf Kosten zukünftiger Generationen.
Wir denken weiter. Wir denken nicht nur bis zur
nächsten Wahl, sondern in Generationen.

(Zuruf: Frechheit!)

Wir wollen die Zukunft dieses Landes so gestalten,
dass es lebenswert bleibt. Wir wollen zu Recht und
Ordnung zurückkehren,

(Zuruf Dr. Ralf Stegner [SPD])

zu Werten und einer positiven gesellschaftlichen
Entwicklung, Herr Dr. Stegner. Menschen sind
wichtiger als Wölfe.

(Beate Raudies [SPD]: Deutsche Menschen!)

Wenn Sie das von unserer Rede mitnehmen, habe
ich schon viel erreicht. - Ich danke Ihnen für Ihre
Aufmerksamkeit.

(Beifall AfD)

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Das Wort für die Abgeordneten des SSW hat der
Vorsitzende, Lars Harms.

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Eine Lärmbelästi-
gung mit Ihrer Rede!)

Lars Harms [SSW]:

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Bevor ich mit meiner eigentlichen Rede an-
fange, möchte ich eines so nicht stehenlassen. Ich
finde, das, was der Kollege Nobis eben gesagt be-
ziehungsweise geschildert hat, zeigt exemplarisch,
wie diese Partei denkt. Ihm ist ja von seinen eige-
nen Kollegen nicht widersprochen worden.

Er hat das Beispiel eines Fußballspielers gebracht,
der hier ist und Schwierigkeiten in seinem Verfah-
ren hatte. Dieser Fußballspieler hat einen gültigen
Pass vorgelegt. Er hat seine bestätigte Geburtsur-
kunde vorgelegt. Er hat eine Bestätigung aus dem
Außenministerium vorgewiesen. Er hat Familien-
mitglieder beibringen können, die bestätigt haben,
welche Identität er hat. Diesem Menschen wurde
von der Asylverwaltung bestätigt, dass er sich hier
rechtmäßig aufhält. Auch Gerichte haben bestätigt,
dass er sich rechtmäßig aufhält.

Mehr kann ein Mensch, der nicht von hier ist, wirk-
lich nicht leisten. Dieser Mensch spielt auch noch
gut Fußball. Er arbeitet hier, und er ist ein wirklich
großer Steuerzahler. Auch das bringt dieser Mensch
zustande. Er hat also all das gemacht, was wir uns
wünschen. Trotzdem wird von Herrn Nobis über
diesen Menschen hergezogen, und wir wissen alle,
warum das so ist. Es ist so, weil er schwarz ist und
nicht von hier kommt. - Sie sind und bleiben Ras-
sist.

(Beifall SSW, CDU, SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und FDP)

Meine Damen und Herren, nun aber zu dem eigent-
lichen Thema: Wie immer ist so eine Haushaltsrede
ein Ritt durch sämtliche haushaltsrelevanten Zah-
len, und natürlich kann man selbst bei einer länge-
ren Redezeit nicht wirklich jedes Thema anspre-
chen. Trotzdem möchte ich drei Themenkomplexe
voranstellen, die nach unserer Auffassung dringend
gelöst werden müssen und die bisher noch nicht ge-
löst worden sind.

Über mehrere Jahre mussten die Beamtinnen und
Beamten des Landes ganz oder teilweise aufgrund
eines politischen Beschlusses auf ihr Weihnachts-
geld verzichten. Wenn es wirtschaftlich besser geht,
sollte das Weihnachtsgeld wieder eingeführt wer-
den - so das Versprechen der Politik. Da es in den
letzten Jahren immer wieder Haushalte mit Rekord-
einnahmen gegeben hat, wäre es also an der Zeit
gewesen, dieses Versprechen einzulösen. Das ist
bisher nicht geschehen. Im Gegenteil, bisher hat die
Landesregierung nur eine völlig unzureichende Be-
soldungsstrukturreform für den Zeitraum von 2021
bis 2025 angekündigt, die nicht im Entferntesten ei-
nen Ausgleich für die Verluste der Beschäftigten
bedeuten würde.

Jetzt hat der Beamtenbund einen Vorschlag ge-
macht, mit dem die Forderung nach dem Weih-
nachtsgeld endgültig ad acta gelegt werden könnte.
Bisher lautet die Forderung: vollständiges Weih-
nachtsgeld für alle, was jährliche Ausgaben in Höhe
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von circa 147 Millionen € bedeuten würde. Das An-
gebot des Beamtenbundes besagt nun: 1.000 € für
alle, was nur circa 48 Millionen € an jährlichen
Kosten bedeuten würde. Der Beamtenbund wäre so-
gar bereit, diese Forderung im Rahmen eines Stu-
fenmodells über drei Jahre zu strecken, wenn man
schon im nächsten Jahr mit dem Einstieg in dieses
Modell begänne.

Das ist ein honoriges Angebot von unseren Be-
schäftigten, welches das Land nun wirklich nicht
mehr ablehnen kann. Die Beschäftigten verzichten
freiwillig auf zwei Drittel ihrer berechtigten Forde-
rungen und geben sich so mit einem Teilbetrag des-
sen zufrieden, was ihnen eigentlich versprochen
wurde. Einzige Bedingung ist, dass man schon
2020 beginnt, Zahlungen an die Beamten zu leisten.
Das ist nun wirklich nicht zu viel verlangt, zumal
der Beamtenbund gesagt hat, dass man die Umset-
zung über drei Jahre verteilen könnte. Das ist also
noch ein Entgegenkommen obendrauf.

Wäre das das Ergebnis von Verhandlungen zwi-
schen der Finanzministerin und den Beschäftigten
gewesen, dann hätte wohl jeder gesagt, die Finanz-
ministerin hat im Sinne des Landeshaushalts gut
verhandelt. Dass die Beschäftigten selbst freiwillig
so viel Verantwortung für das Land mittragen wol-
len, ist ein wirklich großer Schritt auf die Finanzmi-
nisterin zu. Die Landesregierung sollte die ausge-
streckte Hand der Beamten nicht ausschlagen.

(Beifall SSW)

Wir schlagen deshalb vor, dieses Angebot anzuneh-
men, die erste Erhöhung 2020 vorzunehmen und
dann in 2021 und 2022 zwei weitere Schritte vorzu-
nehmen, bis jeder Beamte hier 1.000 € Sonderzah-
lung pro Jahr hat. Ob diese Zahlung dann extra ge-
währt wird oder in die Besoldungstabelle eingebaut
wird, ist dabei nur zweitrangig. Wir liegen derzeit
im unteren Mittelfeld der Besoldung unter den Bun-
desländern. Wenn hier jetzt etwas draufgepackt
wird, können wir uns im Mittelfeld der Besoldung
festsetzen. Das wäre ein Zeichen für die Beschäf-
tigten, und das wäre auch ein Signal, dass wir quali-
fizierten Kräften eine vernünftige Besoldung zahlen
wollen. Genau solche Signale muss die Landesre-
gierung jetzt aussenden. Deshalb: Schlagen Sie die
ausgestreckte Hand nicht aus, sondern geben Sie
den Beamten das, was ihnen zusteht!

(Beifall SSW und vereinzelt SPD)

Der zweite Punkt, der nach unserer Auffassung
dringend gelöst werden muss, ist die Finanzierung
der Kommunen. Die Kommunen sind die Keimzelle
der Demokratie. Dort wird die Arbeit gemacht, die

direkt beim Bürger ankommt. Dort wird das Land
mit Tatkraft weiterentwickelt. Das sind Weisheiten,
die wir alle immer wieder vor uns hertragen. Aber
wenn es ums Geld geht, dann wird das doch oft ver-
gessen. Der kommunale Finanzausgleich ist wieder
aufgeschnürt worden. Zwar hätte das bisherige FAG
nicht zwingend in allen Teilen wieder aufgeschnürt
werden müssen, aber die Landesregierung hat es
getan, und nun muss sie auch liefern.

Wenn Gutachten feststellen, dass sowohl das Land
als auch die Kommunen finanziell nicht ausrei-
chend ausgestattet sind, dann heißt das nicht, dass
man den Kommunen sämtliche notwendige Unter-
stützung verwehren darf. Im Gegenteil, hier muss
es zu einem fairen Ausgleich kommen, und genau
das strebten die Kommunen auch bei den letzten
Verhandlungen an. Wenn nun aber mit Finanztricks
versucht wird, Dinge beim kommunalen Finanzaus-
gleich zuzusagen und dann gleichzeitig an anderer
Stelle Zuweisungen an die Kommunen wieder zu
streichen, dann ist das ein Nullsummenspiel für die
Kommunen. So kann es nicht gehen. So geht man
mit den Kommunen nicht um. Die Kommunen
brauchen verlässliche Rahmenbedingungen und
Planbarkeit sowie ehrliche und offene Verhandlun-
gen, bei denen das Land auch bereit ist, etwas zu
geben.

Wir wissen doch alle, dass die Kommunen mit ih-
ren Aufgaben überlastet sind. Natürlich kann man
die eine oder andere Vorschrift abschaffen und so
die Kommunen etwas entlasten, aber manche Auf-
gaben bleiben dauerhaft bestehen, und das sind
nicht nur althergebrachte Aufgaben, sondern auch
neue Herausforderungen. Die Integration von Aus-
ländern und Geflüchteten ist zum Beispiel eine sol-
che neue Herausforderung. Hier haben die Kommu-
nen Großes geleistet. Wenn wir uns die Erfolge der
vergangenen drei oder vier Jahre ansehen, dann ha-
ben diese auch etwas mit der Arbeit der Kommunen
zu tun.

Ja, es ist richtig, dass der Bund die Integrationsmit-
tel zusammengestrichen hat. Trotzdem darf das
Land diese Kürzungen hier nicht eins zu eins an die
Kommunen weitergeben. Integration ist eine dauer-
hafte Aufgabe, und sie wird sich für die heute zu
uns Gekommenen mindestens über zwei Jahrzehnte
hinziehen. Da kann man nicht nach drei oder vier
Jahren abbrechen.

(Beifall SSW)

Die Küstenkoalition ist in 2015 und 2016 in erheb-
liche Vorleistungen gegangen, ohne zu wissen, ob
der Bund einspringt, und manches wird bis heute
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nicht vom Bund übernommen. Und doch waren all
die Deutschkurse, all die Integrationsleistungen und
all die Überweisungen an die Kommunen genau die
richtige Maßnahme. Hier müssen wir weiterma-
chen.

(Beifall SSW und SPD)

Wer jetzt die Mittel zusammenstreicht, schafft sich
in zehn Jahren Probleme, die er sonst nicht hätte.
Also müssen wir die Kommunen auch hier unter-
stützen.

Wir können uns einen politischen Stillstand in den
Kommunen nicht leisten. Wir müssen die Kommu-
nen in die Lage versetzen, dass sie auch freiwillige
Aufgaben wieder ausreichend wahrnehmen können.
Hier geht es um eine Stärkung des Ehrenamtes, um
Kulturpolitik, um Minderheitenpolitik, um soziale
Projekte, um Verkehrsprojekte, um regionale Maß-
nahmen für den Umwelt- und Klimaschutz und um
vieles mehr. Deshalb, liebe Jamaika-Koalition:
Schlagen Sie auch hier die ausgestreckte Hand der
Kommunen nicht aus, sondern geben Sie den Kom-
munen das, was ihnen zusteht.

Der dritte Punkt, den ich voranstelle, ist die Frage,
wie man auch als Land konkret Klimaschutz betrei-
ben kann. Sie ahnen es, ich spreche natürlich ein-
mal wieder über die größte Naturschutzmaßnahme
dieses Landes. Ich spreche nicht über den National-
park Wattenmeer oder die Stiftung Naturschutz
oder die vielen Biotopverbünde, sondern über den
Wald. Wir haben rund 170.000 h Wald in Schles-
wig-Holstein und sind damit eines der waldärmsten
Länder der Republik. Hier müssen wir ansetzen,
wenn wir schnell und nachhaltig als Land unseren
Beitrag zum Klimaschutz leisten wollen. Es ist na-
türlich okay, wenn der Ministerpräsident die Bürger
anlässlich des Tages der Deutschen Einheit zum
Bäumepflanzen auffordert, und jeder gepflanzte
Baum ist dabei ein guter Baum. Es ist auch richtig,
wenn der Kollege Koch anmahnt, dass die in Aus-
sicht gestellten Bundeszuschüsse für Aufforstungen
auch hier bei uns landen müssen.

(Beifall CDU)

Aber eindrucksvoller und glaubwürdiger wäre diese
Aufforderung natürlich, wenn das Land hier mit gu-
tem Beispiel voranginge. Genau das geschieht der-
zeit leider nicht. Die Mittel für die Neuwaldbildung
sinken laut Haushaltsentwurf von 242.000 € auf
knapp über 200.000 €. Das sind knapp 17 % weni-
ger. Übrigens lagen die Ist-Ausgaben in 2017 noch
bei 276.800 €. Hier wurde also ein völlig falsches
Signal gesendet. Wir brauchen erheblich mehr Neu-
waldbildung. Diese Neuwaldbildung muss fest ein-

geplant sein und darf nicht davon abhängig gemacht
werden, ob bezüglich irgendeines Haushaltstitels im
Laufe des Jahres Mehreinnahmen entstehen.

Um die Waldfläche markant zu vergrößern, bräuch-
ten wir rechnerisch jedes Jahr 1.500 ha zusätzliche
Waldfläche. Wir schaffen aber nur viel weniger.
Das Gleiche gilt übrigens für die Wiedervernässung
von Niedermooren. In diesem Bereich sinkt der
jährliche Betrag um 31,5 % von 190.000 € auf
130.00 €, obwohl Moore das CO2 am besten binden
können. Klimapolitisch ist überhaupt nicht zu be-
greifen, was da geschieht.

Wenn man ehrlich ist, muss man doch gerade sol-
che Maßnahmen wie die Neuwaldbildung und die
Wiederherstellung von Mooren fördern. Da kann
man doch gut auf die eine oder andere Agrarförde-
rung verzichten. Anstatt Flächen oder Produktionen
von Agrarbetrieben zu fördern, wäre es sinnvoller,
in Wälder, Moore und andere Umweltschutzmaß-
nahmen zu investieren. Soweit müssten doch nach
den Klimademonstrationen am Wochenende eigent-
lich auch Sie von der Koalition und Landesregie-
rung sein.

(Beifall SSW und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Wenden wir uns nun dem Entwurf für einen Lan-
deshaushalt zu. Ich kann wieder mit einer gewissen
Freude feststellen, dass Vorschläge, die wir in den
letzten Haushaltsberatungen gemacht haben, Ein-
gang in den Haushaltsentwurf gefunden haben.
Das, was wir beispielsweise bei den Ganztagsange-
boten vorausgesetzt haben, ist eingetreten. Die not-
wendigen Mittel steigen, und die Landesregierung
hat nun noch einmal gegenüber dem aktuellen
Haushaltsjahr eine halbe Million Euro für zusätzli-
che Angebote draufgepackt. Das ist richtig, und wir
werden wahrscheinlich auch in den Folgejahren
dieses Feld weiter ausbauen müssen.

Richtig ist auch, die Besoldung der Grundschulleh-
rer zu erhöhen. Wir hätten uns gewünscht, dass die
Gehälter in einem Schritt auf A 13 angehoben wor-
den wären. Jetzt sollen viele kleine Schritte kom-
men, und erst in fünf Jahren sollen die Grundschul-
lehrer genauso besoldet werden wie ihre Kollegen.
Das ist ein bisschen spät, aber besser spät als nie.

Auch die Zuschüsse für die Familienbildungsstätten
sind markant erhöht worden. Sie sind nicht auf dem
Niveau, das wir beantragt haben, aber immerhin ist
hier durchaus ein großer Schritt in die richtige
Richtung gelungen. Es ist richtig, dass die Famili-
enbildungsstätten, genauso wie die Familienzent-
ren, auf einem guten Fundament aufbauen.
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Auch der Schleswig-Holsteinische Heimatbund be-
kommt jetzt mehr Geld. Das ist richtig, weil der
Heimatbund nicht nur ein wichtiger Kulturträger
ist, sondern weil er auch wirklich eine klasse Arbeit
in der Umweltbildung leistet.

Auch die Aids-Hilfen bekommen mehr Geld; aller-
dings bei Weitem noch nicht genug. Darüber müs-
sen wir uns wirklich noch unterhalten.

Es freut uns sehr, dass die Umsetzung des Demenz-
plans in Gange kommt. Wie von uns im letzten Jahr
gefordert, sind die Mittel um 120.000 € aufgestockt
worden. So ist es nun möglich, eine mobile Bera-
tung im ganzen Land anzubieten. Gerade für die
Betroffenen und ihre Angehörigen ist das ein wich-
tiger Schritt. Es hat sich also etwas getan, und das
finden wir gut und richtig.

(Beifall SSW und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Trotzdem darf man nicht aus den Augen verlieren,
dass wir noch immer ein paar Baustellen haben.
Wir können zum Beispiel feststellen, dass wir bei
der Förderung von Hospizen noch zulegen müssen.
Wir wollen nicht nur ambulante Hospizdienste an-
bieten; wir wollen auch ermöglichen, dass sich
neue stationäre Angebote - wie an der Westküste -
entwickeln. Eine humane Gesellschaft muss Hos-
pizdienste flächendeckend und leicht erreichbar zur
Verfügung stellen. Was dort ehrenamtlich geleistet
wird, ist herausragend. Staatlich ließe sich so ein
Angebot nicht vorhalten. Deshalb müssen wir die
Strukturen in diesem Bereich mit größerer finanz-
ieller Unterstützung stärken.

(Beifall SSW und vereinzelt BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Das Gleiche gilt für die Behindertenarbeit. Im ver-
gangenen Jahr haben wir vorgeschlagen, dass das
Zentrum für selbstbestimmtes Leben mit knapp
47.000 € dauerhaft unterstützt wird. In den Ver-
handlungen zum Haushalt sind Sie, die Jamaika-
Koalition, auf den Vorschlag eingegangen und ha-
ben ihn mitgetragen, wofür wir sehr dankbar waren.
Jetzt stellt sich allerdings heraus, dass im Rahmen
des Haushaltstitels, mit dem das ZSL gefördert
wurde, keine dauerhafte institutionelle Förderung
möglich ist. Somit ist die Förderung des ZSL wie-
der unsicher. Wir erwarten, dass die Absprachen
zwischen den Fraktionen noch immer gelten und
das ZSL ab dem nächsten Jahr dauerhaft im Rah-
men eines anderen Titels gefördert wird, denn das
Zentrum für selbstbestimmtes Leben macht eine
hervorragende Arbeit, und wir wollen nicht, dass
diese gefährdet wird.

Da wir gerade bei Absprachen oder Versprechen
sind: Von der Politik heraus ist die Fachhochschule
Westküste aufgefordert worden, ein Konzept für ei-
ne eSport-Akademie vorzulegen. Das läuft alles
sehr gut, allerdings scheinen nun einige Politiker
hier wieder abzuspringen. Wir wollen das nicht.
Wir bleiben auf dem Zug. Wir wollen, dass Schles-
wig-Holstein eines der führenden Länder im Be-
reich des E-Sport wird. Wir wollen eine eSport-
Akademie in Heide. Wir wollen Spieleentwickler
ansiedeln. Wir wollen Trainer ausbilden, die den
jungen Leuten auch die schwierigen Seiten des
E-Sport näherbringen. Da muss klar sein, dass die
Fachhochschule in Heide finanziell unterstützt
wird. Das Ganze kostet nur 300.000 € jährlich, und
das ist wirklich nicht viel. Wir, der SSW, meinen,
dass das wirklich gut angelegtes Geld für die Zu-
kunft ist. Deshalb muss das Geld für den Haushalt
der FH auch zur Verfügung gestellt werden.

Das Gleiche gilt für das Landeszentrum E-Sport in
Kiel. Alles ist soweit fertig. Die Pläne sind da. Die
Organisationen, die es umsetzen wollen, sind da.
Die Offenheit der Kommune ist da. Die Bekenntnis-
se aus der Politik waren zumindest da. Nun wird
kein Geld mehr zur Verfügung gestellt. Hier wird
eine riesige Chance vertan, E-Sport in Kiel fest zu
verankern. Ebenso wird eine riesige Chance vertan,
den Jugendlichen hier ein weiteres Angebot zu ma-
chen. Beides ist nicht zu akzeptieren. Wir müssen
hier mehr und nicht weniger tun. Sonst machen sich
diejenigen unglaubwürdig, die verbal E-Sport un-
terstützen, aber doch vom Mut verlassen werden,
wenn es um die konkrete Finanzierung geht. Da
muss in jedem Fall noch bis zur zweiten Lesung des
Haushalts nachgebessert werden.

Nachbessern sollte man auch bei der Schlei. Es ist
schon ein wenig irre: Die Flussmündung steht kurz
vor dem Umkippen, und die Landesregierung hat
nichts Besseres zu tun, als die wenigen Mittel, die
dagegen aufgewendet werden müssen, auch noch
um 50.000 € zu kürzen. Nein, wir können da nicht
sparen oder umschichten. Wer es mit Klima- und
Umweltschutz ernst meint, der muss genau das Ge-
genteil tun. Wir brauchen ganz schnell eine konzer-
tierte Aktion für die Schlei. Das wird richtig Geld
kosten. Wenn die Schlei, wie jedes andere Gewäs-
ser auch, wieder in einen vernünftigen Zustand ver-
setzt werden soll, muss sie gesäubert werden. Die
Einträge in die Schlei müssen minimiert werden. Es
müssen Flächen aufgekauft werden, damit mit dem
Nährstoffeintrag Schluss ist. Das Ganze wird laut
Konzept des Kreises Schleswig-Flensburg jährlich
5 Millionen € kosten. Das ist viel Geld, aber es ist
auch notwendig. Wer es auch hier mit Klima- und
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Umweltschutz ernst meint, muss Geld in die Hand
nehmen. Von allein reinigt sich die Schlei nicht.

(Beifall SSW)

Ähnliches gilt für den starken Autoverkehr in den
Innenstädten. Der wird von allein auch nicht weni-
ger werden. Wenn wir den Autoverkehr eindämmen
wollen, brauchen wir Alternativen. Die beste Alter-
native neben dem ÖPNV ist das Fahrrad. Genau
hier fehlt etwas. Wir brauchen innovative Konzepte,
wie wir das Fahrradfahren in den Städten noch at-
traktiver machen können. Wir brauchen gute und si-
chere Fahrradwege sowie Pendlerparkplätze am
Stadtrand, auf denen man vom Auto auf das Fahr-
rad umsteigen kann. Da sind wirklich viele Investi-
tionen nötig - in großen Städten genauso wie in mit-
telgroßen Städten. Hier wollen wir ansetzen und
mehr Geld für die Kommunen zur Verfügung stel-
len. Bisher sind die Oberzentren und Mittelzentren
im Regelfall die Kommunen, die am wenigsten
Geld für freiwillige Maßnahmen zur Verfügung ha-
ben. Deshalb muss man ihnen in dem wichtigen
Feld der Mobilität unter die Arme greifen. Genau
das wollen wir. Wir wollen mehr Fahrradverkehr
statt Autoverkehr in den Städten und deshalb dafür
extra Geld zur Verfügung stellen. Eigentlich muss
das doch jeder wollen. Aber dann muss das Geld
auch fließen.

Die größeren Kommunen haben noch ein zweites
großes Feld, auf dem sie eine wichtige Infrastruktur
für die umliegenden Kommunen vorhalten. Ich
spreche von der Soziokultur. Viele soziokulturelle
Zentren befinden sich in Städten und strahlen bis in
den ländlichen Bereich aus. Aber die meisten Kom-
munen können diese soziokulturellen Zentren nicht
gut genug fördern, sodass sie nur eingeschränkt ar-
beiten können oder gar von der Schließung bedroht
sind. Hier muss etwas getan werden. Die Soziokul-
tur muss besser gefördert werden, damit sie sichere
Grundlagen hat. Auch hier muss das Land seiner
Verantwortung nachkommen und die vielen ehren-
amtlichen und hauptamtlichen Kräfte unterstützen.
Es ist richtig, dass wir das Schleswig-Holstein Mu-
sikfestival und auch andere Großevents unterstüt-
zen. Die soziokulturellen Zentren sind oft die Basis
des kulturellen Lebens. Da darf dann auch gern et-
was Geld ankommen.

Lassen Sie mich zum Schluss auf die Minderheiten-
politik eingehen: Das Land hat zusätzlich mehrere
Bestimmungen zur Sprachencharta angemeldet, und
nun stehen wir im Verfahren. In den anderen Bun-
desländern wird ebenfalls abgefragt, ob Bestim-
mungen nachgemeldet werden sollen, und dann
wird die Bundesregierung dies wohl auf dem Ver-

ordnungswege tun. Wenn wir also in ein, zwei Jah-
ren hier wieder stehen und etwas geschehen ist,
dann gilt es hoffentlich nicht nur für uns, sondern
auch für andere Bundesländer, und dann hätten wir
richtig etwas angestoßen.

Im Übrigen ist es auch schön, dass wir es geschafft
haben, einen gemeinsamen Antrag mit Sachsen auf
den Weg zu bringen, um eine Minderheitenbestim-
mung in das Grundgesetz aufzunehmen.

(Beifall SSW, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und vereinzelt CDU)

Jetzt ist auch noch Brandenburg mit im Boot. Das
lässt wirklich hoffen, dass sich noch viele Bundes-
länder anschließen. Auf jeden Fall kann ich nur alle
auffordern, sich auch bei unseren eigenen Parteikol-
leginnen und -kollegen aus anderen Bundesländern
und aus dem Bundestag dafür einzusetzen, dass
sich diese auch für eine Grundgesetzänderung
starkmachen.

In diesem Feld muss man sagen, dass sich die Lan-
desregierung wirklich große Mühe gibt, nicht nur
Forderungen aufzustellen, sondern auch selbst Ta-
ten folgen zu lassen. So sind jetzt die Verhandlun-
gen für eine Ziel- und Leistungsvereinbarung mit
dem dänischen Kulturverband SSF auf der Zielger-
aden. Gerade ist der Gesetzentwurf für eine Stif-
tung für die friesische Bevölkerungsgruppe vorge-
legt worden, den wir heute noch diskutieren wer-
den. Im Haushalt sind Projektfördermittel für die
dänische Minderheit in Höhe von 25.000 € einge-
stellt worden, und für die Friesen sind die Projekt-
mittel um die gleiche Summe erhöht worden. Das
sind alles richtig gute Zeichen.

Wir werden auch hier noch genau hinsehen müssen,
wie wir die Minderheitenpolitik weiterentwickeln
können. Da sind einerseits ab und an Investitions-
mittel nötig, und andererseits wird sich das Arbeits-
profil des Friesenrates aufgrund der neuen Friesen-
stiftung im neuen Jahr stark ändern. Das müssen
wir in den Haushaltsberatungen bedenken.

Sie sehen also, der Haushaltsentwurf hat seine Stär-
ken und seine Schwächen. Wir werden natürlich
wie immer mit konkret umsetzbaren Vorschlägen
versuchen, hier noch den einen oder anderen Punkt
zu beeinflussen. Für uns gilt, dass wir zwar wissen,
wie die Mehrheiten sind - klar wissen wir das -,
aber wir werden immer den Anspruch haben, für
unsere Politik zu werben und für die Menschen in
unserem Land konkrete Fortschritte möglich zu ma-
chen. Mit diesem Anspruch werden wir auch in die
Haushaltsberatungen gehen. - Vielen Dank.

Schleswig-Holsteinischer Landtag (19. WP) - 68. Sitzung - Mittwoch, 25. September 2019 5205

(Lars Harms)



(Beifall SSW und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Ich unterbreche die Sitzung bis 15 Uhr.

(Unterbrechung: 13:22 Uhr bis 15:03 Uhr)

Präsident Klaus Schlie:

Meine sehr geehrten Damen und Herren, schön,
dass Sie da sind. Normalerweise schwindet die
Zeitdisziplin erst am dritten Plenartag. Aber ich
sehe, das ändert sich auch.

Begrüßen Sie gemeinsam mit mir auf der Tribüne
des Schleswig-Holsteinischen Landtags Soldatin-
nen und Soldaten des 3. Minensuchgeschwaders,
Einsatzausbildungszentrum Minenabwehreinheiten,
Kiel, Mitglieder des Kreisseniorenbeirats aus Nord-
friesland und Vertreterinnen und Vertreter der Min-
derheiten und Volksgruppen des Landes Schleswig-
Holstein. - Herzlich willkommen im Schleswig-
Holsteinischen Landtag!

(Beifall)

Wir steigen dann in die zweite Runde der Haus-
haltsberatungen ein. Das Wort für die CDU-Frakti-
on hat der Abgeordnete Ole-Christopher Plambeck.

Ole-Christopher Plambeck [CDU]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Gäste! Liebe
Kolleginnen und Kollegen! Ich möchte gleich zur
Sache kommen. Ich dachte natürlich, dass Herr
Dr. Stegner schon hier im Plenum sitzt. So muss ich
mit Beate Raudies und anderen aus der SPD vor-
liebnehmen. Das mache ich sehr gerne. Aber ei-
gentlich wollte ich Herrn Stegner dabei auf die
Sprünge helfen, warum wir uns überhaupt um die
Neuordnung des KFA kümmern. Sie haben den
KFA 2014 ohne Bedarfsanalyse geändert und ein-
fach aufgrund Ihres - man kann sagen - politischen
Kalküls Millionenbeträge aus dem ländlichen Raum
in die kreisfreien Städte verschoben. Es war richtig,
dass die CDU-Landtagsfraktion damals geklagt hat;
denn das Gericht hat uns recht gegeben. Sie haben
sich damals verfassungswidrig verhalten, und das
korrigieren wir jetzt.

(Beate Raudies [SPD]: Wir holen gleich Kai
Dolgner!)

Wir holen das nach, was Sie versäumt haben, und
machen eine ehrliche Bedarfsanalyse auf der kom-
munalen und der Landesebene. Daraus ergibt sich,
dass den Kommunen 530 Millionen € und dem

Land 930 Millionen € fehlen. Das ist natürlich kein
Ergebnis, bei dem alle sofort Hurra rufen. Aber wir
werden damit vernünftig umgehen; denn anders als
Sie, Herr Stegner, übernehmen wir Verantwortung.
Da können Sie sich noch so sehr auf die Hinterbei-
ne stellen und die Wahlkampfparolen Ihres Kieler
Parteifreundes in die Gegend posaunen.

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Oh mein Gott!)

Wir übernehmen die Verantwortung und werden die
Kommunen im neuen FAG ab 2021 selbstverständ-
lich besserstellen, und wir wollen auch eine Sym-
metrie von 1,0 erreichen.

(Beifall CDU)

Ich möchte einmal darstellen, wie unseriös Sie
Haushaltspolitik machen. In Ihren bisherigen Haus-
haltsanträgen betreffend 2018 und 2019 haben Sie
allein mit Ihren Forderungen nach staatlichen Woh-
nungsbauunternehmen, Weihnachtsgeld, Kompen-
sation für Straßenausbaubeiträge, beitragsfreier Ki-
ta und vielem mehr ein Volumen von mehr als
606,5 Millionen € beantragt. Ich wiederhole:
606,5 Millionen €, und zwar pro Jahr. Eine Gegen-
finanzierung haben Sie nie wirklich dargestellt;
denn Sie sagen nicht, wo das Geld herkommen soll,
und das ist leider sehr schwach, gerade für die ältes-
te Partei Deutschlands.

Meine Damen und Herren, wir beraten heute eines
der größten Haushaltsvolumen in der Geschichte
des Landes Schleswig-Holstein, mehr als 13 Milli-
arden € bereinigte Einnahmen und Ausgaben. Auch
wenn wir weniger einnehmen als geplant, werden
wir selbstverständlich die schwarze Null einhalten.
Wir planen den Haushaltsentwurf mit einem positi-
ven Finanzierungssaldo von über 35 Millionen €.
Ein großer Dank dafür gilt den Steuerzahlerinnen
und Steuerzahlern, die diese Zahlen mit ihrer tägli-
chen Arbeit erst ermöglichen.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Aber es ist nicht nur einer der größten Haushalte,
sondern nach 2018 und 2019 auch wieder einer der
besten Haushaltsentwürfe, die dieses Land je gese-
hen hat; denn anders als die SPD, die sich nur um
sich selbst kümmert,

(Widerspruch SPD)

gestalten wir gemeinsamen mit FDP und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN Schleswig-Holstein im Sin-
ne der Bürgerinnen und Bürger unseres Landes. Wir
investieren in unser Land wie keine Regierung vor
uns in Infrastruktur, Bildung, Digitalisierung, Kli-
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maschutz und vieles mehr. Nachdem wir die unsäg-
lich niedrigen Investitionsquoten einer SPD-geführ-
ten Regierung überwunden haben, schaffen wir
nach knapp 9 % 2018 und mehr als 10 % 2019 wie-
derum mehr als 10 % in 2020, Investitionen in die
Infrastruktur, die mehr als 1,3 Milliarden € umfas-
sen. Da haben wir einen klaren Plan. Wir wissen
genau, wann welche Straße saniert wird. Das hat
Bernd Buchholz gemeinsam mit dem Landesbetrieb
für Straßenbau, den ich an dieser Stelle auch mal
loben möchte, weil er einen sehr guten Job macht,
hinbekommen;

(Beifall FDP)

bis Ende der Legislaturperiode werden wir einen
Großteil aller Straßen saniert haben. Gleichzeitig
gehen wir die Radwege an, was in der Vergangen-
heit auch nicht der Fall war,

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und FDP)

und werden so das Fahrrad als Verkehrsmittel noch
attraktiver machen.

Das Beste ist aber: Wir planen nicht nur jedes Jahr
mit weit mehr als 90 Millionen € für Landesstraßen,
sondern wir setzen es auch um. Und genau das un-
terscheidet uns von Ihnen, lieber Herr Stegner. Wir
schnacken nicht, wir packen an, und das im Sinne
unseres Landes.

(Beifall CDU und FDP)

Meine Damen und Herren, wir sind uns sicherlich
alle einig, dass Bildung ein hohes Gut ist. Deswe-
gen ist dieser Bereich bei der engagiertesten Bil-
dungsministerin der letzten 30 Jahre am besten auf-
gehoben.

(Unruhe SPD)

Karin Prien und ihr Team powern und setzen die
Themen schlichtweg um. Immerhin werden im Ein-
zelplan 07 über 2,6 Milliarden € bewegt. So werden
zum Beispiel die Mittel für die PerspektivSchulen
auf insgesamt 8 Millionen € erhöht. Damit werden
weitere 79 Stellen für unterschiedliche pädagogi-
sche Fachrichtungen finanziert. Wir stärken damit
die Schulen in sozial schwachen Regionen und las-
sen niemanden hängen.

Weiter schaffen wir endlich die 100 % Unterrichts-
versorgung beziehungsweise sind auf einem guten
Weg dahin; denn entgegen der Planung werden kei-
ne Stellen eingespart, sondern in den Schulen belas-
sen, und mit zusätzlichen Stellen stärken wir den
Schulbetrieb.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Gerade im ländlichen Raum wird es aber immer
schwerer, Fachkräfte und damit auch Lehrkräfte zu
bekommen. Daher ist der Anwärtersonderzuschlag
von monatlich 250 € für Lehrkräfte im Vorberei-
tungsdienst der Grundschulen und Förderzentren
genau richtig.

Ein weiteres Projekt, das ich persönlich sehr gut
finde, ist das mit 50.000 € finanzierte Projekt
Schulklassen auf dem Bauernhof. Es ist wichtig,
dass die Schülerinnen und Schüler unsere heim-
ische Landwirtschaft, in der ich selbst groß gewor-
den bin, in allen ihren Facetten kennenlernen und
verstehen, woher das Essen auf dem Teller kommt
und vor allem wem sie es zu verdanken haben.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und FDP)

Das ist aber nur ein kleiner von vielen Bereichen im
Bildungsministerium. Das Bildungsministerium be-
fasst sich unter anderem auch mit Wissenschaft.
Auch hier investieren wir viel. Für den Hochschul-
bau stehen insgesamt 54,4 Millionen € bereit, da-
von 11,2 Millionen € für die Hochschulmedizin.
Darüber hinaus stellen wir für die Hochschulen In-
vestitionsmittel in Höhe von rund 62,9 % aus dem
Programm IMPULS bereit. Das Exzellenz- und
Strukturbudget der Hochschulen wird mit 5 Millio-
nen € fortgeführt, und die Forschungs- und Wissen-
schaftsstrategie ist mit 6 Millionen € gut ausgestat-
tet. Wir können Exzellenz in Schleswig-Holstein.
Aber klar ist auch: Geld ist dabei nicht alles. 

Schleswig-Holstein - das muss ich ganz klar sagen -
ist eine großartige Kulturlandschaft und hat sehr
viel Kultur, die es zu unterstützen gilt. Hierfür sind
im Haushaltsplanentwurf 58,5 Millionen € vorgese-
hen.

So werden zum Beispiel im Zusammenhang mit der
Neuausrichtung der Landesbibliothek im nächsten
Jahr einmalig 430.000 € für die Umgestaltung aus-
gegeben. Zudem sind neue Aufgaben des zentralen
digitalen Knotenpunkts mit dauerhaft 300.000 € fi-
nanziert. Aus IMPULS kommen ebenfalls 8,5 Mil-
lionen € für die kulturelle Infrastruktur. 

Sie sehen also, die Kultur wird von uns definitiv
nicht vergessen. Ganz im Gegenteil stärken wir als
Jamaika die Kultur in unserem Land. 

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und FDP)

Dr. Heiner Garg und sein Team werden im nächsten
Jahr vor allem das Megathema Kita-Reform in die
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Umsetzung bringen. Davon werden wir am Freitag
eine Menge hören. Neben diesem großen Thema
gibt es allerdings auch andere, nicht minder wichti-
ge Themen, die wir nicht vergessen sollten. Wichtig
finde ich, dass wir mit unserem Sozialministerium
die Themen Pflege und Gesundheit erheblich stär-
ken werden. Bereits zum Haushalt 2019 haben wir
das Schulgeld für die Gesundheitsfachberufe über-
nommen. Das werden wir 2020 natürlich fortfüh-
ren. Neu im Haushaltsplanentwurf sind die Zu-
schüsse zu den Mietkosten der Altenpflegeschulen
in Höhe von jährlich 900.000 €. Jeder Euro in die
Pflege ist meines Erachtens ein Euro in die
Menschlichkeit und damit gut investiert. 

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
FDP und vereinzelt SPD - Zurufe: Bravo!)

Ein weiterer Punkt, der die Menschen vor Ort be-
wegt, ist die medizinische Versorgung im ländli-
chen Raum. Dies ist nicht nur in meinem Wahl-
kreis, sondern landesweit eines der drängendsten
Themen, die die Menschen bewegen. Deswegen ist
es richtig, dass wir im Einzelplan 10 wieder
150.000 € für die telemedizinische Versorgung im
ländlichen Raum bereitstellen und sektorenüber-
greifende Projekte wie die ärztliche Versorgung auf
dem Land weiter stärken. Wir stocken den Betrag
für solche Projekte im Haushaltsplanentwurf auf
5 Millionen € auf.

Meine Damen und Herren, Schleswig-Holstein war
in der Vergangenheit und wird auch in Zukunft im-
mer ein Einwanderungsland sein. Das sollte sich
die AfD einmal merken. 

(Lebhafter Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, FDP, vereinzelt SPD und SSW)

Nebenbei möchte ich dazu sagen, dass ich noch nie
einen so rechtspopulistischen Beitrag gehört habe
wie den heute Morgen von der AfD. Nur weil Sie
das Wort „Alternative“ im Namen tragen, sind Sie
noch lange keine; denn Sie stellen keine Alternati-
ven dar, sondern wir machen das. 

(Beifall CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, FDP und SSW)

Wir kümmern uns um die Menschen in unserem
Land. Gerade im Bereich der Integration sind es vor
allem die Ehrenamtlichen sowie unsere Gemeinden
und Städte, die eine Menge leisten. Deswegen sage
ich auch ganz klar, dass ich kein Verständnis dafür
habe, dass Berlin und vor allem auch ein Sozialde-
mokrat im Bundesfinanzministerium die Mittel für
die Integration erheblich verringert hat, die wir vor
Ort weiterhin benötigen. 

(Vereinzelter Beifall CDU, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und FDP)

Dabei vertrete ich ganz klar schleswig-holsteinische
Interessen. Auf dieses Geld wollen und können wir
nicht verzichten. Deswegen finde ich es sehr scha-
de, dass sich Olaf Scholz und auch Sie, Herr Steg-
ner, lieber in politischen Selbsthilfegruppen aufhal-
ten, wie eine große Kieler Tageszeitung kommen-
tiert, als sich für die Interessen Schleswig-Holsteins
einzusetzen. 

(Martin Habersaat [SPD]: Rufen Sie doch die
Kanzlerin an! Die löst es dann!)

- Das mache ich gerne. - Wir stellen trotz der Haus-
haltslage 282 Millionen € über alle Einzelpläne in
diesem Bereich bereit. Das sind mehr als 2 % des
gesamten Landeshaushalts.

Wenn es um Verantwortung geht, haben wir mit
Hans-Joachim Grote genau den richtigen Minister;
denn er packt an, für unsere Sicherheit und auch für
die Feuerwehren und den Katastrophenschutz. 

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und FDP)

So sind über 5 Millionen € für den Kauf von Feuer-
wehr- und Katastrophenschutzfahrzeugen vorgese-
hen. Auch unser Programm für Investitionen in
Feuerwehrgerätehäuser werden wir fortsetzen. 

Außerdem werden wir unser Ziel erreichen, bis
2023 die geplanten 500 neuen Polizeistellen zu
schaffen. Bereits im nächsten Jahr kommen 127
Anwärterstellen hinzu, und wir stocken den Stellen-
plan der Polizei um 200 Stellen auf. Jamaika macht
also die Polizei in der Fläche wieder sichtbarer. Das
ist für die Menschen vor Ort ganz wichtig.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und FDP)

Zu einem funktionierenden Rechtsstaat gehört aber
auch eine gut ausgestattete Justiz. Es kommen acht
Staatsanwältinnen und Staatsanwälte und 13 Rich-
terinnen und Richter hinzu. Sabine Sütterlin-Waack
setzt sich hervorragend für unsere Justiz ein. Das
Zusammenspiel von Polizei und Justiz wird da-
durch immer besser. Dafür setzen wir uns weiter
ein.

(Beifall CDU und FDP)

Auf Initiative der CDU fördern wir weiterhin - das
halte ich auch für sehr wichtig - die Unterhaltung
der Schießstände im Land mit 100.000 €. 

(Beifall CDU und FDP)
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Wenn wir schon im Agrar-, Umwelt- und Jagdbe-
reich sind, so will ich auch ein Projekt nennen, auf
das ich im Wahlkreis ganz besonders oft angespro-
chen werde. Das ist unser Projekt „Schleswig-Hol-
stein blüht auf“, das mit 100.000 € finanziert wird.
Auch damit tragen wir einen Teil zum Klimaschutz
bei. Das halte ich für sehr wichtig.

(Beifall CDU und Burkhard Peters [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Für den Klimaschutz machen wir noch viel mehr,
als Schleswig-Holstein aufblühen zu lassen. Mit ei-
nem Wettbewerb für Solarenergieprojekte stellen
wir 15.000 € bereit, und wir fördern kleine Klima-
schutzmaßnahmen, die direkt von den Bürgerinnen
und Bürgern umgesetzt werden. Dabei handelt es
sich um Maßnahmen, die jeder von uns durchführen
kann und die einen großen Teil dazu beitragen, dass
Klimaschutz tatsächlich wirkt. So könnte zum Bei-
spiel auch Herr Dr. Stegner einmal überlegen, ob
sein Pkw noch den richtigen Standard hat.

Meine Damen und Herren, richtig viel bewegen wir
auch bei der Neuanpflanzung von Wald. In der Tat
müssen wir hierbei noch besser werden, aber mit
unserem Waldgipfel haben wir gezeigt, dass wir das
Thema auf dem Schirm haben und weiter bewegen
werden. Dafür setzen wir uns ein, und ich sehe
auch, dass Jan Philipp Albrecht dieses Thema gut
im Blick haben wird. 

Bei all den genannten Projekten finde ich es sehr
gut, dass unsere Finanzministerin bei jeder Gele-
genheit klarmacht - darin werde ich sie auch unter-
stützen -, dass wir nur das auf den Weg bringen
können, was langfristig finanzierbar ist. Mit der ab
2020 geltenden Schuldenbremse sind neue Schul-
den schlichtweg tabu. Das müssen wir immer im
Hinterkopf behalten, und daran dürfen wir auch
nicht rütteln. Die Schuldenbremse ist nicht verhan-
delbar; denn sie sichert unsere zukünftige finanziel-
le Leistungsfähigkeit. - Da darf einmal geklatscht
werden.

(Heiterkeit und Beifall CDU, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und FDP)

Meine Damen und Herren, ich möchte mich zum
Schluss vor allem bei unserem Ministerpräsidenten
Daniel Günther und seinem Kabinett für die Vorla-
ge dieses soliden und zukunftsweisenden Haushalt-
splanentwurfs bedanken. Ich freue mich sehr auf
die Beratungen in den nächsten Wochen und Mona-
ten und freue mich, dass wir mit diesem Haushalt in
eine sehr gute zweite Halbzeit von Jamaika kom-
men werden. Ich denke, das ist langfristig ein sehr
gutes Projekt. - Vielen Dank.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und FDP)

Präsident Klaus Schlie:

Für die SPD-Fraktion hat die Abgeordnete Beate
Raudies das Wort.

Beate Raudies [SPD]:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Jetzt
muss ich aufpassen, dass ich bei dem vielen Lob,
das hier ausgeschüttet worden ist, am Rednerpult
nicht ausrutsche.

(Heiterkeit SPD)

Per 1. Juli dieses Jahres lag in den Sondervermögen
des Landes fast eine dreiviertel Milliarde Euro, und
in der mittelfristigen Finanzplanung bis 2028 sind
allein für den Einzelplan 16 Zuführungen aus Lan-
desmitteln in Höhe von rund 1,8 Milliarden € vor-
gesehen. Frau Finanzministerin, ich finde, da kann
man schon von Speck auf den Rippen sprechen;
denn ein bisschen haben wir durchaus auf der ho-
hen Kante. 

Die Beseitigung des Sanierungsstaus ist zweifellos
wichtig. Sie wissen, wir haben das Verfahren, dies
mithilfe von Sondervermögen zu tun, von Beginn
an unterstützt, und das tun wir auch nach wie vor. 

(Beifall SPD)

Es ergibt aber keinen Sinn, diesen Sondervermögen
unbegrenzt Geld zuzuführen, das absehbar nicht
ausgegeben wird. Schon heute sind Teile der Gelder
mehrjährig zu Festgeldkonditionen angelegt. Solan-
ge wir für dieses Geld höhere Zinsen erzielen, als
wir für alte und neue Kredite zahlen müssen, ist das
vielleicht noch ein gutes Geschäft, doch die stei-
genden Strafzinsen beziehungsweise Verwahrent-
gelte für Einlagen werden sich auch hier früher
oder später bemerkbar machen. Ob und wie lange
dieses Verfahren der Landesregierung volkswirt-
schaftlich noch sinnvoll ist, steht zumindest infrage.
In diesem Punkt weiß ich nicht nur den Landes-
rechnungshof an meiner Seite.

(Vereinzelter Beifall SPD)

Außerdem werden frei verfügbare Guthaben, die
nicht an Anlagen gebunden sind, über die Landes-
kasse dem allgemeinen Liquiditätsmanagement des
Gesamthaushalts zugeführt, dienen also übergangs-
weise der Finanzierung anderer Ausgaben. Frau Fi-
nanzministerin, ich finde, die Sondervermögen sind
inzwischen so etwas wie Ihre Portokasse, mit der

Schleswig-Holsteinischer Landtag (19. WP) - 68. Sitzung - Mittwoch, 25. September 2019 5209

(Ole-Christopher Plambeck)

http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D169&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D8907&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D8907&format=WEBVOLLLANG


Sie schalten und walten können, wie Sie wollen,
ohne das Parlament zu fragen.

(Annabell Krämer [FDP]: Effizientes Ma-
nagement!)

Das haben Sie sich fein eingerichtet. Ob uns als
Parlament das gefallen soll, Frau Kollegin Krämer,
das ist eine ganz andere Frage.

(Beifall SPD)

In Zeiten von Haushaltsüberschüssen und ange-
sichts von fast 28,7 Milliarden € Altschulden wird
es nach unserer Auffassung, Zeit, sich auch über die
Schuldentilgung Gedanken zu machen. Der Haus-
haltsentwurf 2020 ist in diesem Punkt wenig ambi-
tioniert. Die Nettotilgung - es wurde vorhin schon
gesagt - fällt im aktuellen Haushaltsjahr auf 36 Mil-
lionen €, und ab 2021 sind noch 20 Millionen € für
die Tilgung vorgesehen. Frau Finanzministerin, ich
finde, das ist zu wenig.

Zwar hat sich die Schwankungsbreite der Zinsaus-
gaben, das heißt die Auswirkungen von Zinssatzs-
teigerungen auf den Landeshaushalt, deutlich redu-
ziert. 90 % des Zinsänderungsrisikos werden durch
Zinssicherungsgeschäfte abgedeckt. Damit bleibt
das Risiko steigender Zinsen zumindest mittelfristig
überschaubar. Frau Finanzministerin, ich will zuge-
stehen, dass Sie einen Vorschlag für einen Schul-
dentilgungsplan vorgelegt haben, mit dem sich der
Finanzausschuss derzeit beschäftigt. 

Aber wenn die Zinsausgaben die große Unbekannte
in der Finanzplanung sind, dann kann 2100 nicht
die Antwort sein. Der Kollege Vogt hat vorhin ver-
kündet, er wolle kaum Schulden haben, der Kollege
Koch beklagte sich gar darüber, dass man heute und
für alle Zeiten Zinsen zahlen müsse. Da sage ich:
Dann tilgen Sie doch einmal! So passt das vorne
und hinten nicht zusammen.

(Beifall SPD)

Was mich aber inzwischen doch ein bisschen beun-
ruhigt, ist der stetige Personalaufwuchs. Unbestrit-
ten: Im Bereich der Polizei, bei den Lehrkräften
und in der Justiz gibt es einen wachsenden Perso-
nalbedarf. Der Stellenplan wächst aber auch außer-
halb dieser Bereiche, und zwar kräftig. Aber wer-
den auch irgendwo Stellen eingespart? Wo fallen
nach Neu- oder Umorganisation Stellen weg? Gibt
es eine Aufgabenkritik? - Wenn Sie darauf keine
Antwort haben, dürfen Sie sich nicht wundern, dass
die Personalkosten steigen.

Ich will noch einige Worte zur Schuldenbremse sa-
gen. Das ging heute Morgen in eine Richtung, aber

ich will auf das Haushaltsbegleitgesetz und die Tat-
sache verweisen, dass die Regierung uns hier eine
Änderung der Regelung zur Schuldenbremse vor-
schlägt. Damit soll die grundsätzliche Übernahme
der Regeln des Stabilitätsrats ins Landesrecht erfol-
gen und gleichzeitig die Übernahme von Gestal-
tungsmöglichkeiten, die die Landesregierung dann
künftig nutzen will, zum Beispiel indem sie eine
Konjunkturbereinigung vorsieht. Ziel dieser Berei-
nigung ist es, die Einnahmen des Landes von den
Schwankungen der wirtschaftlichen Entwicklung
unabhängig zu machen, um so eine Verstetigung
und damit letztlich eine höhere Planungssicherheit
für den Landeshaushalt zu erreichen. In konjunktu-
rell guten Phasen ist eine Tilgung vorzunehmen,
während in konjunkturell schlechten Phasen eine
Kreditaufnahme erfolgen darf.

(Beifall Burkhard Peters [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])

Finanzielle Transaktionen und der kommunale Fi-
nanzausgleich werden herausgerechnet und die Bil-
dung und Nutzung von schuldenbremsenneutralen
Rücklagen erleichtert. Die Schuldenbremse wird al-
so nachjustiert, flexibler gemacht. In der vergange-
nen Legislaturperiode hat Herr Koch der Küstenko-
alition bei einer ähnlichen Anpassung übrigens vor-
geworfen, wir würden die Vorgaben der Schulden-
bremse aufweichen, um mehr Geld ausgeben zu
können.

(Zuruf Martin Habersaat [SPD])

So ändern sich die Zeiten. Oder sollte ich sagen:
Das Sein bestimmt das Bewusstsein?

(Beifall SPD)

Umso mehr habe ich mich über das nahezu leiden-
schaftliche Bekenntnis zur Schuldenbremse gefreut,
Herr Koch - nun ist er nicht da. Kollege Petersdotter
von den Grünen hat in der letzten Woche allerdings
über die Schuldenbremse - Ausweg oder Irrweg? -
diskutiert. Meine Damen und Herren von der Koali-
tion: Klären Sie doch erst einmal Ihren Standpunkt
zur Schuldenbremse, und dann reden wir alle ge-
meinsam darüber, wie es mit der Schuldenbremse
weitergeht.

Ich möchte aber auch noch - der Kollege Petersdot-
ter hat damit angefangen - einen kurzen Blick auf
die Finanzbeziehungen zwischen Land und Kom-
munen werfen. Keine Sorge, ich spreche nicht von
der Reform des FAG. Das kommt zu gegebener
Zeit. Da wird der Kollege Dolgner dann schon die
passenden Worte finden. Mir geht es heute um das
Abrechnungsverfahren für die Sozial- und die Ein-
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gliederungshilfe. Die Abrechnungen zeigen wie er-
wartet einen steigenden Bedarf für die Eingliede-
rungshilfe. Folgerichtig steigt der Landesanteil an
der Finanzierung von 79 auf 81,6 %. Dafür müssen
Sie sich aber nicht loben. Diese Erstattung steht den
Kommunen im Rahmen der Konnexität zu. 

Anders sieht es aus bei der Abrechnung der Sozial-
hilfe. Die Küstenkoalition hatte 2015 eine einver-
nehmliche Einigung mit den Kommunen über die
Finanzierung der Sozialhilfe erreicht. Da wurde
nämlich so lange verhandelt, bis es ein Ergebnis
gab. Das Land übernahm 79 % der Sozialhilfe, die
Kommunen hatten 21 % zu tragen. Das Land stellte
Kreisen und kreisfreien Städten jährlich Budgets
zur Verfügung und kalkulierte Ausgabensteigerun-
gen ein. Schöpften die Kommunen ihre Budgets
nicht aus, sollten sie mindestens zur Hälfte den
Überschuss behalten dürfen. Fehlte Geld, hatte das
Land eine Nachschusspflicht. 

Jetzt wird spitz abgerechnet. Das kann man im
Grundsatz sogar richtig finden. Schließlich hat die
Überprüfung ergeben, dass die Sozialhilfe durch
das Land überzahlt wurde. Aber kein Wunder, das
war ein Budget, das war so angelegt. Dass die Lan-
desregierung diese Änderung jetzt aber nicht in ei-
nem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren macht,
sondern en passant im Haushaltsbegleitgesetz, finde
ich schon bemerkenswert. 

(Annabell Krämer [FDP]: Wieso das denn?)

Für das Jahr 2017 hätte das Land nach dieser neuen
Berechnungsmethode 35 Millionen € weniger an
die Kommunen zahlen müssen - ein gutes Geschäft
für das Land. Sie greifen den Kommunen erst in die
eine Tasche und nehmen ihnen das Geld weg, um es
ihnen dann im Rahmen der Kita-Reform wieder in
die andere Tasche hineinzustecken.

(Beifall SPD)

Meine Damen und Herren von der Koalition, das ist
das Gegenteil von partnerschaftlichem Umgang mit
den Kommunen, das ist Rosstäuscherei.

(Beifall SPD)

Sie müssen sich nicht wundern, wenn Sie bei den
Kommunen so eine Reaktion auslösen, wenn Sie so
verfahren.

Ein Letztes heute: Mit ein wenig Sorge habe ich
vorhin gehört, dass Jamaika bei der Umsetzung des
Grundsteuerkompromisses in Schleswig-Holstein
noch Beratungsbedarf habe. So habe ich Sie ver-
standen, Frau Finanzministerin, und ich glaube,
auch Herr Vogt hat so einen Satz gesagt. Was soll

das denn bitte heißen? - Schlimm genug, dass der
Gesetzentwurf auf Bundesebene jetzt eine weitrei-
chende Öffnungsklausel enthält - in der Tat, ich fin-
de es schlimm, dass wir Steuergesetze haben, die
nicht mehr in allen Ländern gleich gelten -,

(Beifall Birgit Herdejürgen [SPD] und
Dr. Ralf Stegner [SPD] - Zuruf Annabell
Krämer [FDP])

der die Frau Finanzministerin - so hat sie hier im
Hause im Mai erklärt - nur zustimmen wollte, damit
die Grundsteuer nicht wegfällt und den Kommunen
in Deutschland nicht 14 Milliarden € fehlen. Haben
Sie für Schleswig-Holstein da jetzt andere Pläne? -
Dann auf den Tisch damit! Das kann ja wohl nicht
wahr sein, dass Sie mit den Kommunen über das
FAG und eine bedarfsgerechte Finanzausstattung
verhandeln und gleichzeitig planen, ihnen vielleicht
Steuereinnahmen wegzunehmen. Also, wenn Sie da
etwas im Köcher haben, heraus damit. Dann reden
wir darüber. Herr Koch, Sie können das auch gleich
dementieren. Dann bin ich vollständig zufrieden
und glücklich, wenn Sie das schaffen. Ansonsten
haben wir im Finanzausschuss viel zu tun. Ich freue
mich auf die Beratung.

(Beifall SPD)

Präsident Klaus Schlie:

Das Wort für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN hat Herr Abgeordneter Lasse Petersdot-
ter.

Lasse Petersdotter [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Abge-
ordnete! Ich möchte gern auf vieles eingehen, was
die Kollegin Raudies gerade gesagt hat. Letzten En-
des ist es, wenn wir über den Haushalt sprechen,
quasi ein Pflichteinstieg, dass wir mit Schulden und
mit der Schuldensituation beginnen. Wer gerade
eben noch einmal auf die Schuldenuhr geschaut hat,
weiß: Wir standen bei circa 28,3 Milliarden €. Wir
haben in Schleswig-Holstein schlichtweg ein Schul-
denproblem. Dem wurde sich in den letzten zehn
Jahren intensiver gewidmet, als es in der Vergan-
genheit der Fall war. Damit müssen wir uns auch
jetzt auseinandersetzen, jetzt, wo die Schulden-
bremse tatsächlich greift, auch wenn wir die Schul-
denbremse schon in den letzten Jahren eingehalten
haben.

Frau Raudies, ich will auf eine Sache eingehen, die
vorhin schon einmal aufgebracht wurde, und zwar
Ihren Vorschlag vom 10. September 2019, dass man
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doch die IMPULS-Mittel zur Tilgung verwenden
könnte. Ich glaube, es gibt wenig, was ökonomisch
so sinnlos wäre wie diese Maßnahme.

(Vereinzelter Beifall BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Das meine ich wirklich bei allem Respekt, aber
jetzt tatsächlich mehr Tilgung zu fordern in einer
Situation, in der tatsächlich auch die Schulden-
bremse an sich schon hochumstritten ist, und zwar
nicht nur bei linken Thinktanks oder so, sondern in
der sich die Kommentare auch im „Handelsblatt“
und der „FAZ“ mehren, dass die Schuldenbremse in
einer Zeit der Niedrigzinsphase fragwürdig ist, in
einer Zeit, in der wir pro Euro, den wir aufnehmen,
nur noch 85 Cent zurückzahlen müssen, und zu sa-
gen, wir wollen nicht nur die Schuldenbremse ein-
halten - okay, darüber könnten wir diskutieren -,
aber zu fordern, diese Mittel zur Tilgung zu ver-
wenden, ist, glaube ich, sehr sinnlos.

(Zuruf Christopher Vogt [FDP], Dr. Kai
Dolgner [SPD] und Beate Raudies [SPD])

Sie haben eben den Schuldentilgungsplan angespro-
chen. Dort gibt es eine Modellrechnung für das Jahr
2100. Wenn wir jedes Jahr 100 Millionen € tilgen
würden - das ist für ein Land wie Schleswig-Hol-
stein eine ganze Stange Geld -, hätten wir im Jahr
2100 eine Schuldenquote von 19 %. Das ist eine
starke Reduzierung gegenüber dem, was wir heute
haben.

Wenn wir bis zum Jahr 2100 gar keinen Euro tilgen,
sondern einfach nur Wachstum, Inflation und alles
Mögliche die Arbeit machen lassen, werden wir ei-
ne Schuldenquote von 26 % haben. In einem Zeit-
raum von etwa 80 Jahren jährlich 100 Millionen €
zu tilgen - was eine Menge politischen Gestaltungs-
spielraum kostet -, die Schuldenquote um 7 Pro-
zentpunkte zu reduzieren, ist marginal. Gerade da-
ran sehen wir, dass Tilgung zurzeit nicht das sinn-
vollste Mittel ist.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Sie haben die Sondervermögen angesprochen. Dort
gibt es Transparenz, die auch Sie, Frau Raudies,
dankenswerterweise schaffen, durch Ihre regelmä-
ßigen Kleinen Anfragen, die gerechtfertigt und
sinnvoll sind. Auch ich lese die alle gern. Darin ist
aufgeführt, wohin die Mittel fließen. Jedes Mal stel-
len Sie auch die sinnvolle und kluge Frage nach
Straf- und Negativzinsen. Das alles wird dargestellt.
Dabei zeigt sich, dass die Straf- und Negativzinsen
bisher in dem Bereich kein Problem sind.

Die Anpassung der Kontrolle der Schuldenbremse,
die Sie angesprochen haben, die im Haushaltsbeg-
leitgesetz geregelt wird, ist eine Anpassung an die
Vorgaben des Stabilitätsrates. Der Stabilitätsrat ist
bei Weitem kein besonders freimütiger Geist, der
uns alles Mögliche durchgehen ließe. Es ist durch-
aus sinnvoll, dass finanzielle Transaktionen oder
Extrahaushalte nicht Teil der Schuldenbremse sind.
Wenn wir das beispielsweise für finanzielle Trans-
aktionen machen würden, bekämen wir große Pro-
bleme, Bundesmittel umzusetzen. Würden wir das
bei Extrahaushalten anwenden, bekämen wir große
Probleme beim Haushaltsabschluss am Ende des
Jahres. Denn wenn einer der Extrahaushalte - einer
Universität, des UKSH oder einer anderen Instituti-
on, die einen Extrahaushalt hat - ein Minus schriebe
und wir dadurch plötzlich zu einer Haushaltssperre
kämen, wäre uns mit Sicherheit nicht geholfen.

Wir diskutieren darüber im Ausschuss gern detail-
liert; auch der Landesrechnungshof wird ein großes
Interesse daran haben - und ich habe Spaß daran.

(Beate Raudies [SPD]: Ich auch!)

Vorhin wurde von dem Kollegen Vogt oder anderen
angesprochen - ich komme mittlerweile durchei-
nander, es ist schon vieles gesagt worden, aber noch
nicht von mir - -

(Christopher Vogt [FDP]: Ich bin hier! Hallo!
Du kennst mich doch!)

- Allerdings. - Beim Klimaschutz und beim sozia-
len Ausgleich ist es mir wichtig zu betonen: Wenn
es uns beim Klimaschutz um sozialen Ausgleich
geht - der ist richtig, wir dürfen Klimaschutz nicht
nur über den Preis regeln, das würde zu großen Ver-
werfungen in der Gesellschaft führen -, ist Teil des-
sen auch der Ausgleich zwischen den Generationen.
Wenn uns junge Generationen, die der Menge und
Wahrnehmbarkeit nach weit über „Gegenwind“ ste-
hen, sagen: „Wir werden nicht mitgenommen“,
müssen wir ihre Sorgen ernst nehmen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - Wer-
ner Kalinka [CDU]: Das gilt aber auch für
die ältere Generation!)

Zum Ernst-Nehmen gehört, dass es höchstwahr-
scheinlich nicht ausreichen wird, was bisher ge-
macht wird. Auch dieser Haushalt wird die Klima-
krise nicht lösen. Es geht auf der einen Seite um
den Klimaschutz, auf der anderen Seite aber auch
um Klimaanpassungen. Da sind auch die Kommu-
nen in der Pflicht, so darauf zu reagieren, dass sie
für starke Niederschlagsmengen ausreichende Ab-
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wassersysteme vorhalten, damit man davon nicht
überrascht wird.

Die Klimakrise ist eine historische Herausforde-
rung, und dafür braucht es historische Antworten.
Wenn man ins Zweifeln kommt, ob man das mit der
Schuldenbremse so hinkriegt und das nur mit einem
Ausgleich bewerkstelligt bekommt, ist meine Posi-
tion, dass ich eben nicht glaube, dass es die politi-
schen Mehrheiten dafür geben wird, die Klimakrise
unter der Schuldenbremse zu regeln, sondern man
etwas oben drauf packen müsste, weil das eine so
schwerwiegende Herausforderung ist. Im Zweifels-
fall fehlen die gesellschaftlichen, demografischen
und politischen Mehrheiten.

(Zuruf Wolfgang Baasch [SPD])

Kommen wir zu den Allgemeinplätzen solcher De-
batten, wird immer wieder betont: Die haben Re-
kordsteuereinnahmen! - Das ging ein bisschen aus
der AfD-Rede hervor. Rekordsteuereinnahmen sind
in einem Staatssystem wie Deutschland völlige
Normalität: In 68 Jahren gab es 59 Jahre lang Re-
kordsteuereinnahmen.

(Beifall Beate Raudies [SPD])

Die Situationen, in denen wir keine haben, sind ein
ganz großes Problem. Herr Stegner, Sie haben vor-
hin gesagt: Es gibt eine sehr gute Einnahmesituati-
on in Schleswig-Holstein. - Ja, auch wachsende
Einnahmen sind völlige Normalität. Es ist ein Irr-
glaube, dass ein Staat in einem wachstumsorientier-
ten Wirtschaftssystem ein Postwachstumsstaat sein
könnte. Deswegen gab es in 68 Jahren steigende
Einnahmen, und nur in fünf Jahren der Geschichte
Deutschlands gab es keine steigenden Einnahmen.

(Zuruf Nobis)

Das hat übrigens etwas mit Steuersenkungen zu
tun, insbesondere unter Rot-Grün, und mit Wirt-
schaftskrisen.

(Zurufe)

Ich kann Herrn Stegner nur empfehlen, sich das
Buch von Norbert Walter-Borjans anzuschauen -
seinem Konkurrenten um den SPD-Vorsitz -, der
ganz wunderbar aufschlüsselt, wie all so etwas zu-
stande kommt, übrigens auch der fragwürdige Tag
der Steuerzahler, den der Bund der Steuerzahler je-
des Jahr ausruft; das alles ist rechnerisch nicht halt-
bar.

Reden wir über die Einnahmen; denn viel zu häufig
wird in Haushaltsdebatten nur über die Ausgaben-
seite debattiert. Heute ist der Tag der Steuergerech-
tigkeit. Deswegen möchte ich neben dem Dank an

das Finanzministerium explizit einen Dank an die
Finanzbeamtinnen, Finanzbeamten, Betriebsprüfer-
innen, Betriebsprüfer, Steuerfahnderinnen und
Steuerfahnder loswerden, die dafür sorgen, dass
Steuern erhoben werden.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, ver-
einzelt CDU und SPD)

Politisch ist da noch sehr viel zu erledigen. Wir ha-
ben in dieser Koalition allerdings - das hätte vorher
nicht jeder für selbstverständlich gehalten - bei der
Steuergerechtigkeit Fortschritte erreicht, sei es bei
den Share-Deals, wofür man sich im Bundesrat im-
mer wieder eingesetzt hat, sei es bei der Anzeige-
pflicht, für die im Bundesrat auch gekämpft wird.
Ich habe allgemein den Eindruck, dass Monika Hei-
nold beim Thema Steuergerechtigkeit im Bundesrat
die ganze Zeit kämpft. Auch wenn es nicht immer
eine Bühne hat, hat das unseren Dank verdient.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, ver-
einzelt CDU und FDP)

Ein Antrag, der nicht wie eigentlich vorgesehen in
diesem, sondern erst im nächsten Plenum diskutiert
wird, betrifft die digitale Betriebsstätte und nimmt
die Besteuerung großer Digitalunternehmen in den
Fokus. Auch das ist ein Erfolg, den wir als Jamaika
vorher bestimmt nicht zugeschrieben bekommen
haben, aber eben doch erreichen können.

Auf der Einnahmeseite spielt die wirtschaftliche
Lage eines Landes eine massive Rolle. Herr Nobis,
ich fand es interessant, dass Sie das vorhin zum
Motiv gemacht haben. Die schlechter werdende
Konjunkturlage Schleswig-Holsteins und Deutsch-
lands - es ist interessant, wo die Ursachen liegen -
hat im Wesentlichen zwei Ursprünge: Einer sind
der Brexit und der unklare Ausgang und der noch
viel deutlichere Ursprung ist der Handelskonflikt
zwischen China und den USA.

(Jörg Nobis [AfD] erhebt sich von seinem
Platz)

- Ich dachte, Sie stellen eine Frage, schade.

(Heiterkeit)

Ich finde interessant, dass jetzt gerade Sie hier als
Warner vor der Konjunkturlage auftreten, obwohl
der geistige Ursprung dieser Konjunkturkrise Ihre
politische Haltung ist, und zwar Nationalismus, Ei-
genständigkeit und das Wegkommen von Solidari-
tät.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU,
SPD und FDP)
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Was uns hingegen hilft, ist eine starke Binnenwirt-
schaft, insbesondere in Schleswig-Holstein. Ein
starker Wirtschafts- und Arbeitsmarkt in Schleswig-
Holstein und darüber hinaus sowie die Nichtabhän-
gigkeit von der Autoindustrie in Schleswig- Hol-
stein sind große Pfunde, mit denen wir wuchern
können.

Trotzdem, ist die Lage in Schleswig-Holstein
schwierig. Das müssen wir erklären und immer
wieder deutlich machen, dass sie nicht so einfach
ist wie zumindest in den letzten zwei Jahren und
womöglich schlechter wird. Vor allen Dingen hauen
einige Vergleiche nicht immer hin; zum Beispiel
kommt immer wieder der Punkt der Konkurrenzfä-
higkeit gegenüber Hamburg auf. Wir dürfen nicht
vergessen, dass Schleswig-Holstein das Bundesland
mit dem geringsten Bruttoinlandsprodukt pro Kopf
in Westdeutschland und Hamburg das Bundesland
mit dem höchsten Bruttoinlandsprodukt pro Kopf in
ganz Deutschland ist. Dieser ständige Vergleich und
die ständige Konkurrenz können uns nicht glücklich
machen - immer nur auf das Geld zu gucken. Wir
müssen Wege finden, bei denen wir auf anderer Sei-
te besser werden und in dieser Konkurrenz gewin-
nen.

(Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Aber wir sind doch glücklich!)

- Ja, wir sind glücklicher, aber davon können wir
am Ende des Tages viele Rechnungen nicht bezah-
len. Das ist das Problem.

(Beifall FDP)

Die allgemeine Wirtschaftslage Schleswig-Holst-
eins ist nicht die allerbeste. Das Gutachten zum
kommunalen Finanzausgleich hat das noch einmal
herausgestellt, mit der Summe von 930 Millionen €,
die hier schon mehrfach hervorgehoben wurde.
Herr Stegner, Sie haben vorhin gesagt: Die
186 Millionen € stehen den Kommunen zu. - Sie
wollen einen Symmetriekoeffizienten von 1,0. Das
Gutachten sagt aber an mehreren Stellen, dass es
sinnvoll ist, einen unteren Symmetriekoeffizienten
von 0,95 einzuhalten und dass das ökonomisch sehr
gut begründbar ist, insbesondere in der ökonomi-
schen Situation Schleswig-Holsteins. Man muss
sich darauf jetzt nicht festlegen - wir wollen ja gar
nicht am unteren Ende sein -, aber man muss sich
schon an der Leistungsfähigkeit des Landes orien-
tieren können.

Es ist angesichts dieses sehr schwierigen Konflikts
gut, dass wir eine erfahrene und kommunalpolitisch
verwurzelte Finanzministerin haben. - Herr Dolg-
ner!

Präsident Klaus Schlie:

Herr Abgeordneter, Sie gestatten, wie ich merke, ei-
ne Zwischenbemerkung des Abgeordneten
Dr. Dolgner?

Lasse Petersdotter [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Sehr gern.

Dr. Kai Dolgner [SPD]: Herr Kollege Pe-
tersdotter, ich glaube, wir haben unterschied-
liche Gutachten gelesen.

- Es gab auch mehrere Versionen.

- Ja, die letzte stammt vom 4. September; es
gab insgesamt drei Versionen und noch zwei
Nachlieferungen. Darum geht es mir in mei-
ner Frage aber gar nicht.

Sie sagten: Die Leistungsfähigkeit müsse
sich abbilden. - Ich dachte bis eben, es sei
der Sinn des Gutachtens gewesen, dass man
die Bedarfe von Land und Kommunen ermit-
telt und dann die unterschiedliche Leistungs-
fähigkeit in Bezug setzt - denn beide Ebenen
sind ja unterfinanziert - und die Unterfinan-
zierung gerecht aufteilt, nämlich so, wie es
festgestellt worden ist. Warum sehen Sie jetzt
eine Priorisierung der Leistungsfähigkeit des
Landes gegenüber der Leistungsfähigkeit der
Kommunen, oder ist das Gutachten falsch?

- Nein, es ist einfach nur Teil der politischen Debat-
te, die Leistungsfähigkeit zu berücksichtigen. Es ist
völlig richtig: Im Gutachten wird die Leistungsfä-
higkeit des Landes und der Kommunen jeweils in
Relation zueinander gesetzt. Zur Leistungsfähigkeit
gehören auch die Zinsbelastung und dass die Kon-
solidierungsmittel auslaufen. Es gehören auch viele
andere Aspekte dazu, die immer wieder korrigiert
werden mussten. Insofern kann es gut sein, dass wir
unterschiedliche Gutachten gelesen haben, weil sie
sich ständig verändert haben.

Nichtsdestoweniger bedeutet das ja nicht, dass wir
alles nur einmal in einen Rechner reinwerfen kön-
nen, aus dem dann am Ende ein objektiv richtiges
Ergebnis herauskäme. Jeder kommunale Finanzaus-
gleich ist auch Teil einer politischen Debatte, die
wir führen müssen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
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Präsident Klaus Schlie:

Herr Abgeordneter Petersdotter, gestatten Sie eine
weitere Bemerkung des Abgeordneten Dr. Dolgner?

Lasse Petersdotter [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Ja, sehr gern.

Dr. Kai Dolgner [SPD]: Da Sie ja eben zum
Beispiel die wegfallenden Konsolidierungs-
mittel erwähnt haben, möchte ich Sie fragen,
welche wegfallenden Konsolidierungsmittel
Sie damit meinten - die der Kommunen?

- Nein, ich meinte damit die wegfallenden Konsoli-
dierungsmittel des Landes, die in diesem Jahr das
letzte Mal mit knapp unter 30 Millionen € -

(Annabell Krämer [FDP]: 27 Millionen €!)

- 27 Millionen € gezahlt werden.

Präsident Klaus Schlie:

Nun drängt es den Abgeordneten Dr. Dolgner noch
zu einer weiteren Bemerkung.

Lasse Petersdotter [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Sehr gern!

Dr. Kai Dolgner [SPD]: Warum lösen Sie
das Problem nicht schlicht mit einer jährli-
chen Neubetrachtung? Warum argumentieren
Sie hier für eine Asymmetrie?

- Wir werden durchaus eine ständige Neubetrach-
tung des Systems haben. Eine jährliche Neubetrach-
tung wäre jedoch etwas engmaschig, wenn wir uns
anschauen, wie der jetzige Prozess gelaufen ist, der
sicherlich nicht der einfachste war. Eine frühere
Neubetrachtung als beispielsweise in fünf Jahren,
die vorher immer in der Diskussion war, sollten wir
definitiv ins Auge fassen. Ich fände beispielsweise
das Jahr 2024 dafür sehr sinnvoll.

(Beate Raudies [SPD]: Ja! Das kann ich ver-
stehen! - Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN - Dr. Kai Dolgner [SPD]: Wir haben
jährlich angepasst!)

Ich mache jetzt einen kleinen Sprung, weil die Zeit
knapp wird. Zu den Integrationsmitteln wurde viel
gesagt. Ich möchte gar nicht allzu sehr auf die For-
derung von Herrn Nobis eingehen, dass wir die
DaZ-Kurse einmal nach Diplomatenkindern und
Geflüchteten aufschlüsseln sollten. Das ist einfach
nicht unsere Vorstellung. Sie können sagen, dass

Sie es spannend finden, aber ich fände es noch nicht
einmal interessant. Kinder, die hier in Schleswig-
Holstein leben, sollten gefälligst auch die Möglich-
keit bekommen, die Sprache, die sie hier zu spre-
chen haben, lernen zu dürfen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU,
FDP, SSW und Beate Raudies [SPD])

Sprache, Bildung und Arbeit sind der Kern von In-
tegration. Dazu werden wir morgen einen Bericht
des Wirtschaftsministeriums erhalten. Wenn Sie im-
mer wieder auf die Asylmittel eingehen, überlegen
Sie bitte auch einmal, welcher Wirtschaftsfaktor für
uns dahintersteckt. Dort arbeiten sehr viele Men-
schen. Das ist die Lebensrealität sehr vieler Men-
schen.

(Zuruf Jörg Nobis [AfD])

Das ist nicht alles nur Geld, das direkt zu geflüchte-
ten Menschen fließt. Es fließt eben auch in ehren-
amtliche und hauptamtliche Strukturen, die ihren
Sinn haben.

Wir sind auf die Potenziale dieser Geflüchteten an-
gewiesen. Darauf möchte ich hier einmal einen
Schwerpunkt legen: Wir sind auf die Potenziale von
allen Menschen in Schleswig-Holstein angewiesen
- das sind geflüchtete wie nicht geflüchtete Men-
schen. Ihr habt vorhin gesagt, dass die wirtschaftli-
che Lage von Schleswig-Holstein nicht die allerbes-
te sei und wir deshalb Wege finden müssten. Wir
sind deswegen gut beraten, die Potenziale von Men-
schen zu nutzen, damit Schleswig-Holstein tatsäch-
lich einmal aus dieser ständigen Situation des Tra-
gens der roten Laterne hinauskommt.

Irgendwoher muss es einmal kommen. Auf der ei-
nen Seite sagen wir, wir wollen keine Kredite auf-
nehmen, um unsere wirtschaftliche Lage zu verän-
dern. Jeder Betrieb würde es aber so machen: Jeder
Betrieb, der in einer schwierigen wirtschaftlichen
Lage ist, würde erst einmal einen Kredit aufneh-
men, um danach einen Sprung machen zu können.
Wir als Land können das nicht machen, das ist ja al-
les okay.

Dann muss es aber auf der anderen Seite irgendwo
anders herkommen, oder wir finden uns einfach mit
der Situation ab, dass wir bei allen Punkten die rote
Laterne halten, und ändern daran nichts. Deswegen
sind die Potenziale der Menschen in Schleswig-
Holstein ein ganz wichtiger Faktor. Dabei spielen
nicht nur Geflüchtete eine Rolle, sondern alle Men-
schen. Deshalb ist der Punkt Bildungsgerechtigkeit
so wichtig, und deswegen ist es gut, dass wir Per-
spektivSchulen haben, die Menschen eine Chance
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geben, die es sonst schwieriger im Leben haben.
Dort gehen so viele Talente verloren, die auf dem
Bildungsweg auf der Strecke bleiben. Wir haben
kluge Leute, die es verdient haben, ihren Weg in der
Gesellschaft zu machen. Dort helfen die Perspektiv-
Schulen und der Bildungsbonus.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Auch die Kita leistet hier ihren Beitrag. Da können
Sie noch so sehr von der Beitragsfreiheit sprechen.
Jedes Kind hat ein Recht auf Kita, aber eben auch
ein Recht auf gute Kita. Genau hier setzt unsere Ki-
ta-Reform an.

Dabei spielt auch die Grundfinanzierung an Hoch-
schulen eine Rolle, mit der die Beschäftigten besser
bezahlt werden können. Ich bin hier vor einigen
Jahren genau für diese Grundfinanzierung auf die
Straße gegangen. Heute geht es damit weiter.

Am Ende ist mir ein Punkt noch besonders wichtig,
der hier noch nicht erwähnt wurde - es ist schon
schwierig, so einen Punkt hier noch in der Debatte
zu finden -: die Grundbildungszentren. In diesem
Haushaltsentwurf steht, dass wir zum ersten Mal in
Schleswig-Holstein Grundbildungszentren schaf-
fen. Ich danke der Ministerin Karin Prien hierfür.
Die Grundbildung betrifft das, was wir lange Zeit
als Analphabetismus bezeichnet haben, also, dass
Menschen mit geringer Literalität Deutschkurse be-
kommen. Das sind aber Menschen, die schon im-
mer Deutsch gesprochen haben. Das ist ein nicht
kommerzialisierbarer Bildungsbereich. In den 70er-
Jahren stand Schleswig-Holstein da an der Spitze,
aber in den letzten 20 Jahren ist da gar nichts pas-
siert. Jetzt werden endlich diese Grundbildungs-
zentren geschaffen, wo es über die Schriftsprache
hinausgeht und wo auch Internetkurse angeboten
werden. Einen großen Dank für diesen wichtigen
Teil der Bildungsgerechtigkeit im Erwachsenenal-
ter, denn dort bestehen immer noch Bildungsge-
rechtigkeitslücken. - Vielen Dank für die Aufmerk-
samkeit, vielen Dank für die Maßnahmen!

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU,
FDP und SSW)

Präsident Klaus Schlie:

Das Wort für die FDP-Fraktion hat die Frau Abge-
ordnete Annabell Krämer.

Annabell Krämer [FDP]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kollegen! Der
Haushaltsentwurf 2020 ist erneut strukturell ausge-
glichen. Per Saldo tilgen wir im kommenden Jahr

36 Millionen € unserer Altschulden, auch wenn
dem Kollegen Petersdotter, wie er eben sagte, viel-
leicht eher eine Neuverschuldung vorgeschwebt
hätte. Lieber Kollege, eins muss man natürlich sa-
gen. Du hast recht: Ein Unternehmen würde sich in
dieser Zinssituation gegebenenfalls verschulden.
Wenn das Unternehmen aber schon so verschuldet
wäre wie wir, hätten sie bei Basel III mittlerweile
Probleme, bei den Banken Geld zu bekommen. In-
sofern muss man das etwas ins Verhältnis setzen.

(Zuruf CDU: So ist es!)

36 Millionen € sind auf den ersten Blick nicht viel.
Hierbei ist jedoch zu beachten, dass wir 89 Millio-
nen € weniger Steuermehreinnahmen haben, als ur-
sprünglich in den Eckwerten der Finanzplanung be-
rücksichtigt war. Ferner - wir erwähnten es bereits
alle - bekommen wir 2020 letztmalig Konsolidie-
rungshilfe vom Bund. Diese fällt mit 27 Millio-
nen € auch im nächsten Jahr schon um 53 Millio-
nen € niedriger aus als in den Vorjahren. Auf der ei-
nen Seite fehlen uns diese Mittel, auf der anderen
Seite finde ich aber, dass wir stolz darauf sein kön-
nen, dass wir nicht mehr am Tropf des Bundes hän-
gen.

(Beifall FDP und CDU)

Bedauerlich ist natürlich, dass der Bund die Kom-
munen bei der Integration der Flüchtlinge im Regen
stehen lässt. Jedem ist bewusst, dass die Integration
nicht nach den ersten Behördengängen aufhört, son-
dern eigentlich erst richtig anfängt. Insofern ist es
unbegreiflich, dass die Bundesregierung allein für
Schleswig-Holstein die Integrationsmittel um
44 Millionen € kürzt.

(Beifall CDU und Christopher Vogt [FDP])

Die GroKo lässt unsere Kommunen und somit die
vielen Ehrenamtler im Stich. Das ist nicht das
Land, sondern die GroKo und der Bund, liebe Kol-
legen!

Trotz dieses harten Einschnittes ist das Jahr 2020
bei der Mittelverteilung aus Sicht der Kommunen
ein unglaublich gutes Jahr. Der Wegfall der erhöh-
ten Gewerbesteuerumlage von knapp 140 Millio-
nen € pro Jahr bedeutet eine erhebliche Verschie-
bung der Finanzmasse zugunsten der Kommunen.
Das muss auch einmal gesagt werden: Es gibt näm-
lich auch Bundesländer, die es nicht so machen.
Hessen beispielsweise heimst die Gelder selbst ein.
Wir geben sie eins zu eins weiter. 140 Millionen €
Gewerbesteuerumlage mehr für die Kommunen -
darüber muss einfach einmal gesprochen werden.

(Beifall FDP und CDU)
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Unsere Investitionen halten wir, wie geplant, auf
Rekordniveau. Die Tariferhöhung und unsere Be-
soldungsstrukturreform sind im Zahlenwerk be-
rücksichtigt. Zudem schaffen wir neue Stellen für
Lehrer, Polizisten und Richter und stärken damit
die Kernaufgaben unseres Landes. Auch die Kita-
Reform wird ab dem 1. August 2020 umgesetzt und
ist somit im Haushalt erstmalig deutlich sichtbar.

Unter diesen Gesichtspunkten und gegenüber den
Eckwerten der bereits nach unten korrigierten Steu-
ereinnahmen ist ein Haushalt, der einen Überschuss
von 36 Millionen € aufweist, ein außerordentlich
guter Haushalt. Jamaika kann Haushalt!

(Beifall FDP und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN - Lars Harms [SSW]: Sehr zurückhal-
tend formuliert!)

Ewig grüßt das Murmeltier: Der Sozialdemokratie
fällt nichts anderes ein, als mit utopischen Anträgen
um die Ecke zu kommen.

(Zuruf Beate Raudies [SPD])

Jahr für Jahr wieder: Beitragsfreie Kita, und zwar
jetzt und sofort, für zusätzliche 250 Millionen € im
Jahr. Knappe 200 Millionen € zusätzliche Mittel für
die Kommunen, 150 Millionen € für die Rückkehr
zum alten Weihnachtsgeld, und - weil Verteilen ja
so viel Spaß macht - die SPD fordert, den Bund von
seinen Zusagen für den freiwilligen Lärmschutz bei
der Festen Fehmarnbelt-Querung zu entbinden und
stattdessen landesseitig 300 Millionen € zu über-
nehmen. Das war eigentlich mein Highlight! Sehen
Sie es mir nach, dass ich hier in Anbetracht meiner
sehr knappen Redezeit - ich hätte sonst noch ein
bisschen mehr gebracht - nur SPD-Forderungen mit
einem Preisschild in dreistelliger Millionenhöhe er-
wähnt habe. Ich freue mich schon jetzt auf die De-
ckungsvorschläge, zumal die finanzpolitische Spre-
cherin heute einen kleinen Turnaround gemacht hat
und zusätzlich zu den ganzen Millionenforderungen
jetzt auch noch Tilgung fordert.

(Beate Raudies [SPD]: Das habe ich letztes
Jahr auch getan!)

Mal ganz ehrlich: Wenn das kein Paradebeispiel für
ein Paradoxon ist, weiß ich wirklich nicht.

(Beifall FDP und CDU)

Es ist eine Frage der Generationengerechtigkeit,
dass wir bei all unserem Handeln und Entscheidun-
gen die Auswirkungen auf künftige Generationen
im Auge behalten. Mit einer erneuten Investitions-
quote von über 10 %, die - ich erwähne es immer
wieder - von der Vorgängerregierung noch als Uto-

pie belächelt wurde, gehen wir einen weiteren
Schritt in die richtige Richtung.

(Beifall FDP - Zuruf: Sehr gut!)

Wir bauen Schulden ab und sorgen für eine intakte
Infrastruktur, damit auch künftige Generationen ei-
ne Gestaltungsgrundlage vorfinden, anstatt sich
ausschließlich mit den Folgen einer verschlissenen
Infrastruktur herumschlagen zu müssen.

(Zuruf FDP: Genau!)

Ich muss meinen Kollegen Plambeck noch berichti-
gen: Die Sanierung der Schießstände war im letzten
Jahr kein CDU-Antrag, sondern ein FDP-Antrag.
Wir freuen uns, dass die CDU das so Bombe findet,
dass sie ihn vollumfänglich unterstützt. Ihr habt
aber so gute Anträge, Ihr braucht nicht unsere zu
kapern.

(Beifall FDP)

Ein kritischer Blick muss jedoch auch auf die Per-
sonalkosten erlaubt sein. Bereits heute geben wir
über 35 % unserer Finanzmittel für Personal aus.
Das ist auch richtig und wichtig. Damit finanzieren
wir zu einem übergroßen Teil Lehrer, Polizisten,
Richter oder Finanzbeamte. Sorge macht mir je-
doch, dass bereits heute mehr als jeder dritte Euro
an Personalausgaben für Versorgungsempfänger
aufgewendet wird. Die Versorgungsausgaben sind
in den letzten zehn Jahren um besorgniserregende
50 % gestiegen und werden auch in den nächsten
Jahren weiter massiv in die Höhe gehen. 

Verstehen Sie mich richtig: Unsere Pensionäre ha-
ben sich diese Vorsorge in ihrer aktiven Zeit erar-
beitet, und der Staat hat zu seinen Zusagen zu ste-
hen. Nichtsdestotrotz müssen wir alle überlegen,
wie wir das System auch für zukünftige Generatio-
nen tragfähig halten. Meines Erachtens ist es an der
Zeit, für Reformen im Besoldungsrecht zu sorgen,
die der demografischen Entwicklung gerecht wer-
den. Hier sei zukünftig zum Beispiel an eine
Gleichbehandlung von Studienzeiten bei Angestell-
ten und bei Beamten gedacht. Es ist niemandem
geholfen, wenn der Staat seine Last irgendwann
einmal nicht mehr tragen kann. 

Das Land muss als Arbeitgeber attraktiv bleiben.
Gebetsmühlenartig fordert die Opposition eine so-
fortige Anhebung nahezu sämtlicher Besoldungs-
gruppen und die vollumfängliche Wiedereinführung
des Weihnachtsgeldes, wissend, dass dies für das
Land nicht finanzierbar ist, ohne in anderen Haus-
haltspositionen harte soziale Einschnitte vornehmen
zu müssen. 
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Im letzten Jahr schlug die Opposition vor, einen
Teil ihrer Forderungen durch Kürzungen der Besol-
dungs- und Tarifmittel zu finanzieren. Gottlob ist
diesem Irrsinn hier niemand gefolgt. Niemals hätten
wir sonst den hohen Tarifabschluss der Angestellten
für unsere Beamten umsetzen können. 

(Beifall FDP)

Liebe Opposition, bitte nicht jedes Jahr die gleiche
Leier. Ihre Forderung nach mehr Geld für alle - und
das sofort - ist nicht realisierbar und reine Bauern-
fängerei. Ein Landeshaushalt, der mit Schattenhaus-
halten 33 Milliarden € an Verbindlichkeiten zu
schultern hat, kann nicht jeden finanziellen Wunsch
erfüllen. Wir müssen andere Wege finden, um unser
Land als attraktiven Arbeitgeber zu präsentieren. 

Dass Sie seriöse Oppositionsanträge stellen können,
haben Sie ja schon gezeigt. Ich breche mir keinen
Zacken aus der Krone, wenn ich zugebe, dass Sie
gelegentlich auch einen guten Antrag stellen. Die
Forderung nach Einführung einer pauschalen Bei-
hilfe, die Beamten zu Beginn ihrer Laufbahn echte
Wahlfreiheit bei der Krankenversicherung einräu-
men soll, hat mich nach der ersten Anhörung vol-
lends überzeugt. 

(Beifall Lars Harms [SSW] - Beate Raudies
[SPD]: Wow, wann beschließen wir das?)

Erstens begrüße ich, wenn mehr Wettbewerb zwi-
schen privaten und gesetzlichen Krankenkassen zu-
gelassen wird, denn das kann dem gesamten dualen
Gesundheitssystem nur zuträglich sein. Ich meine
natürlich keinen Einstieg in eine Einheitsversiche-
rung. Ich halte es für falsch, dass die privaten Kas-
sen in der Berufsgruppe der Beamten quasi eine
Monopolstellung innehaben. 

Zweitens wird durch die Einführung einer pauscha-
len Beihilfe unser Landeshaushalt auf lange Sicht
bei zugegebenermaßen zunächst höheren Beihil-
feausgaben massiv entlastet. Drittens schafft dies
die Benachteiligung derjenigen Beamten ab, die
sich für die gesetzliche Krankenversicherung ent-
schieden haben und ihre Beiträge allein entrichten
müssen. Das kann nicht sozial sein.

(Beifall FDP und SSW - Lars Harms [SSW]:
Weiter so!)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir stehen
finanzpolitisch vor großen Herausforderungen. Die
Neuordnung des kommunalen Finanzausgleiches,
die übrigens nicht nur zustande kommt, weil die
CDU geklagt hat, denn die FDP hat mit geklagt -
das wurde vorhin vergessen -, steht an. Es ist uns
Liberalen ein wichtiges Anliegen, die Kommunen

endlich flächendeckend in die Lage zu versetzen,
auf Straßenausbaubeiträge zu verzichten. 

Ja, Herr Dr. Stegner, da haben wir unseren Herrn
Ministerpräsidenten an unserer Seite, und ich
möchte Daniel Günter einen großen Dank dafür
aussprechen, dass er unser Anliegen genauso stark
vertritt.

(Beifall FDP und vereinzelt CDU)

Auch die Grundsteuer muss neu geregelt werden.
Es ist bekannt, dass unsere Koalitionspartner hier
ein anderes Modell als wir favorisieren. Das ist
auch okay, wir sind schließlich unterschiedliche
Parteien. Wir als Liberale sprechen uns für das ein-
fache, transparente Flächenmodell aus und lehnen
das bürokratielastige Modell von Bundesfinanzmi-
nister Scholz ab, das durch die Einbeziehung von
Mietpreisstufen meines Erachtens insbesondere in
Schleswig-Holstein zu ungeahnten Verwerfungen
führen wird. Mir ist es jedenfalls nicht plausibel,
warum zum Beispiel Sylt einer niedrigeren Miet-
preisstufe unterliegt als zum Beispiel die Gemein-
den des Kreises Pinneberg oder Husum. 

Aus diesem Grund und gerade deshalb, weil uns
wichtig ist, dass die Kommunen ihr Grundsteuer-
aufkommen haben, möchte ich mich ausdrücklich
bei unserer Finanzministerin Monika Heinold be-
danken, die sich auf Bundesebene für die Einfüh-
rung der Länderöffnungsklausel starkgemacht hat -
nicht, weil sie sie unbedingt befürwortet, aber weil
sie genau weiß, dass diese erforderlich ist, damit
wir bis zum Ende des Jahres einen Gesetzentwurf
haben. Frau Heinold, danke, insbesondere deshalb,
weil ich weiß, dass Sie insgeheim ein anderes Mo-
dell favorisieren als wir Freie Demokraten. 

Ja, wir Jamaikaner sind tatsächlich nicht immer ei-
ner Meinung, aber wir schaffen es immer wieder,
das Verbindende zu stärken und unsere gemeinsa-
men Ziele zu verfolgen. Jamaika steht für beste Bil-
dung von Anfang an, für die Versöhnung von Öko-
nomie und Ökologie, für die umfassende Sanierung
unserer Infrastruktur, für die Stärkung der inneren
Sicherheit und für den Erhalt von finanziellem
Spielraum für zukünftige Generationen. 

Ich stelle fest: Der vorliegende Landeshaushalt trägt
erneut ein gutes Stück zu diesen Zielen bei. Ich
freue mich auf die anstehenden Beratungen und
schließe mich dem Dank von meinen Vorrednern an
Frau Heinold und ihr Team an. - Herzlichen Dank. 

(Beifall FDP, CDU und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)
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Präsident Klaus Schlie:

Herr Nobis, ich gehe davon aus, dass Sie die Rest-
redezeit von 1 Minute nutzen wollen? - Dann haben
Sie das Wort.

Jörg Nobis [AfD]:

Herr Präsident, vielen Dank. - Herr Harms, Sie ha-
ben mich vor der Mittagspause einen Rassisten ge-
nannt, weil ich auf einen aktuellen Fall von mut-
maßlichem Asylbetrug hingewiesen habe. Gegen
diese Verunglimpfung Ihrerseits verwahre ich mich
auf das Schärfste und nachdrücklich, insbesondere
bei meinem persönlichen Hintergrund. 

Der von mir angesprochene Fall ist keineswegs ab-
geschlossen, wie Sie es behaupten. Im Gegenteil,
die Polizei hat gerade erst wieder Ermittlungen auf-
genommen. Hören Sie beim nächsten Mal einfach
zu, statt sich so zu erregen. Dann müssen Sie auch
keine Fake News verbreiten. In der Sache bleibt
Asylbetrug nämlich Asylbetrug, und es ist völlig
egal, woher der Betrüger kommt oder welche Haut-
farbe er hat. Das ist mir persönlich nämlich schnup-
pe. Ich möchte, dass Asylbetrug in unserem Land
verhindert wird. - Jo tak. 

(Beifall AfD)

Präsident Klaus Schlie:

Das Wort für den SSW hat der Abgeordnete Lars
Harms. 

Lars Harms [SSW]:

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Wir haben uns ja schon in der ersten Runde
der Fraktionsvorsitzenden über das ausgetauscht,
was im Haushalt steht. Darauf will ich nicht weiter
eingehen. Ich möchte auf eine Rede eingehen und
vielleicht noch drei Punkte nennen, die - so glaube
ich - grundsätzlich eine Relevanz haben und zu de-
nen sich alle Parteien einmal äußern sollten. Einige
haben das schon getan. 

Zu der Rede: Es geht um die Rede des Kollegen
Nobis, die ich gern an einigen Stellen korrigieren
möchte. Sie haben vorhin davon gesprochen, dass
wir nur geringe Rückstellungen für Beamtenpensio-
nen einstellen würden, nämlich nur die berühmten
100 €. Dazu muss man etwas wissen; wir sitzen
auch deshalb hier zusammen, damit wir hier Wissen
austauschen: Man muss wissen, dass diese 100 €
nicht für die gesamten Pensionen gedacht sind, son-
dern als Vorsorge für zukünftige Steigerungen die-
ser Pensionen, und dafür dürfte dieser Betrag auch

ausreichend sein. Wenn man etwas anderes will,
und man kann durchaus etwas anderes wollen, dann
erwarte ich, dass Sie diese - um es freundlich zu
formulieren - mehreren Millionen Euro, es wird ein
Betrag in zwei- und dreistelliger Millionenhöhe
sein, in Ihren Haushaltsanträgen benennen und auch
sagen, wie Sie dies finanzieren wollen. 

(Zuruf Jörg Nobis [AfD])

Ich finde, es ist sehr nachhaltig. Wir haben es ge-
meinsam beschlossen, dass wir die Steigerungen,
die in Zukunft kommen, damit abdecken können.
Wir können damit im Prinzip das machen, was wir
jetzt auch schon finanzieren können. Ich glaube, vor
diesem Hintergrund bedarf es auch gar nicht dieser
Rückstellungen. Wenn man sie aber haben will -
Sie haben gesagt, dass Sie dies wollen, sie haben
dies scharf kritisiert -, dann erwarte ich, dass wir im
Dezember nachlesen können, wie Sie diese vielen
Millionen Euro finanzieren wollen. Das ist der erste
Punkt. 

(Beifall SSW)

Ein weiterer Punkt: Sie haben gesagt, alle Stellen,
die wir in irgendeiner Art und Weise neu geschaffen
haben, seien asylbedingt. Das ist erstens nicht rich-
tig und zweitens nicht aktuell. Meinetwegen ist es
auch nicht überdurchschnittlich. Wir haben inzwi-
schen einen massiven Rückgang an Menschen, die
zu uns gekommen sind, zu verzeichnen. Die Stel-
len, die wir in der Tat damals asylbedingt geschaf-
fen haben, sind besetzt. Wir müssen die Verfahren
ja bearbeiten. Wir können ja nicht einfach sagen:
Die Leute sind hier, und dann kümmern wir uns
nicht mehr um die Leute. Man muss diese Verfah-
ren ja durchführen. Jetzt werden es aber weniger,
und es ist so, dass diese Stellen nun umgewandelt
werden. Beziehungsweise ist es so, dass Stellen
asylbedingt wegfallen und dass neue Stellen ge-
schaffen werden, die für andere Aufgaben zur Ver-
fügung stehen. Hier reden wir dann über Polizisten,
die wir ausbilden, wir reden über Juristen, wir re-
den über Leute, die in den Justizvollzugsanstalten
arbeiten. Wir reden auch über Lehrer. 

(Zuruf Jörg Nobis [AfD])

Ich glaube, wir sollten einmal darüber reden, ob es
sinnvoll ist, mehr Lehrer, mehr innere Sicherheit
durch die Polizei und mehr Rechtssicherheit durch
mehr Juristen zu haben. Ich glaube, abgesehen von
Ihnen werden hier alle einig sein, dass es Sinn
macht, diese Menschen einzustellen.

(Beifall SSW)
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Ein Weiteres: Sie haben auch Kritik an den Stellen
der Justiz in den Asylkammern geäußert. Sie haben
kritisiert, dass auf einmal so viele Asylkammern
geschaffen worden seien. Sie haben aber gleich zu
Beginn gesagt: Die Leute sollen alle raus hier, und
wer kein Asylrecht hat, der soll gehen. Das haben
Sie gesagt, oder ist das nicht Ihre Haltung? Dann
müssten Sie diese korrigieren. Sie haben gesagt, Sie
hätten die Leute von hier gern weg. So habe ich Sie
jedenfalls verstanden.

Vizepräsidentin Aminata Touré:

Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Zwischenfra-
ge?

Lars Harms [SSW]:

Ein Rechtsstaat sollte die Berechtigung prüfen. Die
Menschen haben das Recht, gegen Entscheide Wi-
derspruch einzulegen. Diese müssen von Gerichten
abgearbeitet werden. Wenn Sie die Menschen los-
werden wollten, müssten Sie eigentlich dafür plä-
dieren, viele entsprechende Kammern einzurichten,
und dürften nicht kritisieren, dass wir diese Kam-
mern überhaupt haben.

Ich finde, Rechtssicherheit macht Sinn. Ich finde es
sinnvoll, dass die Leute ein vernünftiges Asylver-
fahren erhalten, das schnell und rechtssicher ist.
Das wird mit diesen Stellen sichergestellt.

Vizepräsidentin Aminata Touré:

Herr Abgeordneter Harms, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Abgeordneten Nobis?

Lars Harms [SSW]:

Sehr gern, ja klar.

Jörg Nobis [AfD]: Vielen Dank, Herr
Harms. - Sie haben mich falsch verstanden.
Sie haben natürlich völlig recht. Wir bemän-
geln nicht, dass Stellen geschaffen worden
sind, um Asylverfahren abzuarbeiten. Das
war ein Beispiel dafür, dass die Landesregie-
rung sehr wohl weiß beziehungsweise wissen
müsste, wie viele Stellen es gibt. Wir hatten
explizit nach den Kosten gefragt. Diese Kos-
ten wurden uns in der Kleinen Anfrage nicht
mitgeteilt. Ich hatte kritisiert, dass die Lan-
desregierung auf unsere Frage nicht korrekt
antwortet.

- Es ist logisch, dass die Asylkammer dazu dient,
im Asylverfahren Rechtssicherheit herzustellen.
Natürlich ist sie nicht für Arbeitsrecht, Sozialrecht

oder Verkehrsrecht zuständig. Diesbezüglich brau-
che ich auch keine Kleine Anfrage an die Landesre-
gierung. Das ist mir selbst auch klar.

(Beifall SSW)

Sie haben aber geäußert, es gebe immer mehr Kam-
mern. Dazu sage ich: Diese Kammer brauchen wir,
damit wir Asylverfahren rechtsgültig abarbeiten
können. Diesen Rechtsweg müssen wir offenhalten.
Das sind wir uns als Rechtsstaat schuldig.

Vizepräsidentin Aminata Touré:

Erlauben Sie eine weitere Zwischenfrage?

Lars Harms [SSW]:

Wenn noch eine vorhanden ist, gern.

Jörg Nobis [AfD]: Ich stimme Ihnen da völ-
lig zu, Herr Harms. Aber wir beide wissen,
dass die Einrichtung dieser Kammer Kosten
verursacht. Ich wollte bei der Landesregie-
rung die Kosten dafür erfragen. Man hat mir
die Kosten nicht genannt beziehungsweise
pauschal geantwortet, es gebe Personalkos-
ten.

Ich hatte dargelegt, dass man aufgrund der
Stellenbeschreibung sehr wohl weiß, wie vie-
le Stellen für welche Kammern geschaffen
wurden. Die Landesregierung weiß es, sagt
dies aber nicht in der Kleinen Anfrage. Das
hatte ich in meiner Rede bemängelt, nicht die
grundsätzliche Sache, dass entsprechende
Stellen geschaffen wurden.

- Dann ist es schön, dass es zu dieser Korrektur ge-
kommen ist. Hier im Haus gab es massenhaft Em-
pörung über die Äußerung, die Sie diesbezüglich
getätigt haben. Ich habe gehört, dass Kollegen sich
gefragt haben, ob die entsprechenden Menschen
kein Verfahren mehr erhalten sollten. Darauf sind
Sie nicht eingegangen. Da lag der Schluss nahe,
dass Sie auch die Schaffung der Kammern infrage
stellten. Wir glauben vielmehr, dass die Menschen
mit einem Urteil rechnen müssen. Anders geht es
nicht in einem Rechtsstaat.

Meine Damen und Herren, ich glaube, hinsichtlich
der ausländischen Mitbürger, die zu uns gekommen
sind, wird manchmal nur darüber diskutiert, was
uns das Ganze kostet. Erstens finde ich, Humanität
darf grundsätzlich etwas kosten. Das ist eine grund-
sätzliche Haltung.

(Beifall SSW, vereinzelt BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, SPD und FDP)
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Es ist mir völlig wurst, wo die Leute herkommen,
die in Not sind. Wenn wir, ein reicher Staat, eine
reiche Gesellschaft, helfen können, dann haben wir
in Gottes Namen auch zu helfen.

(Vereinzelter Beifall)

Zweitens: Wir müssen uns allmählich - Herr Kolle-
ge Petersdotter hat es eben deutlich gesagt - Gedan-
ken darüber machen, dass die Menschen auch etwas
mitbringen, dass die Menschen Fähigkeiten haben,
dass die Menschen zum Beispiel mehrsprachig
sind. Das vergessen wir immer. Sie können uns in
den Unternehmen super gut helfen, wenn sie mit ih-
rer Herkunftsregion weiter in Kontakt stehen. Die
Menschen können richtig etwas leisten. Das sagen
wir auch immer über uns Minderheiten, dass dieje-
nigen, die Dänisch können, auch mit den Dänen
hinter der Grenze reden können. Das nehmen wir so
hin. Ein Syrer kann aber auch ein syrisches Unter-
nehmen kontaktieren; ein Nordafrikaner kann mit
Menschen in nordafrikanischen Staaten kommuni-
zieren. Das geht eben auch. Das ist ein Riesen-
schatz. Den müssen wir heben, meine Damen und
Herren.

(Beifall SSW, CDU, SPD, vereinzelt BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Es geht nicht nur um die Sprachen, sondern auch
um die kulturellen Kenntnisse, die diese Leute mit-
bringen. Wir reden immer nur darüber, die Leute
sollten Deutsch reden, sie sollten die Kultur anneh-
men und weiß der Geier was; das sollen sie auch al-
les. Aber ganz wichtig ist auch: Wir müssen ihnen
auch die Chance geben, ihre eigene Kultur zu be-
halten. Darin müssen wir sie auch bestärken, sodass
sie sich irgendwann sowohl in unserer Kultur bewe-
gen können als auch in ihrer Herkunftskultur. Dann
haben wir als Gesellschaft eine riesige Chance, mit
diesen Menschen etwas auf die Beine zu stellen. So
muss man, glaube ich, an die Sache herangehen.

(Beifall SSW und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Jetzt noch kurz zu drei Punkten, die wir, glaube ich,
grundsätzlich klären müssen. Der erste Punkt ist die
Frage, ob das Programm IMPULS nun gut ist oder
nicht. Es geht darum, ob es richtig ist, die Knete zu-
rückzulegen, um in den nächsten Jahren zu investie-
ren. Ist es gut oder schlecht? Diese Idee stammt aus
Zeiten der Küstenkoalition. Sie war damals gut und
ist heute noch immer gut. Ich kann Ihnen auch sa-
gen, warum. Irgendwann wird es einmal enger. Je-
der sagt, es könne vielleicht auch einmal knapp
werden. Es könne natürlich auch sein, dass die Zin-
sen steigen. Es wird passieren, dass wir für diejeni-

gen, die wir jetzt eingestellt haben, irgendwann
Rente zahlen müssen. Es könnte also irgendwann
einmal knapper werden. Ein guter Haushälter sorgt
vor, sodass er sich dann noch irgendwie bewegen
kann. 

Wenn 1 Milliarde € zur Verfügung steht, die in den
nächsten zehn oder 20 Jahren aufgewandt werden
kann, dann ist das gut. Wir dürfen das auf gar kei-
nen Fall verschenken beziehungsweise zur Schul-
dentilgung nutzen. Das Geld muss investiert wer-
den. Damit schaffen wir im Übrigen auch Arbeits-
plätze, und die viel besprochene Binnenkonjunktur
wird gestärkt. Auch das hilft uns, meine Damen
und Herren.

(Beifall SSW und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Der nächste Punkt, der eng damit zusammenhängt,
ist die Schuldenbremse. Nach den Diskussionen
heute und dem, was ich in der Zeitung gelesen ha-
be, Monika Heinold, bin ich richtig froh, dass wir
die Schuldenbremse damals auf die Beine gestellt
haben, und zwar nicht nur mit einem Gesetz, son-
dern in der Verfassung abgesichert haben. Das si-
chert ab, dass nur eine Zweidrittelmehrheit diese
abschaffen kann.

Ich glaube, es war wirklich eine kluge und weit-
sichtige Entscheidung, als wir gesagt haben, wir
wollten eine Schuldenbremse haben. Das galt ein-
mütig über alle Fraktionen hinweg, von der Opposi-
tion bis hin zu den Regierungsfraktionen. 

(Beifall SSW)

Wir haben gesagt: Das ist uns so wichtig, dass wir
es in der Verfassung absichern, damit es auf gar kei-
nen Fall wieder geändert wird. Die Begründung ist
genau die Gleiche wie eben: Wir brauchen eine
Schuldenbremse, damit wir nicht auf Kosten der
Generation leben, die heutzutage vor der Tür für ih-
re Zukunft demonstriert. Es geht nicht nur um das
Klima, es geht auch um die finanzpolitische Zu-
kunft, die wir den jungen Menschen weiterhin er-
öffnen müssen.

(Beifall SSW, vereinzelt SPD und FDP)

Zum letzten Punkt, dem Klimaschutz: Der Klima-
schutz wird in den nächsten Jahren das absolute
Megathema sein. Ob wir das Thema in fünf Jahren
noch Klimaschutz nennen oder anders, wir kommen
an dem Thema nicht mehr vorbei. Mir ist völlig
wurst, ob er menschengemacht ist oder anderweitig
entstanden ist, er ist da. Er bedroht uns. Er bedroht
vor allem Menschen in anderen Regionen. Auch
hier, meine Damen und Herren, gilt: Wir haben eine
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Verantwortung für diese Menschen und müssen uns
Gedanken machen, wie wir hier wirtschaften. Die
Menschen in Bangladesch, im Kongo oder auf einer
Insel im Pazifik müssen Überlebenschancen haben.
Das ist unsere Verantwortung. Wenn wir uns darü-
ber keine Gedanken machen, kommen sie auch zu
uns. Ich finde, es ist besser, wenn die Menschen in
ihrer Heimat bleiben können.

Wichtig ist, glaube ich, dass wir uns darüber Ge-
danken machen, dass wir den Klimaschutz ausglei-
chen. Wir müssen eine Akzeptanz dafür schaffen.
Es gab vor einiger Zeit - das ist ein bisschen in Ver-
gessenheit geraten - die berühmte Agenda 21. Da-
mals galt, dass Maßnahmen ökologisch, ökono-
misch und sozial abgeglichen werden müssen.
Wenn sich Maßnahmen hinsichtlich dieser Kriterien
im Einklang befinden, handele es sich um eine gute
Maßnahme. Das gilt auch für diesen Fall. Wir müs-
sen gucken, dass wir sozial nachhaltig arbeiten.
Wenn wir das nicht machen, bekommen wir in der
Akzeptanz Riesenprobleme.

Robert Habeck hat behauptet, dass, was die Regie-
rung mache, sei völliger Käse. Es sei völliger
Quatsch, die Pendlerpauschale zu erhöhen. Das sei
ein Anreiz, weitere Wege zur Arbeit zu fahren. Sie
glauben doch nicht allen Ernstes, dass ich, nur weil
ich eine Pendlerpauschale erhalte, von Husum nach
Niebüll ziehe und damit noch einen 20 km längeren
Arbeitsweg in Kauf nehme. Das ist doch Blödsinn.

(Beifall SSW, CDU und FDP)

Wir wissen, dass die Pendlerpauschale hilft. Wir
wissen, dass zum Beispiel auch die Senkung der
Stromsteuer helfen würde. Wir wissen, dass auch
viele andere Maßnahmen abgewogen werden müs-
sen. Ich glaube, daran müssen wir noch arbeiten.
Das ist ein Megathema. Das wird hochgespielt. Das
ist auch in Ordnung, weil es wichtig ist. Aber wir
dürfen nicht vergessen, dass es auch in diesem
Land noch viele Menschen gibt, die sich manches
nicht leisten können. Auch für diese haben wir eine
Verantwortung.

(Beifall SSW und FDP)

Wenn wir die Abgaben erhöhen - das ist völlig
okay, darüber werden wir uns morgen noch fleißig
unterhalten -, müssen wir uns auch darüber Gedan-
ken machen, was das beispielsweise für den
Hartz-IV-Empfänger bedeutet. Der bekommt zwar
seine Wärme bezahlt, aber nicht seinen Strom.
Wenn ich diese Kosten erhöhe, geht das richtig ins
Portemonnaie. Für diese Menschen sind manchmal
schon 10 € zu viel, weil sie es sich nicht leisten
können. Wir dürfen nicht von uns selber oder von

einem durchschnittlich situierten Menschen ausge-
hen, sondern müssen ganz vorsichtig herangehen
und überlegen, wie wir es schaffen, dass Menschen,
die es jetzt schon richtig schwer haben, es nicht
noch schwerer haben werden.

Aus meiner Sicht muss Ziel der Politik sein, dass
Menschen, denen es gut geht, einen größeren Teil
bezahlen. Das ist für mich eine Selbstverständlich-
keit. Aber wir müssen bei unseren Maßnahmen ein
wenig genauer darauf schauen, dass das, was wir
tun, auch nachhaltig ist, und zwar sowohl im ökolo-
gischen wie auch im ökonomischen und im sozialen
Sinne. Dann sind wir auf der richtigen Spur. - Vie-
len Dank.

(Beifall SSW und FDP)

Vizepräsidentin Aminata Touré:

Begrüßen Sie bitte mit mir auf der Tribüne FDP-
Mitglieder aus dem Wahlkreis Segeberg West,
Schülerinnen und Schüler der Beruflichen Schule
Ostholstein, Eutin, und Vertreterinnen und Vertreter
der Minderheiten und Volksgruppen des Landes
Schleswig-Holstein.

(Beifall)

Zu einem Dreiminutenbeitrag hat sich der Frakti-
onsvorsitzende der SPD, Dr. Ralf Stegner, gemel-
det.

Dr. Ralf Stegner [SPD]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Zu den Haushaltsdebatten möchte
ich jetzt nichts mehr sagen, die haben ja zu ver-
schiedenen Themen gezeigt, wo die Unterschiede
und die Gemeinsamkeiten liegen. 

Ich möchte kurz etwas zu einem Vorgang sagen,
von dem ich der Meinung bin, dass sich das Präsidi-
um des Landtages damit beschäftigen sollte, näm-
lich mit der Rede des Fraktionsvorsitzenden der
AfD vor der Mittagspause. Das war weitgehend ein
ekelhaftes Gebräu von rechtsextremistischen Darle-
gungen. 

(Beifall SPD und Katja Rathje-Hoffmann
[CDU])

Es wurden Tiervergleiche angestellt, eine Viertel-
stunde lang wurde Anti-Ausländerpolitik darge-
stellt, es wurde über Hundefutter gesprochen. Das
alles ist dieses Hauses komplett unwürdig. Wir ha-
ben Meinungsfreiheit, aber wir haben auch be-
stimmte Regeln. Wir sind auf eine Verfassung mit
bestimmten Grundwerten vereidigt worden. Die

5222 Schleswig-Holsteinischer Landtag (19. WP) - 68. Sitzung - Mittwoch, 25. September 2019

(Lars Harms)

http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3321&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D590&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D590&format=WEBVOLLLANG


Zwischenrufe, das wird das Protokoll zeigen, waren
in Teilen ja auch ziemlich kräftig. 

Meiner Meinung nach sollte sich das Präsidium die-
se Rede im Protokoll noch einmal anschauen und
sich fragen, ob das mit den Regeln, die wir für Ab-
geordnete haben, vereinbar ist. Ich für meinen Teil
finde das nicht. Vielleicht gibt es ja die Möglich-
keit, das zu rügen, oder jemanden, der so redet, des
Saales zu verweisen. Ich finde nicht, dass sich die
demokratischen Abgeordneten 20 Minuten lang et-
was anhören müssen, was mit unseren Grundwerten
in keiner Weise vereinbar ist. Das will ich ganz
deutlich sagen. 

(Beifall Martin Habersaat [SPD])

Das wollte ich bewusst am Ende der Debatte tun.
Dass es schon einmal eine Entgleisung gibt oder ein
Wort danebengeht, kennen wir häufiger, aber das ist
eine konsequente Radikalisierung. Diese Rede war
durch und durch ausländerfeindlich, extremistisch,
rechtsextrem. So etwas, finde ich, müssen wir uns
hier in diesem Landtag nicht bieten lassen. Das
wollte ich hier deutlich gesagt haben. 

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SSW, vereinzelt CDU und FDP)

Vizepräsidentin Aminata Touré:

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich
schließe die Beratung. 

Es ist beantragt worden, die Gesetzentwürfe,
Drucksachen 19/1600, 19/1601 und 19/1695, dem
Finanzausschuss zu überweisen. Wer so beschlie-
ßen will, den bitte ich um das Handzeichen. - Ge-
genprobe! - Das ist einstimmig so beschlossen.

Es ist außerdem beantragt worden, die Berichte der
Landesregierung, Drucksachen 19/1604 und
19/1705, dem Finanzausschuss zur abschließenden
Beratung zu überweisen. Wer so beschließen will,
den bitte ich um das Handzeichen. - Gegenprobe! -
Das ist einstimmig so beschlossen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 46 auf:

Bericht über den Umweltzustand der Schlei und
die Pläne der Landesregierung zur Verbesserung
der dortigen Wasser- und Umweltqualität

Bericht der Landesregierung
Drucksache 19/1696

Ich eröffne die Aussprache und erteile dem Minis-
ter für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt, Na-

tur und Digitalisierung, Jan Philipp Albrecht, das
Wort.

Jan Philipp Albrecht, Minister für Energiewende,
Landwirtschaft, Umwelt, Natur und Digitalisierung:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen
und Herren! Ich danke dem SSW ausdrücklich für
diesen Berichtsantrag. Er gibt mir die Gelegenheit,
an dieser Stelle auf die Herausforderungen des Ge-
wässerschutzes im Allgemeinen und auf das beson-
ders schützenswerte Stück Küstengewässer, die
Schlei, im Konkreten einzugehen. Erst kürzlich war
ich länger dort und habe mich vor Ort informiert,
und zwar gemeinsam mit gleich 100 Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeitern aus unserem Haus. Wir haben
uns vor Ort ein Bild von der ökologisch, kulturell
und historisch bedeutsamen Gegend rund um
Schleswig im Rahmen eines Betriebsausfluges ge-
macht.

Sie können sicher sein: Wir haben die Schlei fest
im Blick und sind uns der Herausforderungen vor
Ort absolut bewusst. 

(Beifall Burkhard Peters [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])

- Danke. - Leider gibt der ökologische Zustand
nach wie vor Anlass zur Sorge. Folgen wir den Kri-
terien der EU-Wasserrahmenrichtlinie und der EU-
Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie, ist die Schlei in
einem schlechten ökologischen Zustand. Das spie-
gelt die generelle Lage unserer Gewässer und Mee-
re auch global und überall hierzulande wider.

Der heute veröffentlichte IPCC-Bericht unter-
streicht die Herausforderungen mit Blick auf die ra-
dikalen Veränderungen durch den Klimawandel.
Umso wichtiger ist es, dass wir nun zügig vom Re-
den ins Handeln kommen, was den Klimaschutz an-
geht. 

(Beifall Marlies Fritzen [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])

Die Ursachen für die Situation in der Schlei sind
vielfältig. Am Grund liegt Faulschlamm, der durch
die früheren Nährstoffeinträge, insbesondere aus
der Zuckerfabrik und der Kläranlage in Schleswig,
gebildet wurde. Hinzu kommen viel zu hohe Nähr-
stoffeinträge aus der Landwirtschaft. Diese führen
im Frühjahr zur Algenblüte, die eine weitere Ursa-
che für die Bildung von Schlickalgen auf dem
Grund der Schlei sind. Bei einem flachen Gewässer
wie der Schlei mit einer Wassertiefe von gerade
einmal 2,5 bis 3 m werden die Auswirkungen dabei
drastisch spürbar.
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Der vorliegende Bericht gibt auch Anlass zur Hoff-
nung. Zwar zeigen die aktuellen Forschungsarbei-
ten zur Sedimentverteilung deutlich, dass die
Schlicksedimente mit einem hohen organischen
Anteil in weiten Teilen der Schlei zu finden sind,
die Ergebnisse deuten aber auch darauf hin, dass
die Ablagerungsrate seit den 1980er-Jahren in etwa
um die Hälfte zurückgegangen ist. Das, meine Da-
men und Herren, ist ein gutes Zeichen und sollte
uns motivieren, die Bemühungen für saubere Ge-
wässer mit umso größerer Kraft fortzusetzen. 

Die Anstrengungen der Landwirte zur Reduzierung
der Nährstoffeinträge zeigen auch Erfolge - sowohl
bei den rückläufigen Nährstoffkonzentrationen als
auch bei den niedrigeren Sedimentationsraten des
Schlicks. Die Untersuchungen machen deutlich,
dass der Untergrund auch unter natürlichen Bedin-
gungen ohne menschlichen Einfluss weitflächig
von sandig-schlickigen Ablagerungen dominiert
wäre. 

Mit erster Priorität müssen daher weitere Maßnah-
men zur deutlichen Reduzierung der nach wie vor
hohen und langzeitigen Nährstoffeinträge umge-
setzt werden. Für eine Minderung dieser Erträge ist
es notwendig, dass die neue Düngeverordnung des
Bundes in der nachgeschärften Form zügig umge-
setzt wird. Da erwarte ich weiterhin vom Bund, den
zuständigen Ministerinnen Schulze und Klöckner,
dass sie endlich konkrete Vorschläge und Rechts-
texte zur Umsetzung der Vorgaben der EU-Kom-
mission vorlegen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Darüber hinaus ergreifen wir als Landesregierung
eine Reihe von Maßnahmen und haben diese auch
schon auf den Weg gebracht. Unter anderem der
heute debattierte Haushaltsentwurf sieht in den
kommenden Jahren erhebliche Investitionen in die
Revitalisierung der Schlei vor. Einige Beispiele: Im
Einzugsgebiet der Füsinger Au ist für die Landwirte
die kostenlose und auf Gewässerschutz fokussierte
landwirtschaftliche Beratung eingeführt worden.
Diese wird nun entsprechend durchgeführt. Das
Land fördert die Einrichtung von dauerhaften Ge-
wässerrandstreifen entlang der Fließgewässer sowie
die Wiederherstellung von Feuchtgebieten. 

Wir erarbeiten ein hydrologisch-biologisches Mo-
dell, um zu prüfen, ob die natürlichen Abbaupro-
zesse im System ausreichend sind, um den Faul-
schlamm abzubauen. Die immer wieder geforderte
Entfernung des Faulschlamms macht nämlich erst
dann Sinn und kann auch erst dann nur nachhaltig

sein, wenn die Einträge der externen Quellen deut-
lich reduziert worden sind.

Meine Damen und Herren, die Verunreinigung der
Schlei durch Plastikpartikel aus der Kläranlange
Schleswig hat darüber hinaus auch bundespolitisch
hohe Wellen geschlagen. Die Reinigungsarbeiten
sind zwischenzeitlich nahezu abgeschlossen. Die
jetzt noch vorgefundenen Kunststoffreste sind über-
wiegend nicht mehr auf die Einleitungen aus der
Kläranlage zurückzuführen. 

Ich freue mich besonders, dass meine erste, etwa
genau vor einem Jahr eingereichte Bundesratsinitia-
tive gerade von der Bundesregierung umgesetzt
wurde. Mit der von uns hier im Norden initiierten
Änderung der Bundesdüngemittelverordnung wird
ab jetzt die Reduzierung von Fremdstoffen bei der
Verwertung verpackter Lebensmittelabfälle verbes-
sert, so wie es der Stand der Technik auch aktuell
hergibt. Das, meine Damen und Herren, ist ein gro-
ßer Erfolg.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
vereinzelt CDU)

Ich wurde auch gebeten, über die Verunreinigung
des Bodens und des Grundwassers durch die ehe-
malige Teerpappenfabrik im Bereich der Wiking-
Halbinsel in Schleswig zu berichten. Es sind derzeit
zwei Möglichkeiten ersichtlich: erstens die Siche-
rung der kontaminierten Fläche durch eine Spund-
wand für etwa 4 Millionen € und zweitens der Bo-
denaustausch der belasteten Bereiche, Kostenpunkt
etwa 14 Millionen €. 

Die Notwendigkeit einer Sanierung steht dabei au-
ßer Frage. Zwar ist neben dem Kreis und Privaten
auch der Bund Eigentümer betroffener Flächen im
Gewässer, dennoch hat das MELUND der Stadt
Schleswig bereits Möglichkeiten in Aussicht ge-
stellt, gemeinsam tragbare Lösungen zu finden.
Hier erhoffe ich mir, dass wir vor Ort Entscheidun-
gen bekommen, wie eine Lösung angegangen wer-
den kann. 

Insgesamt ist klar: Der Schutz unseres Wassers hat
für die Jamaika-Koalition höchste Priorität. Das gilt
übrigens auch für das Thema Fracking, bei dem wir
aufbauend auf dem, was wir bereits an Maßnahmen
ergriffen haben, alle Möglichkeiten ausschöpfen
werden, damit Fracking in Schleswig-Holstein kei-
ne Rolle spielt.

Das gilt übrigens auch für die Verbringung von CO2

in unsere Böden, die wir 2014 gemeinsam über alle
Parteigrenzen hinweg ausgeschlossen haben. Daran
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werden wir hier im Land auch in Zukunft festhal-
ten.

(Beifall Heiner Rickers [CDU])

Zu der Frage, wie darüber hinaus seitens des Bun-
des im Bereich der Forschung Entwicklungen au-
ßerhalb Schleswig-Holsteins vorangebracht oder
zumindest in Betracht gezogen werden können,
wird der Ministerpräsident morgen in der Aktuellen
Stunde weiter Stellung nehmen.

Meine Damen und Herren, Jamaika steht klar an
der Seite derer, die für sauberes Wasser und eine
hohe Qualität unserer Gewässer eintreten, und wir
handeln auch entsprechend. - Vielen Dank für Ihre
Aufmerksamkeit.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, ver-
einzelt CDU und FDP)

Vizepräsidentin Aminata Touré:

Begrüßen Sie mit mir auf der Tribüne noch einmal -
da eben noch nicht alle anwesend waren - Vertreter-
innen und Vertreter der Minderheiten und Volks-
gruppen des Landes Schleswig-Holstein.

(Beifall)

Das Wort für die Abgeordneten des SSW hat der
Abgeordnete Flemming Meyer.

Flemming Meyer [SSW]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen,
liebe Kollegen! Über 40 km lang ragt die Schlei
von der Ostsee bis nach Schleswig. Viele kennen
die Bilder vom Landarzt mit den Segelschiffen und
den hügeligen Rapsfeldern entlang der Schlei. Sie
ist wirklich eine Perle in der Region, und sie wird
touristisch erfolgreich als Ostseefjord vermarktet.

Aber die Schlei ist weit mehr als nur der Ostsee-
fjord. Die Schlei ist ein wichtiger Teil von Schles-
wig-Holsteins Geschichte, ein wichtiger Teil unse-
rer Grenzgeschichte. Sie ist von kulturhistorischer
Bedeutung für das ganze Land. Denken wir zum
Beispiel nur an den mittelalterlichen Heringszaun
in Kappeln - ein Kulturdenkmal des Landes Schles-
wig-Holstein; Arnis hatte seinerzeit den zweitgröß-
ten Hafen Dänemarks; Haithabu/Hedeby - eine der
wichtigsten Handelsstädte in der Wikingerzeit - hät-
te es ohne die Schlei nie gegeben; das Danewerk
und Haithabu, die gemeinsam zum UNESCO-Welt-
erbe erklärt wurden, dazu die Reste des Schutzwalls
in der Schlei, das sogenannte Schlei-Seesperrwerk,
als sogenannte maritime Komponente des Dane-
werks. Mir ist wichtig, dies eingangs hervorzuhe-

ben, um deutlich zu machen, dass die Schlei mehr
ist als nur ein Meeresarm, der sich von der Ostsee
bis ins Landesinnere erstreckt.

Neben seiner kulturhistorischen Bedeutung ist die
Schlei aber auch aus naturschutzfachlicher Sicht
von großer Bedeutung. Die Schlei ist in weiten Tei-
len als Landschaftsschutzgebiet ausgewiesen. Wir
finden dort Naturschutzgebiete, und sie ist NATU-
RA-2000-Gebiet. Dort sind sowohl FFH-Gebiete
als auch EU-Vogelschutzgebiete ausgewiesen. Das
hebt die naturschutzfachliche Bedeutung dieses Ge-
wässers hervor.

Wie sieht es nun aber wirklich aus mit der Schlei,
wie ist ihr ökologischer Gesamtzustand? - Im Zu-
sammenhang mit der Verunreinigung durch Plastik-
teilchen haben wir uns hier im Haus immer wieder
mit der Schlei befasst. Darüber hinaus wurde aber
kaum über den Gesamtzustand gesprochen. Das
war für uns der Anlass, diesen Berichtsantrag zu
stellen. An dieser Stelle möchte ich den Mitarbei-
terinnen und Mitarbeitern des MELUND für den
vorliegenden Bericht danken. 

Unverhohlen wird in dem Bericht deutlich, dass es
mit dem Umweltzustand der Schlei nicht weit her
ist, im Gegenteil: Die Bewertung nach der EU-Was-
serrahmenrichtlinie ist für die Schlei verheerend
ausgefallen. Die drei Wasserkörper der Schlei - also
innere Schlei, mittlere Schlei und Schleimünde -
befinden sich danach jede für sich betrachtet in ei-
nem schlechten Zustand. Eine Verbesserung ist
nicht in Sicht, im Gegenteil: Die Ursachen für den
schlechten ökologischen Zustand werden in dem
Bericht angesprochen und sind auf zu hohe Nähr-
stoffkonzentrationen im Gewässer zurückzuführen.
Diese sind überwiegend auf zu hohe Nährstoffein-
träge sowohl aus der Vergangenheit wie auch aktu-
ell aus der Landwirtschaft zurückzuführen. 

Diese zu hohen Nährstoffeinträge - das wurde
schon erwähnt: seinerzeit zurückgehend auch auf
die Kläranlage und die Zuckerfabrik in Schleswig -
haben zur Bildung des sogenannten Faulschlamms
geführt. Der zu hohe Nährstoffeintrag führt im
Frühjahr zu einer Algenblüte, wovon ein großer
Teil der Biomasse zu Boden sinkt und den Faul-
schlammkörper weiter anwachsen lässt. Aus dem
Faulschlamm wird Phosphor freigesetzt, das zu ei-
ner weiteren Verschlechterung führt. All das ist be-
kannt.

Wir haben es hier also mit einem Kreislauf zu tun,
der sich von Jahr zu Jahr verschlimmert, und eine
Verbesserung ist so nicht in Sicht. Gleichwohl
macht der Bericht deutlich, welche Erhaltungs- und
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Wiederherstellungsmaßnahmen für die Umsetzung
der EU-Wasserrahmenrichtlinie sowie der EU-Mee-
resstrategie-Rahmenrichtlinie notwendig sind.
Demnach müssen die viel zu hohen landseitigen
Nährstoffeinträge stark reduziert werden. Dafür ist
eine Anpassung und Änderung der landwirtschaftli-
chen Flächennutzung im gesamten Einzugsgebiet
der Schlei notwendig. Erst dann wäre es laut Be-
richt sinnvoll, gewässerinterne Wiederherstellungs-
maßnahmen durchzuführen. 

Diese letztgenannte Einschätzung teile ich in die-
sem Fall nicht. Meines Erachtens muss auf beiden
Seiten, also sowohl auf der Wasserseite wie auf der
Landseite, etwas passieren. Wir können nicht war-
ten, bis sich beispielsweise die neue Düngeverord-
nung auswirkt. Wir brauchen noch ganz andere
Maßnahmen, die über die Düngeverordnung hi-
nausgehen. Ansonsten müssen wir wieder 20 bis
40 Jahre warten, bis sich sichtbar etwas verbessert.
Die Schicht der Faulschlämme wächst - so wie es
jetzt ist - doch einfach weiter. So hat also die Schlei
keine Chance, in einen guten Zustand zu kommen.

Die in dem Bericht genannten Maßnahmen sind
doch nur ein Tropfen auf dem heißen Stein. Es ist
absehbar, dass wir die Kriterien der EU-Wasserrah-
menrichtlinie so wieder reißen werden. Das Ver-
schlechterungsverbot für NATURA-2000-Gebiete
halten wir meines Erachtens auch nicht ein. Es
muss also mehr getan werden - auch von Land.

(Beifall SSW und vereinzelt SPD)

Es wird schon etwas getan, nämlich von den Akteu-
ren vor Ort. Es gibt das integrierte Schleiprogramm
des Kreises Schleswig-Flensburg, das der Landesre-
gierung bekannt ist. Dort wird die Schlei als Teil ei-
ner ökosystemaren Gesamtlandschaft betrachtet.
Ebenso sind die Handlungsfelder angelegt. Aber
das kostet Geld, viel Geld. Das können die Akteure
vor Ort nicht allein wuppen. Aus diesem Grund hat
der SSW schon letztes Jahr im Haushalt eine deutli-
che Erhöhung der Maßnahmen für die Schlei gefor-
dert. Das werden wir wieder fordern - ganz sicher.

(Beifall SSW und vereinzelt SPD)

Ich beantrage, den Bericht der Landesregierung in
den Umwelt- und Agrarausschuss zu überweisen.
Ich möchte jetzt schon sagen, dass ich anregen wer-
de, eine Anhörung dazu durchzuführen. Dort kön-
nen wir dann auch die weiteren Themen - Plastik-
teilchen und Teerpappenwerk - behandeln. Ich glau-
be, wir schulden es dieser Perle, dass wir in dieser
Sache nicht nur kleckern, sondern klotzen. - Jo tak.

(Beifall SSW und vereinzelt SPD)

Vizepräsidentin Aminata Touré:

Minister Albrecht hatte die Redezeit um 2 Minuten
überzogen. Das steht jetzt auch allen Fraktionen zu,
und diese Redezeit stand auch Flemming Meyer zu-
sätzlich zu.

Das Wort für die CDU-Fraktion hat jetzt der Abge-
ordnete Johannes Callsen.

Johannes Callsen [CDU]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Im
vergangenen Jahr war die Schlei bundesweit in den
Schlagzeilen. Die Verunreinigung mit Plastikparti-
keln aus dem Schleswiger Klärwerk sorgte in ganz
Deutschland für Aufmerksamkeit und legte den Fo-
kus auf unsere Region - leider nicht zum Vorteil der
Schleiregion. Ich bin Flemming Meyer dankbar,
dass er noch einmal aufgezählt hat, was die Schlei
als tolle Perle zu bieten hat. 

Jedenfalls wurde damals bei dem Thema auch auf
Bundesebene Handlungsbedarf beim Umgang mit
Speiseresten deutlich, die mit Plastik verunreinigt
sind. Die Landesregierung hat - dafür bin ich ihr
dankbar - daraus schnell die richtigen Schlüsse ge-
zogen. Es wurde die Zugabe von Speiseresten in
Kläranlagen an strenge Bedingungen geknüpft. Auf
Bundesebene waren wir es, die eine Initiative in den
Bundesrat eingebracht haben, die jetzt auch zum
Erfolg geführt hat und mit der sichergestellt wird,
dass nur vollständig entpackte Lebensmittelabfälle
biologisch weiter genutzt werden.

(Vereinzelter Beifall CDU und Beifall Den-
nys Bornhöft [FDP])

Der Plastikmüll ist übrigens dank eines großen eh-
renamtlichen Einsatzes mittlerweile aus der Schlei
entfernt.

Der Bericht der Landesregierung, für den ich dem
Minister und den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern
ausdrücklich danke, macht allerdings das grund-
sätzliche Problem der Schlei noch einmal ausführ-
lich und sehr fundiert deutlich: Der Zustand ist
schlecht. So muss man es sagen; das zeigen alle
Werte. Ein wesentlicher Grund dafür ist der schon
erwähnte Faulschlamm am Grund der Schlei. Die
Ursachen liegen zum größten Teil in der Vergan-
genheit. Ich nenne nur die Einleitungen durch die
Zuckerfabrik oder auch die Schleswiger Kläranlage.
Beides ist inzwischen abgestellt worden. Gleich-
wohl tragen auch aktuelle Nährstoffeinträge aus der
Landwirtschaft zu der hohen Nährstoffkonzentrati-
on in der Schlei bei. Um den Zustand der Schlei
langfristig zu verbessern, ist es also notwendig, die
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Zufuhr von Nährstoffen zu reduzieren, wobei natür-
lich auch die Novellierung der Düngeverordnung
und die landwirtschaftliche Flächennutzung eine
Rolle spielen werden. 

Wir haben schon gehört, dass der Kreis Schleswig-
Flensburg dazu ein integriertes Schleiprogramm mit
allen Akteuren entwickelt. Es ist wichtig, dass auch
das Umweltministerium diesen Prozess begleitet
und mit Fördermitteln unterstützt.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
FDP, SSW und Birte Pauls [SPD])

In dem Zusammenhang ist mir der Hinweis wich-
tig, dass auch die Landwirtschaft in der Region und
der Bauernverband sehr konstruktiv mitwirken und
gemeinsam Lösungen für die Schlei mitentwickeln,
sowohl am Runden Tisch Schlei wie auch in der Al-
lianz für Gewässerschutz und im Projekt für Ge-
wässerrandstreifen. 

Das Interesse an Beratungsangeboten für den Ge-
wässerschutz ist groß. Notwendig - das muss man,
glaube ich, aber auch sagen - ist auch eine Förde-
rung neuer Techniken bei der Gülleausbringung,
um nämlich die Nährstoffeinträge zu reduzieren
und den Landwirten bei der Umstellung zu helfen.

Ein besonderes Problem ist die Situation am Wi-
kingeck in Schleswig. Hier geht es um die Folgen
eines Gaswerks und einer Teerpappenfabrik, die
dort bis in die 50er-Jahre des vergangenen Jahrhun-
derts in Betrieb waren. Als Hinterlassenschaft gibt
es dort heute noch erhebliche Kontaminationen des
Bodens. Verantwortliche von damals sind natürlich
nicht mehr zu greifen. Die Eigentumsverhältnisse
sind komplex. Aber immerhin wurden jetzt im Rah-
men einer Sanierungsuntersuchung durch die Stadt
Schleswig verschiedene Varianten der Sanierung
und die jeweiligen Kosten dafür untersucht. Um es
deutlich zu sagen: Wir reden über einen Betrag von
- ich sage mal - mindestens 14 Millionen € für die
komplette Dekontamination der gesamten Fläche
durch Bodenaustausch. Ich halte es für dringend er-
forderlich, dass hier etwas passiert.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SSW und Birte Pauls [SPD])

Ob angesichts der vielschichtigen Eigentumsver-
hältnisse und der zu beachtenden Verhältnismäßig-
keit bei der Inanspruchnahme von Zustandsstörern
das Ordnungsrecht am Ende der richtige Weg ist, da
habe ich eher meine Zweifel. Ich glaube, diese Auf-
gabe muss gemeinsam von allen Beteiligten vor Ort
in Angriff genommen werden. Stadt, Kreis, Land
und - das wurde angedeutet - wohl auch der Bund

für die Bundeswasserstraße Schlei sollten hier, wie
ich finde, ein gemeinsames Interesse an einer Lö-
sung haben; denn die Notwendigkeit einer Sanie-
rung steht völlig außer Frage, und die Stadt Schles-
wig darf damit nicht alleine gelassen werden. Des-
halb hoffe ich, dass etwa aus EU-Mitteln zügig eine
Förderung dieser Altlastensanierung möglich ist.
Ich bin sicher, dass das Umweltministerium diesen
Prozess weiter konstruktiv begleitet und mit allen
Möglichkeiten hilft, hier schnell zu einer Lösung
für das Wikingeck und damit auch zu einer Verbes-
serung des Zustands der gesamten Schlei zu kom-
men. Denn kloor is: Dor mutt dringend watt doon
warrn. - Herzlichen Dank.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
FDP und SSW)

Vizepräsidentin Aminata Touré:

Das Wort für die SPD-Fraktion hat die Abgeordnete
Birte Pauls.

Birte Pauls [SPD]:

Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren!
Ich bin Flemming Meyer für die einführenden Wor-
te sehr dankbar; denn dadurch kann ich mir das an
dieser Stelle sparen. Du hast ja eindrücklich aufge-
zeigt, welche Perle wir an dieser Stelle haben. Ich
bin an der Schlei aufgewachsen. Ich wohne 50 m
von der Schlei entfernt. Sie ist meine Heimat. Ich
kann das jeden Tag auf wunderbare Weise genie-
ßen. 

Die Schlei ist ein wunderbarer Naturraum, den es
unbedingt zu erhalten gilt. Sie ist eingebettet in eine
wunderschöne Landschaft - dann führe ich das
nicht weiter aus -, die für die Einheimischen wie für
Gäste sehr viel Abwechslung bietet. Das Motto
heißt Langsamkeit und setzt auf Entschleunigung.
An die 7 Millionen Menschen kommen jährlich zur
Erholung an die Schlei. Aus dem Tourismus gene-
riert sich ein jährlicher Bruttoumsatz von circa
282 Millionen €. Über 6.000 Personen beziehen
dort ihr durchschnittliches Einkommen aus dem
Tourismus - mit steigender Tendenz. Hinzu kom-
men etliche Arbeitsplätze, die unmittelbar mit der
Schlei zu tun haben, die Fischerei, Häfen, Werften,
Räuchereien, Gastronomie, Bootservice, Wasserbau
und so weiter. 

Aber schon der letzte grüne Umweltminister Robert
Habeck hat sich wenig für die Schlei interessiert.
Auch bei diesem Bericht stelle ich keine große Mo-
tivation fest. Auch wenn Sie Ihren Betriebsausflug
an die Schlei machen - das finde ich ganz wunder-
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bar -, so glaube ich, hat das mit der fachlichen Be-
urteilung an dieser Stelle relativ wenig zu tun.
Oder, um es mit den Worten meines Landrats
Dr. Wolfgang Buschmann zu sagen, den ich hier
ausdrücklich zitieren darf:

„Dieser Bericht bleibt weit hinter meinen Er-
wartungen zurück.“

(Beifall SPD und SSW)

Was der Bericht uns über den Zustand der Schlei
liefert, ist mehr als alarmierend. Die Schlei befindet
sich hinsichtlich aller zu bewertenden Parameter in
einem ökologisch schlechten Zustand. Als Grund
identifiziert die Landesregierung zu hohe Nährstoff-
einträge durch die Landwirtschaft. Bei den Maß-
nahmen: weitgehend Fehlanzeige. Den Schaden nur
zu kartieren, reicht nicht aus. Es reicht auch nicht
aus, sich auf schmale Gewässerrandstreifen zu ver-
lassen, die das Land - im Gegensatz zum Kreis üb-
rigens - ja aktuell nicht einmal einzurichten schafft.
Es reicht auch nicht aus, sich auf eine novellierte
Düngeverordnung zu verlassen, die, wenn sie
kommt, höchstwahrscheinlich trotzdem keine aus-
reichende Reduktion der Einträge mit sich bringt,
um die Schlei zu retten. Mehrfach haben Experten
aus der Wissenschaft und dem MELUND selbst
aufgezeigt, dass die Düngeverordnung in der aktu-
ellen Form bei weitem nicht ausreicht, um die
Nährstofffracht in die Oberflächengewässer hinrei-
chend zu mindern. 

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Mehrfach haben wir, vor allen Dingen meine Kolle-
ginnen und Kollegen, Sie aufgefordert, alle durch
die Verordnung eröffneten Möglichkeiten zur Ver-
besserung des Gewässerschutzes im Land mit
größtmöglicher Effizienz umzusetzen. Dazu gehö-
ren aus unserer Sicht auch ausreichende Kontrollen.

Der Kreis - Flemming hat das gesagt - hat dem Mi-
nisterium ein integriertes Schleiprogramm vorge-
legt. Das Paket ist bis zum Jahr 2050 angelegt und
wird ungefähr 50 Millionen € kosten. Dass in dem
vorliegenden Bericht behauptet wird, man kenne
den aktuellen Sachstand nicht, ist wirklich hanebü-
chen. Sie lehnen eine Unterstützung des Kreises of-
fenbar schlichtweg ab. Von den Altlasten der alten
Teerpappenfabrik in Schleswig bis zur aktuellen
Problematik in Schleimünde: Viel erwarten kann
unsere Perle Schlei von dieser Landesregierung an-
scheinend nicht. 

Lassen Sie mich noch etwas zu Ihrer Einschätzung
zum Thema Schleimünde sagen. Seit der Überspü-

lung des Strandwalles im Frühjahr bedarf es nur
mäßigen Ostwinds, um das Gebiet immer wieder zu
überspülen, wie es das letzte Mal gerade erst vor-
gestern geschehen ist, und da hatten wir wirklich
nicht viel Wind. Das war gar nichts Besonderes.
Auch wenn es nicht Teil des Berichts ist, bereitet
dieser Zustand zurzeit vor Ort vielen Menschen und
den anliegenden Dörfern große Sorgen. Alle Exper-
ten, haupt- wie ehrenamtlich, die die Schleimünde
seit Jahren im Blick haben, sind sich einig - Luft-
aufnahmen beweisen es -, dass es zu einem Durch-
bruch kommen wird. Es ist nur eine Frage der Zeit.
Es gibt einige Prognosen, die besagen, dass es
schon im nächsten Frühjahr nach heftigen Winters-
türmen so weit sein kann. Was das dann für Maas-
holm, Maasholm-Bad und Olpenitz auf der anderen
Seite - also nicht das neue Olpenitz, sondern Olpe-
nitzdorf - bedeutet, kann man vielleicht erahnen.

Diese Landesregierung bestreitet aber genau, dass
das passieren wird. So ist es ja auch in der letzten
Sitzung im Umweltausschuss vorgetragen worden.
Sie sieht keine Notwendigkeit für vorbeugende
Küstenschutzmaßnahmen. Sie ignorieren einfach
alle Hinweise und lassen damit die Anwohner im
Stich. 

(Zuruf Johannes Callsen [CDU])

- Hannes, ich habe es eben schon gesagt: Auch der
grüne Umweltminister Robert Habeck hatte wenig
Interesse an der Schlei. Ich habe das sehr wohl ge-
sagt. Frag doch einmal Flemming, wie oft wir ver-
sucht haben, da etwas zu regeln. Also, das hat jetzt
wirklich nichts damit zu tun, an welcher Stelle man
gewesen ist.

Noch etwas anderes Groteskes: Im Herbst stattfin-
dende Ausbaggerungen an anderer Stelle der Schlei
werden in der Ostsee verklappt, anstatt sie dort auf-
zuschütten, wo es notwendig wäre, zum Beispiel
auf der erodierenden Möweninsel. 

Aber die Schlei ist eben nicht Sylt. Wir brauchen
endlich einen effizienten Gewässerschutz. Nutzen
Sie die Förderprogramme des Bundes und der EU
stärker als bisher dafür, nutzen Sie ihre Dialogmög-
lichkeiten mit der Landwirtschaft, wie der Kreis es
macht, unter anderem um Flächen für den Schutz
zu gewinnen. Setzen Sie sich für eine Neuausrich-
tung hin zu einer nachhaltigen Landwirtschaft ein.
Machen Sie Ihren Einfluss im Bund und auf EU-
Ebene geltend, damit das Land mehr Fördermittel
für die Lösung der Probleme vor Ort und den Erhalt
unserer wunderschönen Schlei-Region erhält. 

Bei den Daten und Fakten, die der Bericht liefert,
müssen auf allen Ebenen dringend alle erdenkli-
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chen Maßnahmen erfolgen, um den Zustand der
Schlei zu verbessern. Doch unter dem Strich - das
ist Resultat des Lesens des Berichts - muss ich lei-
der feststellen: Diese Landesregierung lässt die
Schlei mit all ihren Problemen offenbar im Stich. -
Vielen Dank.

(Beifall SPD und SSW)

Vizepräsidentin Aminata Touré:

Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat
die Abgeordnete Marlies Fritzen das Wort.

Marlies Fritzen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und
Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich bin
bislang die einzige Rednerin, die nicht an der Schlei
zu Hause ist, sondern, aus dem schönen Münster-
land kommend, in Stockelsdorf wohnt. Aber mir
fallen die gleichen Bilder ein, die gerade schon ge-
nannt wurden: sanfte, hügelige Landschaft, mal
rapsgelb, mal saftig grün, der rote Schleswiger
Dom, die weißen Schleidörfer, die Wolken.

(Zuruf Beate Raudies [SPD])

- Nein, ich bin schon öfter dort gewesen und hatte
dort auch persönliche Erlebnisse, die mich an diese
Region erinnern und binden.

(Zurufe SPD: Aha!)

- Diesen Bericht gibt es später.

(Heiterkeit)

Auf jeden Fall kann ich bestätigen, was gesagt wur-
de. Die Schlei ist eine Perle. Die Ostseefjord-Tou-
rismuszentrale wirbt: Wir sind Welterbe. Ja, sie ist
ein Welterbe und dies durchaus - das ist hier be-
sprochen worden - in doppelter Hinsicht. Wenn
man nämlich unter das Wasser schaut, ist es gar
nicht mehr idyllisch, sondern dann zeigt die Schlei
ihre dunkle Seite. Auch insoweit ist sie Welterbe,
weil sie dieses Erbe über viele Jahre und Jahrzehn-
te, ja sozusagen schon Jahrhunderte, mit sich he-
rumträgt. Von dem Umweltgift, das sich dort befin-
det und das aus vorheriger Nutzung stammt, ist ge-
sprochen worden. Das industrielle Gaswerk und die
Dachpappenfabrik sind genannt worden, deren
Rückstände heute noch krebserregende Stoffe in die
Schlei infiltrieren und auch den Boden am Wiking-
eck vergiften. Die Zuckerfabrik und das Klärwerk
sind genannt worden. Die Zuckerfabrik gibt es nicht
mehr, das Klärwerk ist saniert. Aber all diese
menschlichen Nutzungen haben zu der Problematik
geführt, wie wir sie heute dort haben. Und damit

nicht genug: Diese Problematik hält an. Auch das
ist gerade gesagt worden.

Ich bin dem SSW dafür dankbar, dass er diesen Be-
richt angefordert hat und dieses Thema immer wie-
der auf die Tagesordnung setzt. Natürlich danke ich
auch der Landesregierung für ihre Ausführungen.
Die Schlei ist in gewisser Weise ein Brennglas, un-
ter dem wir alle zusammen anschauen können, wie
wir uns historisch und aktuell an der Umwelt ver-
sündigen und wie wir historisch und aktuell mit un-
seren natürlichen Ressourcen nicht verantwortlich
umgehen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
SSW)

Der aktuelle Bericht zeigt die historische Dimensi-
on, aber er zeigt auch die aktuellen Verschmutzun-
gen, und - ich glaube, das darf man für alle Landes-
regierungen der letzten Zeit sagen - er zeigt, wie
dick das Brett ist, das gebohrt werden muss, um das
Problem zu lösen. 

Die Faulschlammproblematik ist angesprochen
worden. Flemming, ich kenne deine Position. Es
gibt aber eben auch Wissenschaftler, die sagen, wir
müssten anders an das Problem herangehen. Das
zeigt, dass es keine einvernehmliche Begutachtung
der Situation gibt und dass es auch nicht eine einzi-
ge Lösung gibt. Deswegen muss man darüber reden
und streiten, deswegen kann man gern fordern, es
so zu machen. Die Forderung, an das Sediment he-
ranzugehen, kommt zum Teil ja auch aus grünen
Kreisen. Ich bin diesbezüglich sehr offen, aber ich
will sagen: Es gibt nicht die eine Lösung, und es
liegt nicht an einer Landesregierung, die nicht in
die Puschen kommt, sondern dieses Problem gibt es
seit vielen Jahren und Jahrzehnten, und wir müssen
alle zusammen schauen, wie wir es lösen. 

Die Plastikfrage ist Gott sei Dank geklärt. Das ist
relativ schnell gegangen, wobei ich noch einmal sa-
gen muss: Der eigentliche Skandal waren nicht die
Plastikteilchen; der eigentliche Skandal ist, dass wir
so viele Lebensmittel produzieren und verschwen-
den, dass wir sie sogar noch verpackt wieder in die
Umwelt geben, und diesen Skandal kann man nicht
häufig genug benennen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
SSW)

Jetzt aber zum Schleikonzept. Wir haben es uns an-
geschaut. Ich habe große Sympathie dafür, dass ein
Kreis sagt: Wir müssen irgendwie in die Puschen
kommen. Wir haben die verschiedenen Bausteine,
und wir müssen schauen, wie wir mit denen - du
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hast sie Zustandsstörer genannt -, die dieses Prob-
lem aktuell immer noch aufrechterhalten, ins Ge-
spräch kommen. Das ist - da beißt die Maus keinen
Faden ab - vor allem die Landwirtschaft. 75 % der
an der Schlei anliegenden Fläche werden landwirt-
schaftlich genutzt, und das größtenteils durch
Ackerbau. Die großen Nährstoffeinträge, die wir
heute noch zu verzeichnen haben, kommen aus der
Landwirtschaft. Der Bericht sagt es. Die Werte, die
eingetragen werden, sind manchmal sogar doppelt
so hoch, wie sie sein dürften. Deswegen ist es rich-
tig, dass man sich mit allen an einen Tisch setzt und
darüber nachdenkt, wie man dieses Problem löst. -
Der Kollege Callsen möchte Genaueres dazu wis-
sen.

Vizepräsidentin Aminata Touré:

Deshalb frage ich Sie jetzt: Erlauben Sie eine Zwi-
schenfrage?

Marlies Fritzen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Ja, sehr gerne.

Johannes Callsen [CDU]: Das ist nett. Ich
möchte nur, damit es keine Missverständnis-
se gibt, noch einmal darauf hinweisen, dass
sich der Begriff „Zustandsstörer“ auf die
Problematik am Wikingeck, was die Altlas-
ten angeht, bezieht. Das ist ein ordnungs-
rechtlicher Begriff. Er bezieht sich nicht auf
die Tätigkeit der Landwirtschaft und die ak-
tuellen Nährstoffeinträge. - Dies nur zur
Klarstellung.

- Ich kann verstehen, dass Sie das klarstellen wol-
len. Wir müssen uns jetzt nicht an dem formalisier-
ten Begriff aufhängen. Trotzdem stört der zusätzli-
che und immer noch anhaltende Eintrag von Nähr-
stoffen den Zustand der Schlei. Und es ist richtig,
dass man sich mit allen Akteuren an einen Tisch
setzt. Das ist alles gut und schön. Man kann und
muss reden, und man muss Konzepte entwickeln.
Wir als Grüne haben große Sympathie dafür. Ich
habe es schon gesagt. Wir setzen uns dafür ein und
werden das in einem Fachgespräch, zu dem wir ge-
rade die Vorbereitungen treffen, mit dem Kreis und
anderen, auch zusammen mit der Landesregierung,
eruieren und schauen, welche Möglichkeiten vor-
handen sind und welche Möglichkeiten kurz- und
langfristig zu erreichen sind.

Die Summe von 50 Millionen € ist genannt worden.
Damit wird man am Ende nicht auskommen. Diese
Zahl zeigt schon, dass man ein bisschen realisti-
scher und sukzessive schauen muss, wie man diese

Dinge eintütet. Dennoch habe ich großes Interesse,
weiter voranzukommen. Ich kann mir vorstellen,
dass wir gemeinsam eine Art Pilotprojekt zustande
bringen, vielleicht auch und ganz wesentlich mit
der Landwirtschaft zusammen. 

Eines will ich hier auch ganz deutlich sagen: Ich
gehöre zu den Kritikern, die sagen, dass die ver-
sprochenen Gewässerrandstreifen nicht ausreichen.
Hier muss wirklich geliefert werden. Zunächst ist
dies ja freiwillig. Wir haben die Möglichkeit, über
eine Verordnungsermächtigung mit Ordnungsrecht
an die Sache heranzugehen. Aber wenn nicht gelie-
fert wird, dann ist das auch zwingend notwendig.
Das, was bislang gekommen ist, ist aus meiner
Sicht nicht annähernd ausreichend. Das gilt im Üb-
rigen nicht nur für die Schlei.

Ich möchte ein letztes Wort zu dem Problem des
Küstenschutzes sagen. Frau Kollegin Pauls, Sie ha-
ben eine Kleine Anfrage dazu gestellt. Wir haben in
der letzten Sitzung des Umwelt- und Agraraus-
schusses umfänglich darüber gesprochen. Sie konn-
ten leider nicht anwesend sein, weil Sie, soweit ich
weiß, erkrankt waren. Aber Sie werden von Ihren
Kollegen darüber informiert worden sein. Ich
möchte zu Ihrer Vorhaltung, die eine oder andere
Landesregierung habe diesbezüglich nicht ausrei-
chend gehandelt, nur noch sagen: Diese Position
hatte auch schon die Landesregierung, die zwar ei-
nen grünen Minister, aber einen SPD-Ministerpräsi-
denten hatte. Diese fachliche Einschätzung hatte
auch schon die Vorgängerregierung.

Mir hat eingeleuchtet, was dort vorgetragen wurde.
Wir müssen alle miteinander wissen - hier kann ich
immerhin ein bisschen mitreden, weil ich ganz in
der Nähe, wenn auch in einem anderen Landesteil,
wohne -, dass die Ostseeküste anders als die Nord-
seeküste eine Ausgleichsküste ist. Sylt ist natürlich
immer populär, aber die Nord- und die Ostsee zu
vergleichen, heißt wirklich, Äpfel mit Birnen zu
vergleichen. Anders als bei der Nordseeküste müs-
sen wir uns damit arrangieren, dass die Ostseeküste
ihren Küstenschutz ein Stück weit schon selbst or-
ganisiert. Somit müssen wir uns darauf einstellen,
dass sie sich ständig verändert. Auch das gehört
zum Natur- und Umweltschutz dazu.

Kurz und gut - ich bin über der Zeit -: Ich freue
mich über diese Debatte, ich freue mich, dass wir
sie im Umweltausschuss fortsetzen werden.

Vizepräsidentin Aminata Touré:

Frau Kollegin, kommen Sie bitte zum Schluss!
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Marlies Fritzen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Ich lade alle ein, weiter darüber nachzudenken, wie
man vielleicht mit einem groß angelegten Pilotpro-
jekt den Anfang machen könnte, damit dieses
Brennglas demnächst keinen Faulschlamm mehr
zeigt. - Vielen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
SSW)

Vizepräsidentin Aminata Touré:

Das Wort für die FDP-Fraktion hat der Abgeordne-
te Dennys Bornhöft.

Dennys Bornhöft [FDP]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Zunächst möchte ich mich ganz
herzlich beim Minister und beim Ministerium für
den vorgelegten Bericht über unser 54 km2 großes
Grenzküstengewässer zwischen unseren Landestei-
len, über die Schlei, bedanken, die ja bekannterma-
ßen gerade 2018 nicht nur durch ZDF-Sendungen,
sondern gerade leider noch einmal bundesweit eine
traurige Bekanntheit erlangt hat, als wochenlang
gegen Plastikmüll angekämpft wurde, der durch die
Kläranlage in die Schlei gelangt ist.

Die positive Nachricht ist, dass das mittlerweile
nicht mehr der Fall ist. Die Kläranlage wurde nach-
gerüstet, und durch massive Handarbeit - überwie-
gend ehrenamtlich - wurden wochenlang die Ufer
abgesammelt und ein Großteil entfernt. Ein großer
Dank an die Leute vor Ort - das wurde schon von
anderen erwähnt -, die sich da wirklich ordentlich -
ich hätte beinahe gesagt, sich dafür etwas aufgeris-
sen haben - dafür eingesetzt haben, die Schlei ent-
sprechend zu reinigen. Es werden trotzdem auch in
den Folgejahren noch die einen oder anderen Reste
davon angeschwemmt werden. 

Wenn man diesem Plastikskandal in der Schlei zu-
mindest ein Stück weit etwas Gutes abgewinnen
will, dann ist es, dass aus diesem Umweltskandal
eine von Schleswig-Holstein aus gestartete und ein-
stimmig beschlossene Initiative im Bundesrat er-
wachsen ist, die zu diesem Verpackungsschredder-
verbot geführt hat.

(Beifall Annabell Krämer [FDP])

Dass so etwas einstimmig im Bundesrat erfolgt,
passiert wirklich selten. Ich freue mich, dass zumin-
dest das etwas Positives ist, was aus diesem Skan-
dal gefolgt ist, weil die Methoden der Strom- und
Wärmegewinnung nicht nur an der Schlei Verwen-

dung finden, sondern theoretisch bundesweit ein
Problem sein könnten. 

Aber Plastik- und Verpackungsmüll sind nicht das
Einzige, was der Schlei zu schaffen macht. Der
ökologische Zustand ist in Gänze besorgniserre-
gend. Das betrifft alle drei Bereiche, das reicht also
von der Ostsee bis nach Schleswig. Der Grund hier-
für liegt nach wie vor leider in den hohen Nähr-
stoffkonzentrationen, die wir dort im Wasser haben.
Es wurden zwar einige Haupteintragsquellen der
Vergangenheit eliminiert beziehungsweise ausge-
schaltet - die Zuckerfabrik wurde schon erwähnt,
die Kläranlage auch -, aber wir haben noch viel
Faulschlamm am Boden, der insbesondere in den
Sommermonaten Phosphor abgibt und somit zu ei-
ner Eutrophierung, also einer Veralgung des Ge-
wässers, führt und damit auch zu kritischen Sauer-
stoffzuständen im Gewässer.

Was können wir tun, um diesen Zustand der Schlei
zukünftig zu verbessern? - Klar, man muss irgend-
wie dafür Sorge tragen, dass der Nährstoffeintrag
über Land verringert wird. Das klingt jetzt einfach,
ist aber leider in der Praxis nicht so einfach; denn
hierfür müssen die Einträge vor allem aus der Land-
wirtschaft, die über Füsinger Au und Koseler Au in
die Schlei gelangen, drastisch reduziert werden. 

(Beifall FDP, Lasse Petersdotter [BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN] und Lars Harms [SSW])

Wir haben seit 2017 eine novellierte Düngeord-
nung. Das war ein erster Schritt, aber das muss erst
einmal wirken. Wir haben auch weitere Initiativen:
Gewässerschutzberatung für die Landwirtschaft,
Gewässerrandstreifen, das wurde alles schon er-
wähnt. Was wir aber zwingend brauchen, sind tech-
nologische Fortschritte in der Landwirtschaft. An
erster Stelle steht hier ein verbessertes Güllema-
nagement. Das trifft nicht nur auf die landwirt-
schaftliche Nutzfläche rund um die Schlei zu, son-
dern natürlich auch auf den Rest Schleswig-Holst-
eins und Deutschland. Seit dem letzten Monat ist
klar, dass Deutschland einiges tun muss, um einem
EU-Strafverfahren aufgrund zu hoher Nitratwerte
zu entgehen. Auch in Schleswig-Holstein sind die
Nährstoffwerte in Gewässern und Grundwasser in
mehreren Regionen zu hoch. Daher kommen auf
die Landwirtschaft große Herausforderungen zu,
denn hier entsteht sowohl ein wesentlicher Anteil
an klimawirkendem Methan und Distickoxiden als
auch ein Nährstoffüberschuss durch Versickerung
in Gewässern.

Maßnahmen müssen aber da immer partnerschaft-
lich mit den Bauern getroffen werden. Zugleich
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muss die Wirtschaftlichkeit der Betriebe in unserem
Land gesichert bleiben. Mir ist ganz wichtig, das zu
erwähnen. Das geht nur mit und nicht gegen die
Landwirte.

(Vereinzelter Beifall FDP und AfD)

Während einige politisch gerne nach Verboten ru-
fen, sollte unserer Meinung nach hier der Fokus
mehr auf den Einsatz von Technologien und Daten-
management gelegt werden. Nicht umsonst haben
wir den Verantwortungsbereich Digitalisierung im
Umwelt- und Agrarministerium verortet. Die Ja-
maika-Koalition möchte durch Geodaten, Precision
Farming und technischen Fortschritt die Landwirt-
schaft umweltschonender machen, und das ist der
richtige Ansatz.

Es gibt aber noch andere Risiken für die Schlei:
Wenn man es sich hydrologisch-geografisch an-
schaut, stellt man fest, dass der Aufbau dieser Ge-
wässersäule etwas schwierig im Vergleich zu ande-
ren Förden und Buchten ist, die wir an der Ostsee
haben. Es ist ein großer Wasserkörper, der aller-
dings sehr flach und sehr lang gestreckt ist, was da-
zu führt, dass der Wasseraustausch eher gering ist
und sich natürlich Schadstoffe entsprechend stärker
konzentrieren können. Würde man die Schlei kom-
plett sich selbst überlassen, drohte theoretisch auch
Verlandung; sie könnte wieder ein Binnengewässer
werden, was sie in der Geschichte schon einmal
war. 

Es gibt immer noch einige Altlasten aus der Ver-
gangenheit. Das Gelände einer ehemaligen Teer-
pappenfabrik ist stärker belastet, als man gedacht
hat, und muss daher umgehend saniert werden. Es
sind also leider noch einige Baustellen bei der
Schlei vorhanden. Das hat der Bericht gezeigt, wes-
wegen wir sicherlich wiederkehrend in dieser Le-
gislaturperiode über die Schlei werden sprechen
müssen.

Ganz wichtig ist in der ganzen Region natürlich der
Tourismus. Von der Perle Schlei als solcher und da-
von, dass dieses Gewässer eine anständige Qualität
hat, dass es ein naturnaher Erholungsraum ist und
bleibt, hängen viele Gemeinden und viele Men-
schen ab. Wir Menschen sind davon abhängig, dass
es der Schlei gut geht. Deswegen sollte uns das be-
sonders wichtig sein. 

(Beifall FDP, vereinzelt CDU und Beifall
Birte Pauls [SPD])

Wenn ich als fischereipolitischer Sprecher noch ei-
nen oder zwei Sätze dazu sagen darf: Auch für die
beiden Arten Hering und besonders den bedrohten

Aal, der, wie wir alle wissen, durch Wasserkraftan-
lagen in Schleswig-Holstein bedroht wird - dazu
gibt es noch Reden zu Protokoll in dieser Tagung -,
ist die Schlei wirklich wichtig. Es ist ein wesentli-
cher Rückzugs- und Aufwuchsort für den Aal, weil
er hier unbeschadet, ohne Wasserkraftanlagen pas-
sieren zu müssen, zur Laichwanderung gehen kann
und der Hering auch hier zum Laichen herkommt.
Das kann er natürlich nur, wenn die natürlichen Be-
dingungen entsprechend gut sind. Wer ansonsten
mitbekommt, was zum Thema Kabeljau und
Dorsch oder auch Hering momentan von der EU
und dem ICES verkündet wird, weiß, dass wir hier
eine bedrohliche Lage haben. Umso wichtiger ist
es, dass die Brutstätte vom Hering, die Schlei, eine
gute Qualität hat. Deshalb freue ich mich auf die
weitere Beratung und die weitere Debatte zur Ver-
besserung des Zustands der Schlei. - Vielen Dank
für die Aufmerksamkeit.

(Beifall FDP, CDU, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und Jette Waldinger-Thiering
[SSW])

Vizepräsidentin Aminata Touré:

Das Wort für die AfD-Fraktion hat der Fraktions-
vorsitzende Jörg Nobis.

Jörg Nobis [AfD]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen
und Herren! Liebe Gäste! Um es mit den Worten
des Landrates des Kreises Schleswig-Flensburg zu
sagen: Der Bericht der Landesregierung bleibt weit
hinter den Erwartungen zurück. 

Bei aller Wertschätzung für die Schilderung der
Umweltparameter fehlen in Ihrem Bericht, Herr
Albrecht, ganz entscheidende Betrachtungen. Wie-
der einmal vergessen Sie die Landwirte als wesent-
lichen Teil der Umwelt, die die Schlei umgibt. Oh-
ne die landschaftsgestaltende Landwirtschaft ist die
Schönheit der Schlei nicht denkbar. Doch wenn die
Landwirte so wichtig sind, dann muss man sie auch
auf dem Weg zu einer besseren Umwelt mitneh-
men. Wer diesen Bericht liest, gewinnt aber den
Eindruck, dass die Umwelt als selbstgenügsame
Einheit daherkommt, die von der Wirtschaft und der
Bedeutung der Schlei für die Menschen losgelöst
ist. Kein Wort hören wir hier von der Liebe zur Hei-
mat und der besonderen Identifikation der Bürger
mit diesem Stück Land, kein Wort von einem ge-
meinsamen Weg von Landkreisen, Kommunen und
Landwirten, die anstehenden Aufgaben auch ge-
meinsam zu meistern.
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Wer sich den Bericht genau durchliest, wird spätes-
tens dann stutzig, wenn die Landesregierung
schreibt, der aktuelle Stand des integrierten Schlei-
programms sei der Landesregierung nicht bekannt.
Dahinter stecken grundlegende Differenzen zwi-
schen dem Umweltministerium und dem Kreis
Schleswig-Flensburg. Der Kreis hat ein mehrstufi-
ges Konzept erarbeitet, wie die Landwirte durch
freiwillige vertragliche Vereinbarungen die Nähr-
stoffeinträge merklich reduzieren könnten. Auch
der Bauernverband hat seine Unterstützung signal-
isiert. Doch was macht Minister Albrecht? - Anstatt
die Landwirtschaft als Partner ins Boot zu holen,
geht er mit dem Kreis auf Konfrontation und be-
treibt Bauern-Bashing.

Sehen wir uns zwei seiner Argumente an. Erstens.
Anstatt die Auswirkungen der verschärften Bundes-
düngeverordnung von 2017 erst einmal abzuwarten
- was bringt denn das vielleicht für die Schlei? -,
plädiert die Landesregierung jetzt schon für eine er-
neute Verschärfung.

(Marlies Fritzen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ach ne!)

Zweitens. Gewässerinterne Maßnahmen hält Jamai-
ka nicht für nötig. Zunächst sollen nur die Landwir-
te liefern.

Meine Damen und Herren, Punkt eins ist Bauern-
Bashing in Reinkultur, ein Zermürben der wertvol-
len Arbeit einer Zunft, die pro Landwirt heute vier-
zehnmal mehr Menschen ernährt als noch 1950.
Dabei geht es der Schlei nicht so schlecht, wie man
denken mag. Das sogenannte One-out-all-out-Ver-
fahren der Wasserrahmenrichtlinie bewertet Was-
serkörper schon dann als schlecht, sobald nur ein
einziger Parameter den Zielwert verpasst. Für das
Gesamtergebnis ist es dann gleichgültig, dass zum
Beispiel einer der Schleizuflüsse, die Koseler Au,
heute weniger Phosphate einträgt, als der Orientie-
ungswert vorgibt. Und auch die Füsinger Au reißt
den Orientierungswert nur im Dezimalbereich. 

(Zuruf Marlies Fritzen [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])

Positiv ist auch, dass die Ablagerungsmengen von
Schlamm von 4 bis 8 mm pro Jahr auf nunmehr 2
bis 4 mm gesunken sind. Auch dort gibt es eine
deutliche Verbesserung. Die Gesamtmengen an
Faulschlamm sind einigermaßen stabil. Die Ergeb-
nisse zur Biodiversität lesen sich zwar nicht berau-
schend, was aber auch fragwürdigen Beprobungs-
methoden geschuldet sein könnte.

(Marlies Fritzen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist doch eine fragwürdige Rede!
Keine Ahnung! Informieren Sie sich vorher
einmal, bevor Sie reden! Voller Unsinn! Das
gibt es doch nicht!)

Ich fasse zusammen: Die Kritik des Landrats muss
als Fundamentalkritik am Umweltminister verstan-
den werden, einem Minister, der sich mit ideologi-
scher Rhetorik auf Konfrontationskurs zu den
Landwirten begibt, indem er immer neue Vorgaben
und Verbote ausspricht, die die Arbeit unserer
Landwirte erschweren.

Für ein erfolgreiches Schlei-Management sind
Landwirte ebenso als Partner einzubeziehen wie die
Kreise. Um die Schlei ist es durchaus besser be-
stellt, als der Bericht suggeriert. - Danke für Ihre
Aufmerksamkeit.

(Beifall AfD - Sandra Redmann [SPD]: Das
ist gelogen! - Wolfgang Baasch [SPD]: Die
sollen da nicht so viel Dreck reingießen!)

Vizepräsidentin Aminata Touré:

Zu einem weiteren Wortbeitrag hat sich der Abge-
ordnete Heiner Rickers von der CDU-Fraktion ge-
meldet.

Heiner Rickers [CDU]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kolle-
gen! Ich will noch einmal auf die Bioabfallverord-
nung von 2018 aus dem Land Schleswig-Holstein
eingehen, denn ich finde, wir haben uns zu wenig
selbst gelobt. 2018 ist tatsächlich bundesweit er-
reicht worden, dass wir mit unserer Initiative, Plas-
tikmüll muss raus aus Lebensmitteln, Speiseresten,
Verpackung, bevor es in die Biogasanlage geht,
nicht nur bundesweit Aufsehen erregt haben, son-
dern am Ende auch dafür gesorgt haben, dass heute
in Speiseresten kein Plastik mehr vorkommt, weil
es vorher ausgepackt wird. 

Was noch viel besser ist: Wenn das in die Biogasan-
lage geht und nachher wieder als Rest auf die Fel-
der - als Gülle oder Fermente - ausgebracht wird,
kann kein Plastik mehr drin sein, weil vorher nichts
reingebracht wurde, und das gilt für normale Kom-
poste, die aus der braunen oder grünen Tonne ge-
wonnen werden, heute bundesweit. 

Es war eine Initiative aus Schleswig-Holstein. Wir
haben dafür gesorgt, dass, nachdem wir festgestellt
haben, dass in der Schlei übermäßig Plastikpartikel
vorhanden waren, nachher - nach Ursachenfor-
schung - tatsächlich über die Bioabfallverordnung
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im Land Schleswig-Holstein das Ganze ins Rollen
gebracht wurde.

(Beifall CDU und vereinzelt FDP)

Herr Minister Albrecht - das war zum Teil auch
noch Ihr Vorgänger -, deshalb möchte ich mich im
Namen der CDU-Fraktion noch einmal ausdrück-
lich bei der Verwaltung bedanken, die wirklich eine
Lösung für die Unternehmen gefunden hat, die
nach wie vor Speisereste entsorgen, wenn sie anfal-
len, aber heute verpflichtet sind, diese auszupacken,
bevor sie irgendwie wieder in den Kreislauf gehen.
Das kann nur gut sein. Natürlich wollen wir mehr
Speisereste vermeiden, aber es wird ausgepackt und
auch tatsächlich Technik eingesetzt, die das Ganze
machbar erscheinen lässt.

Jetzt sage ich noch etwas zu den Werten in der
Schlei, was Stickstoff und Phosphor angeht. Sie
wissen wahrscheinlich, dass die Trinkwasserverord-
nung 50 mg Stickstoff je Liter als Grenzwert für
Trinkwasser festlegt. Die Empfehlung - das Bewirt-
schaftungsziel für Deutschland in der Wasserrah-
menrichtlinie - liegt bei 2,6 mg. Sie könnten das al-
so gefahrlos als Trinkwasser einsetzen, hätten aber
leicht Werte der Wasserrahmenrichtlinie gerissen,
wenn Sie die Werte für Stickstoff, die jetzt in der
Schlei gemessen wurden, zugrunde legen. 4,2 mg je
Liter Wasser - dort gemessen - aus der Füsinger Au
oder 5,4 mg je Liter Wasser aus der Koseler Au -
als Trinkwasser top, Sie dürften es also trinken,
aber die Werte der Wasserrahmenrichtlinie werden
gerissen.

Insofern sehe ich das nicht ganz so pessimistisch
wie Sie, Frau Fritzen, und hoffe, dass die Landwirt-
schaft auf einem guten Weg ist, das noch zu verbes-
sern. - Herzlichen Dank.

(Beifall CDU)

Vizepräsidentin Aminata Touré:

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich
schließe die Beratung. Es ist beantragt worden, den
Bericht der Landesregierung, Drucksache 19/1696,
dem Umwelt- und Agrarausschuss zur abschließen-
den Beratung zu überweisen. Wer so beschließen
will, den bitte ich um das Handzeichen. - Gegen-
probe! - Das ist einstimmig so beschlossen.

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 11 und 42 auf:

Gemeinsame Beratung

a) Erste Lesung des Entwurfs eines Gesetzes
über die Errichtung der „Stiftung für die

Friesische Volksgruppe im Lande Schleswig-
Holstein“ (Friesenstiftung) und zur Ände-
rung des Gesetzes zur Ausführung des Ersten
Staatsvertrags zum Glücksspielwesen in
Deutschland

Gesetzentwurf der Landesregierung
Drucksache 19/1682

b) Umsetzung der Europäischen Charta der Re-
gional- oder Minderheitensprachen in Schles-
wig-Holstein - Sprachenchartabericht 2019

Bericht der Landesregierung
Drucksache 19/1683

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das
ist nicht der Fall. Ich eröffne die Grundsatzberatung
und erteile dem Ministerpräsidenten Daniel Gün-
ther das Wort.

Daniel Günther, Ministerpräsident:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Ich hatte vor zwei Wochen die freudige Gelegenheit
und Aufgabe, die dänische Königin Margrethe II.
zu begleiten, die in Vorbereitung auf 100 Jahre
Grenzabstimmung das Grenzland besucht hat. Zu
erleben, mit welcher Begeisterung das Miteinander
von Deutschen, Dänen und Friesen gelebt wird, war
für alle, die bei diesem Besuch dabei waren, ein
großartiges Erlebnis.

Wir begrüßen die kulturelle Vielfalt, die wir in
Schleswig-Holstein haben. Unser Augenmerk liegt
auf den Minderheiten- und Regionalsprachen Dä-
nisch, Friesisch, Romanes und Niederdeutsch. Sie
gehören für uns zur Identität in Schleswig-Holstein.
Dass es hier eine breite Mehrheit gibt, die das ge-
nauso sieht, ist eine starke Botschaft an die Vertre-
terinnen und Vertreter der Sprechergruppen, die
heute mit dabei sind und die ich ganz herzlich be-
grüße.

(Beifall)

Wir wollen sprachliche Vielfalt weiter fördern, wir
nehmen die Verpflichtungen, die uns die Sprachen-
charta aufgibt, in Schleswig-Holstein sehr ernst.
Wir werden den Handlungsplan fortschreiben. Un-
ser Dreiklang in diesem Bereich heißt: Bildung,
Medien und Mehrwert. Wir haben weitere Projekte,
die im Moment in der engeren Abstimmung zwi-
schen den Ressorts sind. 

Ich will mich an dieser Stelle bei dem bedanken,
der das alles koordiniert und begleitet, das ist unser
Minderheitenbeauftragter Johannes Callsen. - Lie-
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ber Johannes, ganz herzlichen Dank für deinen Bei-
trag und dafür, dass das durch dich so gut koordi-
niert wird. Vielen Dank!

(Beifall)

Daneben wollen wir weitere Akzente in den Berei-
chen setzen. Wir haben viele Projekte vor uns, die
die pädagogische Arbeit bei den Regional- und
Minderheitensprachen weiter voranbringen sollen.
Wir kommen der Bitte des Hauses nach - Sie haben
uns als Landesregierung beauftragt -, dass wir als
Landesregierung weitere Verpflichtungen, die uns
die Sprachencharta auferlegt, an die Bundesregie-
rung melden. Es ist wichtig, dass wir in diesen Be-
reichen weiter vorankommen und damit deutlich
machen, dass die Minderheiten bei uns ihren festen
Platz haben. Es ist ein großartiges Geschenk für un-
ser Land, dass es darüber einen breiten demokrati-
schen Konsens gibt.

(Beifall)

Parallel zum Bericht legen wir einen Gesetzentwurf
vor, um eine neue Stiftung für die friesische Volks-
gruppe aufzumachen. Das ist das klarste Bekennt-
nis, das wir geben können, nicht nur zum Schutz,
sondern zur dauerhaften Unterstützung. 

Ich will mich in allererster Linie bei denjenigen be-
danken, die über Jahre daran gearbeitet haben, in
unterschiedlichen Gremien. Dass der Gesetzentwurf
jetzt vorliegt, dass wir nach der parlamentarischen
Beratung hoffentlich bald Vollzug melden können,
ist ein wichtiges Signal ins Land. Ganz herzlichen
Dank all denjenigen, die in den letzten Jahren daran
mitgewirkt haben!

(Beifall)

Worum geht es hierbei? - Die Förderung von Kunst,
Kultur, friesischer Sprache, Brauchtum und For-
schung wird geregelt. Gut ist, dass es dabei weniger
Bürokratie gibt. Jedem ist klar, dass das der erste
Schritt ist. Manchmal geht es nicht nur um Geld,
das dabei herauskommt, sondern am Ende auch da-
rum, dass die Strukturen sehr viel einfacher werden,
dass wir eine neue Geschäftsstelle haben, bei der
man Anträge direkt einreichen kann. Das ist ein
sehr wichtiges Signal.

Mit den Mitteln, die wir aus den letzten Jahren mit-
genommen haben - angefangen mit 1 Million DM
aus dem Verkauf der Provinzial -, kommen wir ins-
gesamt auf über 1,5 Millionen € Stiftungsvermö-
gen. Wir haben etwa 1,2 Millionen € jedes Jahr als
Budget zur Verfügung - 300.000 € gehen in die
Stiftung, 900.000 € Bundesmittel - Landesmittel für

Projekte. Damit bekommen wir die Sicherstellung
der wertvollen Arbeit in diesem Bereich hin.

Wir müssen - auch das sagt der Tagesordnungs-
punkt - bei der Umsetzung des Glücksspielstaats-
vertrags gesetzliche Grundlagen schaffen, um hier
die Mittel bereitzustellen. All das werden wir hof-
fentlich in breitem Konsens hinbekommen.

Ganz herzlichen Dank, dass der Gesetzentwurf so
vorbereitet werden konnte.

Der breite Konsens über die Minderheitenpolitik
kann damit ein gutes Stück weiter vorankommen.
Ich freue mich darauf, gerade im Parlament weiter
darüber zu beraten, um so am Ende hoffentlich et-
was Gutes für unser Land auf den Weg zu bringen. -
Ganz herzlichen Dank dafür. 

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
FDP, SSW und vereinzelt SPD)

Vizepräsidentin Aminata Touré:

Das Wort für die CDU-Fraktion hat der Herr Abge-
ordnete Peter Lehnert. 

Peter Lehnert [CDU]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Die Landesregierung legt auch in der laufenden Le-
gislaturperiode großes Gewicht auf die Umsetzung
ihrer Verpflichtungen aus der Sprachencharta. Im
vorliegenden Bericht werden die Breite der Initiati-
ven und Projekte aus den verschiedenen Fachminis-
terien und die vielfältigen Kooperationen mit Part-
nern aus der Zivilgesellschaft und den Spreche-
rgruppen ausdrücklich dargestellt. Die Fortschrei-
bung steht nun unter dem Dreiklang Bildung - Me-
dien - Mehrwert. 

Geblieben ist die gemeinsame Idee, den Schutz und
die Förderung der sprachlichen Vielfalt und Mehr-
sprachigkeit in Schleswig-Holstein als wichtigen
Teil der Identität dieses Landes stärker sichtbar zu
machen. So wurde mit intensiver Begleitung durch
den Minderheitenbeauftragten die Fortschreibung
des Handlungsplans Sprachenpolitik für die
19. Wahlperiode begonnen. Die Vorlage des Hand-
lungsplans Sprachenpolitik ist für Anfang 2020 ge-
plant. 

Der Minderheitenbeauftragte hat darüber hinaus in
der Ausübung seines Amtes wichtige eigene Ak-
zente in der Minderheiten- und Sprachenpolitik ge-
setzt. Ein weiterer Punkt im Zusammenhang mit
der Sprachencharta in diesem Bericht ist die zu-
künftige Implementierung von Chartaverpflichtun-
gen in Schleswig-Holstein. Nach umfangreichen
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Beratungen im Europaausschuss und im Innen- und
Rechtsausschuss hat der Schleswig-Holsteinische
Landtag in seiner Juni-Tagung den Beschluss ge-
fasst, die Landesregierung aufzufordern, bei der
Bundesregierung die Zeichnung weiterer Verpflich-
tungen zu melden. 

All dies unterstreicht, dass Schleswig-Holstein auch
im aktuellen Berichtszeitraum auf dem Weg der
Umsetzung seiner Verpflichtungen aus der Spra-
chencharta weiter vorangekommen ist und sich be-
müht, eine der Charta angemessene Sprachenpolitik
politisch zu gestalten. Schon im ersten Sprachen-
chartabericht hat das Land die Auffassung vertre-
ten, dass der Wert der Charta vor allem im gemein-
samen Willen aller Beteiligten liegt, die geschützten
Sprachen für die zukünftigen Generationen zu be-
wahren. Dies gilt nach wie vor. In Schleswig-Hol-
stein prägt ein konsensorientierter Ansatz zwischen
Parlament, Landesregierung und kommunaler Ebe-
ne die Minderheitenpolitik ebenso wie die Spra-
chenpolitik für die geschützten Chartasprachen. 

Ein echter Meilenstein in der Minderheitenpolitik
des Landes ist die Errichtung einer Friesenstiftung.
Die Landesregierung und die friesische Volksgrup-
pe sind sich darin einig, die Förderstruktur neu zu
ordnen und hierfür eine Friesenstiftung einzurich-
ten. Die damit verbundenen Ziele sind eine verläss-
liche Förderung sowie eine Optimierung des beste-
henden Förderverfahrens zwischen Land, Bund und
Minderheit. Die ersten Überlegungen im Hinblick
auf die Einrichtung einer Stiftung für das friesische
Volk in Schleswig-Holstein reichen bis in das Jahr
1995 zurück. Die Idee, die hinter der Gründung ei-
ner Stiftung steht, ist der Ewigkeitscharakter, den
eine solche Gründung beinhaltet. Damit ist das Be-
kenntnis des Landes zum Schutz seiner friesischen
Volksgruppe verbunden. Die Landesregierung plant
die Einrichtung einer Zuwendungsstiftung als Stif-
tung öffentlichen Rechts. Die Förderung der friesi-
schen Volksgruppe bleibt dabei in ihren Grundzü-
gen erhalten. Bund und Land werden auch weiter-
hin gemeinsam für die Förderung aufkommen. 

In der Begründung des Gesetzentwurfs heißt es:

„Zweck der Stiftung ist die Förderung von
Kunst und Kultur, die Pflege der Sprache, die
Förderung von Volksbildung und Forschung,
die Förderung der Heimatpflege und Heimat-
kunde, die Förderung des traditionellen
Brauchtums jeweils in Bezug auf die friesi-
sche Volksgruppe in Schleswig-Holstein. Da-
rüber hinaus ist die Förderung der interfriesi-
schen Zusammenarbeit ausdrücklicher Stif-
tungszweck. … Zu den entscheidenden Eck-

punkten der Friesenstiftung zählt die Beirats-
funktion des Friesengremiums des Landtages
innerhalb der Stiftung. Die Stiftung wird zu-
dem generell ermächtigt werden, Ziel- und
Leistungsvereinbarungen abzuschließen.
Konkret wird dabei Bezug genommen auf die
Vereinbarung mit dem Verein Nordfriesi-
sches Institut e.V. als bindende Verpflichtung
der Stiftung. Hierdurch wird die zentrale wis-
senschaftliche Einrichtung der friesischen
Volksgruppe in ihrer Selbstständigkeit ge-
stärkt und damit auch einem Anliegen der
friesischen Volksgruppe entsprochen.“

Damit senden wir heute ein wichtiges Signal für ei-
ne überparteiliche und fortschrittliche Minderhei-
tenpolitik. An dieser Stelle möchte ich mich aus-
drücklich bei unseren Freunden vom SSW für die
Initiativen und die konstruktive Zusammenarbeit
bedanken, die in dieser Frage immer sehr engagiert
gewesen sind. 

(Beifall Lars Harms [SSW])

Ich glaube, dass es ein ganz bedeutendes Merkmal
unserer gemeinsamen Arbeit hier im Landtag ist
und auch für alle Volksgruppen im Land gilt, dass
wir diese überparteiliche Einigung in der Minder-
heitenpolitik auch an dieser Stelle gemeinsam de-
monstrieren. - Vielen Dank für Ihre Aufmerksam-
keit. 

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
FDP, SSW und vereinzelt SPD)

Vizepräsidentin Aminata Touré:

Bitte begrüßen Sie mit mir auf der Tribüne Besu-
cher des 2. Polizeireviers Lübeck! 

(Beifall)

Das Wort für die SPD-Fraktion hat die Abgeordnete
Birte Pauls.

Birte Pauls [SPD]:

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und
Herren der jeweiligen Sprachgruppe! Herzlich will-
kommen bei uns im Schleswig-Holsteinischen
Landtag!

Seit 1995 gibt es bereits Pläne zur Gründung einer
Friesenstiftung. In den Jahren 2014 bis 2016 wur-
den sie haushalterisch von der Küstenkoalition und
Ministerpräsident Albig konkretisiert. Die SPD
freut sich, dass die jetzige Landesregierung sich in
der Lage sieht, diesen Weg konsequent fortzufüh-
ren.
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„Zweck der Stiftung ist die Förderung von
Kunst und Kultur, die Pflege der Sprache, die
Förderung von Volksbildung und Forschung,
die Förderung der Heimatpflege und Heimat-
kunde, die Förderung des traditionellen
Brauchtums jeweils in Bezug auf die friesi-
sche Volksgruppe in Schleswig-Holstein. Da-
rüber hinaus ist die Förderung der interfriesi-
schen Zusammenarbeit ausdrücklicher Stif-
tungszweck.“

- So heißt es im Gesetzentwurf, und so ist es wun-
derbar. All das wird mit großer Leidenschaft vom
interfriesischen Rat mit all seinen Vereinen und
Vertretern tagtäglich bereits gelebt. 

Ich freue mich, dass diese langjährige Idee jetzt
umgesetzt wird, und gratuliere der friesischen
Volksgruppe zu einem Stück mehr Sicherheit. 

(Beifall SPD und Lars Harms [SSW])

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wenn wir
den Sprachenchartabericht lesen, fällt erneut auf, in
was für einem vielfältigen und dadurch reichen
Land wir leben. Wir sind das einzige Bundesland,
das vier Regional- und Minderheitensprachen be-
heimatet: Niederdeutsch, Dänisch, Friesisch und
Romanes. Dieser kulturelle und sprachliche Reich-
tum macht uns vielfältig und einzigartig. Darauf
sind wir mächtig stolz. Es ist aber auch dauerhafte
und wiederkehrende Verpflichtung, denn Sprachen
kann man nicht ins Museum stellen, um sie zu er-
halten. Sprachen muss man sprechen und hören, da-
mit sie erhalten werden. Sie archivieren unsere Ge-
schichte. Besonders die Regional- und Minderhei-
tensprachen haben Geschichten zu erzählen, die die
Mehrheitsbevölkerung und die Minderheiten ver-
binden. 

Genau das ist auch das Ziel der Europäischen Spra-
chencharta, die 1998 von Deutschland ratifiziert
wurde und seit dem 1. Januar 1999 in Deutschland
in Kraft ist - eine kluge Entscheidung, wie ich fin-
de. Für die Umsetzung der Charta bedarf es klarer
Handlungsziele. In der Küstenkoalition haben wir
im Handlungsplan Sprache, den die ehemalige Min-
derheitenbeauftrage Renate Schnack federführend
entwickelt hatte, diese Ziele klar definiert und einen
Meilenstein gesetzt. Wir freuen uns, dass die Lan-
desregierung diese Pläne weiterverfolgt, auch wenn
ich nicht erkennen kann, dass diese Landesregie-
rung hier großartig eigene Akzente setzt. Trotzdem
sind wir uns in der Sache alle einig, und das finde
ich schön. 

Ich möchte die 195 Seiten des Berichtes jetzt nicht
einzeln bewerten. Der Bericht erkennt aber auch
Mängel. So heißt es im Bericht: 

„Die größten Probleme bereitet weiterhin die
Umsetzung der Verpflichtungen aus den Be-
reichen Bildung und Medien.“

Diesbezüglich hat der Europaausschuss gerade sehr
viel Interessantes gelernt. Ich möchte Sie kurz auf
einen Ausflug nach Südtirol mitnehmen, wohin der
Europaausschuss vom 2. bis 6. September 2019 ei-
ne Informationsreise unternommen hat. Dort haben
wir gelernt, dass es auch anders gehen kann. Alle
zehn Jahre gibt es dort eine Volkszählung, anhand
derer erkennbar wird, wie viele Menschen welcher
der drei Sprachgruppen Deutsch, Italienisch oder
Ladinisch angehören. Je nach Proporz werden öf-
fentliche Arbeitsplätz zum Beispiel in Verwaltung
und Gesundheitsversorgung vergeben. Im öffentli-
chen Fernsehen und Radio gibt es für jede der drei
Sprachgruppen eine gleichberechtigte Abteilung. 

Der ladinischen Volksgruppe gehören nur circa
15.000 Menschen an, und trotzdem haben sie zur
besten Sendezeit, nämlich um 19:55 Uhr, kurz vor
den deutschsprachigen Nachrichten, ihre Nachrich-
ten aus dem Hauptwohngebiet in den Dolomiten
auf Ladinisch.

Selbstverständlich sind Straßenschilder bis hin zu
den Menükarten in diesem Gebiet dreisprachig, und
davon können wir lernen.

Die Ladiner haben eine App entwickelt. Das fanden
wir ganz besonders spannend, denn auch sie behei-
maten verschiedene Dialekte, je nachdem, in wel-
chem Tal man wohnt. Wörter werden in der App
übersetzt und im Lautton angegeben, sodass man
diese lesen, aber auch hören kann. Für die Friesen
ist dies mit ihren vielen Dialekten sicherlich nach-
ahmenswert.

Es waren tolle Eindrücke, die wir auf dieser Reise
sammeln konnten, und ich danke der Landtagsver-
waltung ganz herzlich für die Vorbereitung. Ich
danke auch dem Ausschussvorsitzenden Wolfgang
Baasch für die Vorbereitung sowie Jan Diedrichsen
für die sehr kompetente Begleitung. Ebenfalls be-
danke ich mich bei allen Kolleginnen und Kollegen,
die mit dabei waren, für die sehr interessante Reise
und die nette Begleitung. - Vielen Dank.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
FDP und vereinzelt CDU)
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Vizepräsidentin Aminata Touré:

Das Wort für BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat die
Abgeordnete Dr. Marret Bohn.

Dr. Marret Bohn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Sehr geehrter Herr Ministerpräsi-
dent, vielen Dank für Ihren Bericht. Ich finde es
gut, dass wir regelmäßig etwas über unsere Minder-
heitensprachen hören. Deswegen werden Sie auch
gleich von mir etwas zu hören bekommen:

Föl toonk, det wurt tidj det wi hear muur üüb fering
snaaki det wi ei alianing auer enölher snaaki, son-
dern uk mä enölher snaaki.

En det, wat dü jüst saad heest, leew Birte, det
klangt gud en det her Lars bestimt al apskrewin en
wan wi det hear uk haa wel, do wal ik mi diarför
iinsaat det wi det widjer kem.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP
und vereinzelt CDU)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir haben gerade
eben gehört, dass wir uns alle sehr darüber freuen,
dass wir die Minderheitensprachen hier in Schles-
wig-Holstein haben. So viel Einigkeit herrscht sel-
ten im Parlament, aber so viel Einigkeit ist auch
wichtig, weil es für die Minderheiten in Schleswig-
Holstein ganz existenziell ist - unabhängig davon,
wer regiert -, mit im Film zu sein und weiter bei
Kunst und Kultur gefördert zu werden.

Ich sage Ihnen: Wenn Sie als Jugendliche von ande-
ren Jugendlichen zu hören bekommen: „Ach, so
wie ihr redet, das stirbt sowieso bald aus, das hat
sowieso keine Chance“, dann ist das auch eine Art
von Diskriminierung, mit der wir aufgewachsen
sind. Aber vergessen Sie nicht: Wir sind hartnäckig,
wir bleiben. Wir sprechen weiterhin in unserer Mut-
tersprache.

Deswegen kann ich nur sagen: Ich freue mich heute
sehr, dass wir mit dem vorliegenden Bericht gese-
hen haben, was alles schon Gutes auf den Weg ge-
bracht worden ist. Aber ich glaube, wir sind uns
auch einig, dass es für alle Minderheitensprachen in
Zukunft noch viele weitere Schritte geben muss.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SSW,
vereinzelt CDU und Beifall Birgit Herdejür-
gen [SPD])

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Sprache ist nicht
nur irgendetwas, sondern Sprache ist auch identi-
tätsstiftend. Sprache gehört zur Kultur, und Sprache
verändert die Art und Weise, wie wir denken. Wenn

Sie zweisprachig aufwachsen, dann wissen Sie von
klein auf, dass es eine andere Klangfarbe gibt, dass
andere Menschen anders reden, dass es aber für alle
Beteiligten ein Ausdruck von Vielfalt ist, der sie
prägt und - wie ich finde - ihnen guttut, oder, wie es
bei uns auf Friesisch heißt, ihr kennt das ja:

„Rüm hart, klaar kimming!“

Ein weites Herz, einen klaren Horizont. - Ich glau-
be, das können wir alle gebrauchen hier im Parla-
ment, nicht nur wenn wir uns über Minderheiten-
sprachen austauschen, sondern wenn wir insgesamt
Debatten führen. Also, bitte alle merken:

„Rüm hart, klaar kimming!“

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SSW
und FDP)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir haben uns -
und ich persönlich wohl am allermeisten - bei einer
weiteren Initiative sehr darüber gefreut, dass wir
uns vorgenommen haben, den Schutz der Minder-
heiten auch in das Grundgesetz hineinzuverhandeln.
Ich bin unserem Ministerpräsidenten sehr dankbar
dafür, dass er sehr dafür gekämpft hat. Ich bin sehr
optimistisch, und ich hoffe, wir werden Mehrheiten
finden, denn das wäre auch für die Bundesländer,
die dabei sind, zum Beispiel mit den Sorben zu ver-
handeln, ein gutes Signal, nämlich dass wir eine gu-
te Lösung finden und dass sich die Minderheiten im
Grundgesetz wiederfinden können.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SSW
und vereinzelt SPD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, vielen Dank für
Ihre Aufmerksamkeit, oder - wie wir sagen:

Föl toonk wi san al en masse straaler widjer kimen.
Ik hööbe det wi nü noch föl muar straaler mä enöl-
her mai kön.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP,
SSW, vereinzelt CDU und SPD)

Vizepräsidentin Aminata Touré:

Das Wort für die FDP hat der Abgeordnete Richert.

Kay Richert [FDP]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kolle-
ginnen und Kollegen! Heimat ist etwas sehr Wichti-
ges für jeden von uns. Vielleicht verstehen wir alle
etwas Unterschiedliches darunter, aber Heimat ist
für uns alle sehr wichtig. Ich glaube, das sehen wir
hier alle so.
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Heimat ist Liebe, Geborgenheit, Vertrautheit, Tradi-
tion und Erinnerung, aber Heimat ist auch Brauch-
tum und Sprache. Das ist besonders bei uns im
nördlichen Grenzland so. Damit das so bleibt, damit
uns die Heimat erhalten bleibt, schützen und unter-
stützen wir in Schleswig-Holstein die Minderheiten
dabei, ihre Sprache, ihre Gebräuche und ihre Tradi-
tionen zu pflegen, zu erhalten und weiterzugeben.

Das gilt für die Minderheit der Dänen, für die Min-
derheit der deutschen Sinti und Roma und für die
Minderheit der Friesen. Alle diese Minderheiten -
und natürlich auch die deutsche Minderheit in Süd-
Dänemark, in Nordschleswig - sind uns lieb und
teuer. Diese Minderheiten organisieren ihre Arbeit
selbst, und wir unterstützen sie dabei - sowohl ide-
ell als auch finanziell.

Die Finanzierung der Minderheit der Friesen wird
geregelt über eine Stiftung. Besser gesagt: Sie soll
über eine Stiftung geregelt werden, denn darüber
wird seit 1995 geredet. Gegründet ist die Stiftung
bislang noch nicht. Dabei ist die Idee einer Stiftung
sehr charmant. Durch die Verselbstständigung wird
die Finanzierung dauerhaft gesichert, unabhängig
von der aktuellen Kassen- oder Haushaltslage des
Landes.

Nun könnte ich natürlich sagen: Die Gründung der
Stiftung ist über die Jahre hinweg immer wieder
vertrödelt worden. Es ist gut, dass dieses Feld unter
der Jamaika-Koalition endlich aufgeräumt wird.

(Zuruf Beate Raudies [SPD])

- Moment, ich bin noch nicht fertig. Da wir aber
heute über einen freudigen Anlass sprechen, werde
ich das natürlich nicht sagen. Stattdessen sage ich:
Schön, dass wir nun so viel Stiftungskapital -
1,5 Millionen € - beisammen haben, sodass die Stif-
tung der Friesen endlich gebildet werden kann.

(Beifall FDP und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Die Details hat die Landesregierung in enger Ab-
stimmung mit der friesischen Volksgruppe geregelt.
Das war nicht nur freundlich, das war auch sehr
weise, schließlich zeigt uns die Geschichte, dass die
Friesen gern einmal Widerstand leisten, wenn ihnen
etwas nicht passt; ob es im ersten Jahrhundert nach
Christus - da wurde dies erstmals geschichtlich er-
wähnt - gegen die Römer oder der Legende nach
vereint mit Störtebekers Seeräubern gegen die Han-
se und die Holländer ging: „Liiwer düüdj as
sloow“, war immer mehr als ein Motto. Der Einzi-
ge, der dauerhaft Frieden nach Friesland gebracht
hat, war Karl der Große. Er tat dies, indem er den

Friesen erlaubt hatte, ihre Angelegenheiten selbst
zu regeln.

Als Freier Demokrat kann ich das gut verstehen. Es
gibt nämlich nach der Liebe keine größere Kraft als
den Willen nach Freiheit. Wenn nun also die Vorsit-
zende des Friesenrats, Ilse Johanne Christiansen,
sagt: Bislang durften wir mitschnacken, jetzt kön-
nen wir mitentscheiden, dann ist hier wohl vieles
richtig gemacht worden.

Sehr geehrte Damen und Herren, die Heimat ist et-
was sehr Wichtiges. Dass das nicht nur die Schles-
wig-Holsteinerinnen und Schleswig-Holsteiner so
sehen, das kann man an der Charta der Regional-
und Minderheitensprachen sehen. Das ist eine
EU-Regelung für den Schutz und die Förderung der
geschichtlich gewachsenen Regional- und Minder-
heitensprachen zur Bewahrung des kulturellen Er-
bes.

„In Schleswig-Holstein prägt ein konsensori-
entierter Ansatz zwischen Parlament, Lan-
desregierung und der kommunalen Ebene die
Minderheitenpolitik ebenso wie die Spra-
chenpolitik für die geschützten Chartaspra-
chen.“

- So heißt es in dem Bericht, den Sie, Herr Minis-
terpräsident, uns gerade vorgestellt haben. Damit
haben Sie recht, und das ist auch gut so.

Herr Ministerpräsident, Sie haben uns von den Ak-
zenten in der Sprachförderung, von der Unterstüt-
zung der pädagogischen Arbeit und von der Anmel-
dung weiterer Verpflichtungen bei der Bundesregie-
rung berichtet. Ich bedanke mich bei Ihnen für den
Bericht, und ich bedanke mich vor allem für den In-
halt des Berichts.

(Beifall FDP, SSW, vereinzelt CDU und
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, durch ihren Ein-
satz leisten die Minderheiten einen wertvollen Bei-
trag zum Erhalt der Sprache, des Brauchtums und
der Traditionen, zum Erhalt unserer vielfältigen
Heimat. Das ist wichtig, und deswegen freue ich
mich ausdrücklich über die Ergebnisse dieser De-
batte. - Vielen Dank.

(Beifall FDP, SSW, vereinzelt CDU und
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Aminata Touré:

Das Wort für die AfD-Fraktion hat der Abgeordnete
Dr. Brodehl.
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Dr. Frank Brodehl [AfD]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen
und Herren! Sehr geehrte Gäste auf der Tribüne!
Die Friesen stehen seit 1990 als Volksgruppe unter
dem besonderen Schutz unserer Landesverfassung,
und daraus leitet sich natürlich auch ein Anspruch
auf staatliche Förderung ab. Den damit verbunde-
nen Verpflichtungen ist das Land Schleswig-Hol-
stein in der Vergangenheit auf ganz vielfältige Art
und Weise gerecht geworden. So hat zum Beispiel
das im Jahr 2004 beschlossene Gesetz zur Förde-
rung des Friesischen im öffentlichen Raum den
Weg für eine zweisprachige Beschilderung an Orts-
eingängen, an Bahnhöfen oder auch in Büros und
Behörden freigemacht. Auch an unserer Schule
wurden die Schilder ausgetauscht. Ich habe als Köl-
ner damals keines bekommen. Ich habe mich be-
schwert, aber Friesisch wurde gefördert, und das ist
gut so.

Gleichzeitig wurde Friesisch damit offiziell als
zweite Sprache dieser Region anerkannt. Es mag
manchem vielleicht zu lapidar erscheinen, aber ge-
nau solche Maßnahmen schaffen Identität.

Die Wirksamkeit des Minderheitenschutzes hängt
auch im Falle der friesischen Volksgruppe maßgeb-
lich davon ab, in welchem Umfang ihre Sprache le-
bendig bleibt. Nur wenn Sprache lebendig ist, kann
sie an die nachfolgenden Generationen weitergege-
ben werden.

Im Alltag hat sich die friesische Sprache vor allem
auf den nordfriesischen Inseln und im nördlichen
Bereich des Kreises Nordfriesland gehalten. Die
Fläche - Sie haben die Landkarte vor Augen - wirkt
zunächst groß. Allerdings muss man berücksichti-
gen, dass sich lediglich ein Drittel der Einwohner
Nordfrieslands als Friesen bekennt. Das sind
50.000 bis 60.000 Menschen; das relativiert die flä-
chenmäßige Größe ein wenig. Von den bekennen-
den Nordfriesen wiederum sprechen leider nur etwa
8.000 bis 10.000 die nordfriesische Sprache aktiv.
Weitere 10.000 bis 20.000 Menschen haben aber
immerhin passive Sprachkenntnisse; das ist ein An-
fang.

Außerdem ist noch ein Aspekt zu berücksichtigen,
der bisher noch nicht anklang: Von den neun nord-
friesischen Sprachformen werden drei von weniger
als 150 Menschen gesprochen. Aufgrund dieser
Zahlen weist der Sprachenchartabericht 2019 zu
Recht darauf hin, dass das Nordfriesische zu den
kleinsten und zugleich zu den am stärksten bedroh-
ten Sprachen in ganz Europa zählt. Auf Deutsch ge-
sagt: Sie ist akut vom Aussterben bedroht. Was ist

also zu tun? Der schulischen Sprachausbildung
kommt im Bereich des Nordfriesischen eine beson-
dere Bedeutung zu.

Wie wir ebenfalls aus dem Sprachenchartabericht
entnehmen können, wurde Nordfriesisch in Schles-
wig-Holstein immerhin an 15 Grundschulen von 25
Lehrkräften unterrichtet. Allerdings ist der Unter-
richt in Nordfriesisch nicht fester Bestandteil des
Lehrplans. Deshalb hat der Sachverständigenaus-
schuss der Europäischen Charta der Regional- und
Minderheitensprachen zu Recht die Forderung er-
hoben, ein solches Unterrichtsangebot fest zu ver-
ankern.

Bereits dieser formale Aspekt verdeutlicht, dass die
Förderung des Nordfriesischen in Zukunft nicht nur
finanzielles Engagement, sondern auch juristisch
tragfähige Strukturen erfordert. Ministerpräsident
Günther hatte darauf hingewiesen.

Wir befürworten es daher, dass mit dem vorgelegten
Gesetzentwurf der Weg für eine Neustrukturierung
der Förderung geebnet wird. Auf diesem Weg liegt
in der Tat die Gründung einer Stiftung öffentlichen
Rechts. Damit wäre man bei der Frage der Finanzen
angelangt.

Meine Damen und Herren, durch die kontinuierli-
che Verwendung finanzieller Mittel aus der Lotte-
riezweckabgabe konnte seit dem Jahr 2014 durch
die Kulturstiftung des Landes Schleswig-Holstein
ein Vermögen von mehr als 1,5 Millionen € aufge-
baut werden, sodass die jetzt neu zu gründende
Friesenstiftung mit einem ausreichenden Stiftungs-
vermögen an den Start gehen. Gerade in letzter Zeit
werden öffentlich-rechtliche Stiftungen ohne nen-
nenswertes Stiftungsvermögen errichtet. Dieses
Problem ist im Vorfeld entschärft worden.

Darüber hinaus fiel die Entscheidung auf Kiel als
Sitz der Stiftung. Dies gewährleistet effektive Ver-
waltungsabläufe. Das kann so verkehrt nicht sein,
ganz im Gegenteil.

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf wird der Ver-
fassungsauftrag zur Förderung autonomer Minder-
heiten in Schleswig-Holstein, der Friesen, wirksam
Rechnung getragen. Wie könnten wir anders als
diesem Gesetzentwurf volle Zustimmung zu geben?
- Vielen Dank.

(Beifall AfD)

Vizepräsidentin Aminata Touré:

Das Wort für die Abgeordneten des SSW hat Lars
Harms.
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Lars Harms [SSW]:

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Der aktuelle Tagesordnungspunkt befasst
sich sowohl mit der neuen Friesenstiftung als auch
mit der Sprachencharta. Die einzelnen Bestimmun-
gen der Charta können wir sicherlich noch im Aus-
schuss beraten, sodass ich mich in der kurzen Zeit
in meinen Äußerungen auf die Friesenstiftung be-
grenze.

Ich möchte eines vorausschicken: Das Schönste an
dem Bericht der Charta ist nicht sein Inhalt, son-
dern dass er mehr Bestimmungen beinhaltet. Das ist
der eigentliche Fortschritt, den wir in der Minder-
heitenpolitik haben. Dafür vielen Dank an alle, die
daran mitgearbeitet haben.

(Vereinzelter Beifall)

Meine Damen und Herren, gleich nach der Wieder-
vereinigung entstand der Wunsch der friesischen
Minderheit, eine Stiftung wie die Sorben in Sach-
sen und Brandenburg zu bekommen. Fast 30 Jahre
später wird dieser Wunsch nun Realität. Wir kön-
nen also mit Fug und Recht sagen, dass hier ein his-
torischer Schritt für die friesische Minderheit getan
wird. Dieser Schritt erfolgt nicht zufällig, sondern
er erfolgt, nachdem in der letzten Wahlperiode be-
gonnen wurde, die Grundlagen hierfür zu schaffen.

Seit 2014 werden auf Initiative des SSW regelmä-
ßig rund 280.000 € jährlich für das Stiftungskapital
zurückgelegt. Vorher lag über rund 20 Jahre hinweg
das Stiftungskapital bei 500.000 € und wurde nie
erhöht. Jetzt werden wir bei Gründung der Stiftung
bei mehr als 2 Millionen € liegen. Dass hier Jahr für
Jahr auf gesetzlich abgesicherter Grundlage die ent-
sprechenden Summen dem Stiftungskapital zuge-
führt wurden, hat die Basis dafür geschaffen, dass
eine Stiftung überhaupt gegründet werden kann.
Dass es dann gelungen ist, dieses auch über eine
Wahlperiode und einen Regierungswechsel hinweg
weiterzuführen, zeigt, dass Kontinuität in der Wei-
terentwicklung der Minderheitenpolitik auch in der
Jamaika-Regierung auf der Agenda steht. Das be-
grüßen wir sehr, meine Damen und Herren.

Im Übrigen haben wir uns, der SSW, natürlich auch
in unserer Regierungszeit schon an der Ausarbei-
tung der rechtlichen Grundlagen für eine Friesen-
stiftung beteiligt. Dass die Landesregierung den
Kontakt zu uns gesucht hat, als sie die Planungen
für die rechtlichen Grundlagen weiterführte, rech-
nen wir ihr hoch an. Es ist wichtig, dass klar wird,
dass Minderheitenpolitik eine Querschnittsaufgabe
ist, die von Regierung und Opposition gleicherma-
ßen getragen werden sollte.

Die Stiftung soll als sogenannte Zuwendungsstif-
tung arbeiten. Das heißt, es können sowohl Gelder
in das Stiftungskapital eingebracht, aber auch direkt
für Projekte und Maßnahmen genutzt werden. Das
bedeutet, das Land wird in Zukunft die institution-
ellen Zuschüsse an die friesischen Organisationen
und Vereine über die Stiftung auskehren.

Darüber hinaus können die Lotteriezweckabgaben
in Zukunft sowohl zur Erhöhung des Stiftungskapi-
tals als auch als Projektmittel dienen. Das wäre ein
riesiger Schritt, weil dann neben den Projektmitteln
des Landes zusätzliche Projektmittel genutzt wer-
den könnten.

Im Übrigen, meine Damen und Herren, dürfen wir
nicht vergessen, dass dies in der Vergangenheit eine
Forderung des Landesrechnungshofs gewesen ist.
Dass wir diese erfüllen, kann uns vielleicht auch
ganz stolz machen.

Dass der Bund seine Projektfördermittel durch die
Stiftung verwalten lassen will, führt zu einer weite-
ren Erleichterung der Arbeit. Eine wichtige Hilfe-
stellung ist zudem, dass die Projektbearbeitung und
-abrechnung in Zukunft durch Mitarbeiter des
Landes geleistet wird. Das ist eine große Entlastung
der ehrenamtlichen, aber auch der hauptamtlichen
Arbeit der friesischen Minderheit. Zudem wird
hierdurch der Friesenrat erheblich entlastet und
kann sich nun dem Kern seiner Arbeit besser zu-
wenden. Hier geht es insbesondere um die Vertre-
tung der Friesen nach außen, die Koordinierung der
inhaltlichen Arbeit und die internationale Zusam-
menarbeit mit den Friesen in Ost und West sowie
mit anderen Minderheiten.

Auch das ist ein großer Gewinn für die Friesen. Sie
sehen also, dass wir mit dem Gesetzentwurf ziem-
lich zufrieden sind.

Es war und ist wichtig, dass alle vier großen friesi-
schen Organisationen im Stiftungsrat vertreten sind
und so ein richtiges Mitspracherecht haben werden.
Meine Erfahrungen mit Stiftungen des Landes sind,
dass Entscheidungen im Regelfall einmütig getrof-
fen werden. So sollte es natürlich auch in der Frie-
senstiftung sein.

Meine Damen und Herren, eins ist uns, dem SSW,
besonders wichtig; auf Friesisch würde man sagen:
Suner e spräke san we niinj frasche mör. Än e friis-
ke spräke schal deerfor boowenaw stönje. - Das
heißt: Ohne die Sprache sind wir keine Friesen
mehr. Deshalb muss die friesische Sprache an erster
Stelle stehen.
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Bei der Vielzahl von Zielen, die hier formuliert sind
und die die Stiftung verfolgen soll, muss es immer
darum gehen, dass die friesische Sprache lebendig
gehalten wird. Das muss das Ziel sein, und das wird
das Ziel der Friesenstiftung sein. Ich freue mich
schon, wenn wir die Friesenstiftung endlich auf die
Beine gestellt haben. Dann haben wir in dieser
Wahlperiode etwas richtig Großes für die Friesen
geschaffen. - Vielen Dank.

(Beifall SSW, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, vereinzelt CDU und FDP)

Vizepräsidentin Aminata Touré:

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich
schließe die Beratung.

Es ist beantragt worden, den Gesetzentwurf Druck-
sache 19/1682 federführend an den Europaaus-
schuss und mitberatend an den Finanzausschuss
und den Bildungsausschuss zu überweisen. Wer zu-
stimmen will, den bitte ich um das Handzeichen. -
Gegenprobe! - Es ist einstimmig so beschlossen.

Es ist beantragt worden, den Bericht der Landesre-
gierung, Drucksache 19/1683, an den Europaaus-
schuss und mitberatend an den Bildungsausschuss
zur abschließenden Beratung zu überweisen. Wer
so beschließen will, den bitte ich um das Handzei-
chen. - Gegenprobe? - Es ist einstimmig so be-
schlossen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 2 auf:

Zweite Lesung des Entwurfs eines Gesetzes zur
Änderung des Schleswig-Holsteinischen Richter-
gesetzes (Landesrichtergesetz - LRiG)

Gesetzentwurf der Fraktionen von CDU, SPD,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP und der Abge-
ordneten des SSW
Drucksache 19/1543

Bericht und Beschlussempfehlung des Innen- und
Rechtsausschusses
Drucksache 19/1684

Ich erteile das Wort der Berichterstatterin des In-
nen- und Rechtsausschusses, der Abgeordneten
Barbara Ostmeier.

Barbara Ostmeier [CDU]:

Mit Plenarbeschluss vom 21. Juni 2019 hat der
Landtag den Gesetzentwurf an den Innen- und
Rechtsausschuss überwiesen. Der Innen- und
Rechtsausschuss hat die Vorlage in mehreren Sitz-

ungen, abschließend am 25. September 2019, bera-
ten.

Der Ausschuss nahm einen Bericht der Justizminis-
terin zur Vorlage entgegen und holte schriftliche
Stellungnahmen ein. Im Laufe der Beratungen wur-
de ein Änderungsantrag der Fraktionen von CDU,
SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP und der
Abgeordneten des SSW vorgelegt und angenom-
men. Einstimmig empfiehlt der Ausschuss dem
Landtag, den Gesetzentwurf in der so geänderten
Fassung anzunehmen.

Vizepräsidentin Aminata Touré:

Ich danke der Frau Berichterstatterin.

(Beifall CDU, FDP, SSW, vereinzelt SPD
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Gibt es Wortmeldungen zum Bericht? - Das ist
nicht der Fall. Eine Aussprache ist nicht vorgese-
hen.

Der Ausschuss empfiehlt, den Gesetzentwurf
Drucksache 19/1543 in der vom Ausschuss emp-
fohlenen Fassung anzunehmen. Wer so beschließen
will, den bitte ich um das Handzeichen. - Gegen-
probe? - Dann ist das einstimmig so geschehen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 19 auf:

Beobachterstatus für das Land Schleswig-Hol-
stein im Nordischen Rat

Wahlvorschlag der Fraktionen von CDU, SPD,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP und der Abge-
ordneten des SSW
Drucksache 19/1709

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das
ist nicht der Fall.

Eine Aussprache ist nicht vorgesehen. Ich lasse
über den Wahlvorschlag Drucksache 19/1709 ab-
stimmen und schlage Ihnen hierfür eine offene Ab-
stimmung vor. Widerspruch höre ich nicht. Dann
werden wir so verfahren.

Wer dem Wahlvorschlag Drucksache 19/1709 seine
Zustimmung geben will, den bitte ich jetzt um sein
Handzeichen. - Gegenprobe! - Dann ist das einstim-
mig so beschlossen.

Damit sind die Abgeordneten Jette Waldinger-Thie-
ring und Jörg Hansen als beobachtende Mitglieder
sowie die Abgeordneten Johannes Callsen und Birte
Pauls als stellvertretende beobachtende Mitglieder
beim Nordischen Rat gewählt. Herzlichen Glück-
wunsch!
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(Beifall)

Ich unterbreche die Tagung bis morgen 10 Uhr.

Schluss: 17:42 Uhr
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